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:Beginn der Sitzung: 9,40 Uhr

EINZIGER PUNKT DER TAGESORDNUNG
Frage der Entschädigung für Zwangssterilisierte;
Anhörung von Sachverständigen.

Der Vorsitzende begrüßt die Sachverständigen und erinnert daran, daß
im Zusammenhang mit den Beratungen des Bundesentschädigungsgesetzes
erklärt worden sei, die Frage einer Entschädigung für Zwangssterili-
sierte müsse einer besonderen Regelung vorbehalten bleiben. Dies habe
dazu geführt, daß von vielen Seiten die Forderung nach einer Entschädi-
gung für Zwangssterilisierte erhoben worden sei. Das Bundesfinanzmini-
sterium habe dazu einen ausführlichen vertraulichen Be~icht vorgelegt.
Nachdem der Ausschuß diesen Bericht zur Kenntnis genommen habe, sei er

~aoer zu dem Ergebnis gekommen, daß Sachverständige zu den Fragen gehört
)werden sollten, ob entschädigt werden solle und, wenn ja, wie entschä-
digt werden solle.

Dr.h.c.Prof. Dr. ;Nachtsheim: Ich darf zunächst sagen, daß ich als Genetiker,
also als Erbbiologe, und Eugeniker hier spreche. Ich habe mich seit
Jahrzehnten, schon lange vor dem nationalsozialistischen Regime, sehr
eingehend mit der Frage der Bekämpfung der Erbkrankheiten befaßt, und
ich habe nach der Nazizeit meine Ansichten gerade sp~ziell betreffend
die Sterilisierung in einer kleinen Schrift zusammengestellt, auf die
ich auch heute mehrfach zu sprechen komme: "Für und wider die Sterili-
sierung aus eugenischer Indikation" aus dem Jahre 1952. Ich habe mir
erlaubt, dem Herrn Vorsitzenden ein Exemplar dieser Schrift zu überreichen.
Ich habe meine Leitsätze zum Gesetz zur Verhütung erbkranken Nachwuchses
zusammengestellt und vervielfältigen lassen. Ich möchte mir nun erlau-
ben, Ihnen diese einzelnen Leitsätze vorzutragen und dann anschließend
Erläuterungen zu diesen Leitsätzen zu geben.
Mein erster Leitsatz lautet:

Das Gesetz zur Verhütung erbkranken Nachwuchses wurde am
14. Juli 1933 erlassen. Nach dem Zeitpunkt seiner Verkündung
und nach dem Gesetzgeber betrachtet, ist das Gesetz also
nationalsozialistischer Herkunft.

Das ist eine einfache Feststellung, eine Tatsache, zu der weitere Erläu-
terungen nicht gegeben zu werden brauchen.
Leitsatz zwei:

D~s Erbkrankheitsgesetz darf aber nicht mit den nationalsozialisti-
schen Rassegesetzen verwechselt oder auch nu~ zusammengeworfen
werden. Während diese der verhängnisvollen Rassenpolitik Hitlers
dienten, war das Gesetz zur Verhütung erbkranken Nachwuchses ein
unpolitisches Gesetz, das zum Schutze der Erbgesundlleit des deut-
schen Volkes bestimmt war.
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~ Dazu möchte ich erläuternd sagen: Das Gesetz ist auch von den west-
~ lichen Besatzungsmächten nicht als politisches Gesetz des National-
~1;
:i' sozialismus betrachtet worden. Es wurde nach Ende des Krieges nicht von
N ihnen aufgehoben. Auch in den meisten Ländern der Bundesrepublik ist,.

das Gesetz nicht aufgehoben, wenn es auch keine Anwendung mehr findet,
da die dazu erforderlichen Erbgesundheitsgerichte nicht mehr existieren.
Im Gegensatz dazu wurden die Rassengesetze bereits durch Kontrollrats_
beschluß von den Alliierten beseitigt.
In dem Handbuch "Arzt des öffentlichen Gesundheitsdienstes" schreibt
Ministerialdirektor Weiß im Kapitel "Erbpflege" im Jahre 1950:

Es ist so, daß fast in jedem Land eine andere Auslegung der
noch bestehenden Gesetze und Verordnungen erfolgt, woraus
sich erhebliche Schwierigkeiten ergeben. Es wird daher eine
der wichtigsten Aufgaben der Bundesregierung sein müssen,
einheitliche Gesetze und Verordnungen über die Erbpflege zutreffen. .

So schrieb'er 1950. Bis heute ist aber nichts in dieser Richtung ge-
schehen.

.J

Punkt drei meiner Leitsätze:
Eugenische Gesetze zur Bekämpfung der Erbkrankheiten gab es
bereits vor 1933 in vielen Kulturstaaten und gibt es auch
heute. Der Entwurf eines Sterilisierungsgesetzes des Preußi-
schen Landesgesundheitsamtes lag im Jahre 1932 vor und sollte
dem Reichstag vorgelegt werden. Wir hätten ein solches Gesetz
sehr wahrscheinlich auch ohne den Nationalsozialismus erhalten.

Zu diesem Punkt sei folgendes bemerkt. Länder mit eugenischen Gesetzen
zur Bekämpfung der Erbkrankheiten gibt es in der Alten und in der Neuen
Welt. Ich nenne hier als Länder mit solchen Gesetzen - sie sind auch
in dem Bericht des Bundesfinanzministeriums genannt -: die meisten
Staaten der USA, Kanada, Mexiko, die Schweiz, dann die nordischen Staa-
ten: Dänemark, Norwegen, Schweden, Finnland, Estland bis zur Annexion
durch Sowjetrußland und Island. Näheres über diese Gesetze ist sowohl
in meiner schon erwähnten Schrift als auch in dem gleichfalls von mir
zitierten Bericht des Finanzministeriums gesagt. Darauf brauche ich nich1
näher einzugehen. Ich will nur noch sagen, daß besonders vorbildlich
die Gesetzgebung und Handhabung in Dänemark und Schweden ist~ wo ich sie
vor Jahren auch eingehend studiert habe.
Ich komme zum Punkt vier:

Der Vergleich beider Texte zeigt, daß der Entwurf 1932 dem Gesetz
zur Verhütung erbkranken Nachwuchses 1933 zugrunde gelegt wurde.
In zwei wesentlichen Punkten unterscheiden sich die Gesetzestexte
allerdings. Der Text 1932 sah eine freiwillige Sterilisierung vor,
das Gesetz 1933 auch eine zwangsweise. Andererseits beschränkte
sich das Gesetz 1933 auf eine Sterilisierung der Erbkranken, wäh-
rend nach dem Entwurf 1932 sich auch äußerlich gesunde, aber als
Träger krankhafter Erbanlagen erwiesene Personen unfruchtbar
machen lassen konnten.
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Ehe ich auf diesen Punkt eingehe, will ich noch den Punkt fünf vorlesen :t Li B
u'nddann beide zusammen erörtern:

Man ist vielfach geneigt, in der zwangsweisen Sterilisierung
eine typisch nationalsozialistische Maßnahme zu sehen. Es ist
aber auch in manchen ausländischen Sterilisierungsgesetzen
im Interesse der Volksgesundheit in bestimmten Fällen ein
gewisser Zwang vorgesehen, zumal da es sich bei Sterilisierung
aus eugenischer Indikation vorwiegend um die Unfruchtbarmachung
Schwachsinniger und Geisteskranker handelt, .d.h. von Personen,
die großenteils geschäftsunfähig oder doch nur beschränkt ge-
schäftsfähig sind.

Dazu folgende Bemerkung: Wie sich die Gesamtzahl der in den zwölf Jah-
. .ren des Dritten Reiches Sterilisierten auf die verschiedenen Erbkrank-

heiten verteilt, wissen wir leider nicht. Es gibt darüber keine exakte
statistik. Immerhin haben wir eine Statistik aus den ersten Jahren, die
von dem Chirurgen Karl-Heinrich Bauer, heute in Heidelberg, einem
unserer bedeutendsten Chir'urgen, und dem Gynäkologen von M1kulicz-
}=~ecki, heute in Berlin, zusammengestellt wurde.
Diese Statistik zeigt, daß, wie in allen Ländern, in denen es Sterili-
sierungsgesetze gibt, auch in den zwölf Jahren in Deutschland vorwie-
gend Schwachsinnige und sonstige Geisteskranke sterilisiert wurden.
Die Statistik umfaßt 6052 Sterilisationen beim Mann und 6032 bei der
Frau, also ungefähr gleich viele. Unter den 6052 sterilisierten Männern
waren 42,9 % schwachsinnig, 25,4 % schizophren, 13,4 % epileptisch und
1,6 % manisch-depressiv. Das gibt zusammen 83,3 % Geisteskranke, wozu
wir noch 5 % Alkoholiker rechnen, wenn wir als Genetiker auch den Alko-
holismus nicht als eine Erbkrankheit betrachten. Das ist die einzige
Krankheit, die in dem Gesetz genannt war, die nicht zu den Erbkrank-
heiten zählt.
~dden Geisteskranken kommen dann noch einige kleinere Gruppen wie
zum Beispiel die Huntington'sche Chorea, der Veitstanz. Aber diese habe
ich aus der zusammenfassenden Statistik weggelassen. Jedenfalls kommen
wir einschließlich der Alkoholiker auf insgesamt fast 90 % der sterili-
siertenMänner.
Unter den 6032 sterilisierten Frauen waren 66,8 % Schwachsinnige, 22,6 %
SOhizophrene, 8,1 % Epileptiker und 0,5 % Manisch-Depressive. Das macht
zusammen 98,0 % Geisteskranke pius 0,5 % Alkoholiker. Bei den Frauen
sind es viel weniger Alkoholiker als bei den Männernj es unterscheidet
sich um eine Zehnerpotenz.
Diese Verhältnisse - ich darf nochmals ausdrücklich darauf aufmerksam
machen - sind aus den Statistiken aus den ~r~ten Jahren der Sterilisie-

.....•..rung gewonnen. Die Verhältnisse mögen sich in späteren Jahren etv-las
}zugunsten der Geisteskranken verschoben haben, d.h. es sind später mehr
G1f}kBeute mit körperlichen Krankheiten sterilisiert vlOrden. Man hat damals
4F>k.;,
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mit der Sterilisierung der Anstaltsbewohner angefangen. Aber die Ste
lisierung der Geisteskranken hat zu jeder Zeit in den zwölf Jahren
weitaus die Mehrheit betragen.
Ich komme zu Leitsatz sechs:

Nach dem Gesetz kam jeder einzelne zur Unfruchtbarmachung Vor-
gesehene Fall vor das einem Amtsgericht angegliederte Erbge-
sundheitsgericht. Dieses setzte sich aus einem Amtsrichter als
Vorsitzendem, einem Amtsarzt sowie einem weiteren, mit der Erb-
gesundheitslehre besonders vertrauten Arzte zusammen. Das Erb-
gesundheitsgericht konnte Zeugen und Sachverständige heranzieher
Gegen den Beschluß des Erbgesundheitsgerichtes konnte Einspruch
erhoben werden. Über die Beschwerde entschied das einem Ober-
landesgericht angegliederte Erbgesundheitsobergericht, das
gleichfalls aus einem Juristen und zwei Ärzten bestand. Partei-
funktionäre waren bei dem Verfahren nicht beteiligt, die Gut-
achten der Ärzte und Sachverständigen wurden, soweit bekannt,
nach wissenschaftlichen Gesichtspunkten und nach bestem Wissen
und Gewissen erstattet.

Ich will auch hier den nächsten Punkt zu der Erläuterung gleich hinz\
nehmen:

Unter das Gesetz fielen die folgenden Erbkrankheiten:
a angeborener Schwachsinn
b Schizophrenie
c zirkuläres (manisch-depressives) Irresein
d erbliche Fallsucht
e erblicher Veitstanz (Huntington'sche Chorea)
f erbliche Blindheit
g) erbliche Taubheit
h) schwere erbliche körperliche Mißbildungen.
Außerdem konnte unfruchtbar gemacht werden, wer an schwerem
Alkoholismus litt.
Man hö~t bisweilen aus Laienkreisen die Meinung, unser Wissen
um die Erbkrankheiten sei 1933 noch zu gering gewesen, um eine
Entscheidung, erblich oder nicht-erblich, zu treffen. Diese
Meinung ist falsch. Richtig ist allerdings, daß das Wissen um di.
Erbkrankheiten auf einen kleinen Kreis von Fachleuten beschränkt
war. Wenn auch unsere Kenntnisse und Erfahrungen auf diesem
Gebiete sich in den letzten drei Jahrzehnten wesentlich vervoll-
kommnet haben und wir manchen Fall heute besser und sicherer
beurteilen können als damals, so ist es doch völlig falsch, zu
behaupten, daß viele der durch die Erbgesundheitsgerichte als
erbkrank bezeichneten und sterilisierten Individuen heute nicht
mehr als erbkrank gelten. Es ist sogar umgekehrt. Es gibt
Schwachsinnsformen, deren Ursache wir damals noch nicht kannten,
sie fielen nicht ~nter daS Gesetz. Heute wissen wir, daß sie
lOO%ig auf krankes Erbgut zurückzuführen sind.

Zu diesen beiden Punkten folgendes: Wir wissen heute, daß die im Gese'
genannten Erbkrankheiten zum großen Teil mit dem gleichen Erscheinung:
bild auch als nicht-erbliche Krankheiten, als sogenannte Phaenokop1en
auftreten können. Fallsucht, Epilepsie, kann auf Erbanl~gen beruhen,
kann aber auch auf ein Geburtstrauma, zum Beispiel bei einer Zangen-
geburt, 'zurückzuführen sein. Blindheit, Taubheit können erblich sein,
können aber auch die Folge von Infektionen sein. Das hat man aber aucl
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schon 1933 gewußt, und gerade aus diesem Grunde ist ja bei den meist~~LI
Krankheiten das Wort "erblich" ausdrücklich hinzugefügt worden. Die
Erblichkeit gibt sich vor allem durch das familiäre Auftreten zu'er-
kennen.

Zu den in meiner schon genannten Schrift aufgeführten Schwachsinns-
formen, deren Ursache 1933 noch nicht bekannt war, gehört - um hier
nur ein ~eispiel h~rauszugreifen'- mongoloide Idiotie. Bis vor zwei
Jahren war es stark umstritten, ob der sogenannte Mongoloidismus zu
den Erbkrankheiten gehört oder nicht. Man neigte gerade in den Nach-. . . .
kriegsjahren in steigendem Maße dazu, ihn als exogen bedingt zU,be-
trachten. Heute wissen wir, daß alle mongoloiden Idioten, ob weiblich
oder männlich, ein bestimmtes Chromosom zuviel haben. Sie haben statt
46 47 Chromosome, und in diesem schädlichen Plus an Erbsubstanz liegt
die Ursache der Krankheit. Ein Unfruchtbarmachen der männlichen Mongo-
loiden' erübrigt sich al+erdings, da sie alle von Natur aus steril
sind. Jedenfalls ist mir kein Fall aus dem Schrifttum bekannt, in dem
ein mon~oloider Idiot Vater geworden ist.
Hingegen können mongoloide Mütter mit mehreren Kindern vorkommen.
Ich habe 'kürzlich die Fälle aus dem internationalen Schrifttum dieser
Art zusammengestellt. Das sind natürlich durchaus eugenisch'uner-
wünschte Mutterschaften, und sie finden sich meist in primitivem
Milieu, in etwa auch sonst belasteten Familien. Des öfteren sind die
Kinder Produkte des Inzestes. So hat zum Beispiel der Schweizer Hanack
vor kurzem einen Fall beschrieben von einer mongoloiden Mutter mit
zwei mongoloiden Kindern. Die beiden Kinder stammen von dem Bruder der
Mutter, der zwar selbst nicht mongoloider Idiot ist, der aber schwach-

.~)' sinnig ist. In einem aIideren Fall war die mongoloide Mutter in einer
Anstalt untergebracht, aber von einem Epileptiker der gleichen Anstalt
gesc~wängert worden. In wieder anderen Fällen ist der Vater unbekannt.
Noch eine weitere Schwachsinnsform sei hier erwähnt, von der wir 1933
und auch 1945 noch nichts wußten, über die wir aber heute genau,infor-
miert sind. pie auf einem überzähligen Chromosom ber~hende Form -
also wie bei der !TI0ngoloidenIdiotie - tritt nur bei Frauen'auf, und
zwar handelt es sich hier um ein überzähliges Geschlecht&chromosom.
Ich will hier nicht auf Einzelheiten eingehen. Normalerweise hat die
Frau zwei sogenannte X-Chromosome, und es hat sich jetzt geze~gt, daß
alle Frauen mit einern bestimmten Schwachsinnstyp drei X-Chromosome
besitzen. Sie sind bald fruchtbar~ bald unfruchtbar, und man hat kürz-
lich in England 600 weibliche Insassen einer Anstalt für Schwachsinnige
untersucht und festgestellt, daß darunter ein nicht unwesentlicher

i Prozentsatz von Frauen mit drei X-Chromosomen ist. Also auch in diesem
-I Falle können wir heute sagen: Wir wissen hicht nur über die Ursache
•



Bescheid, sondern wir können weiterhin sagen, daß es 100%ig -das }>rb-
gut ist, das hier über das Schicksal der betreffenden PersQn entschei_det.

Ich komme zu dem nächsten Punkt, dem Leitsatz acht, den ich wiederum
mit dem Leitsatz neun zusammenfasse:

Nach den heute vorliegenden Statistiken läßt sich sagen,
daß die Zahl der im gesamten Reichsgebiet 1933 _ 1945 auf
Grund von Entscheidungen der Erbgesundheitsgerichte vorge-
nommenen Sterilisierungen aus eugenischer Indikation zwischen
200.000 und 300.000 liegt. Es ist nach meiner Meinung auch
kein Zweifel daran möglich, daß diese Sterilisierten, von Aus-
nahmen abgesehen, Erbkranke waren und daß durch die Unterbin-
dung ihrer Fortpflanzung die Zeugung von sehr viel erbkrankem
Nachwuchs unterblieben ist. Dadurch aber ist den erbkranken
Familien sehr viel Leid, Kummer und Sorge erspart geblieben.

Leitsatz neun:

Ist das Gesetz zur Verhütung erbkranken Nachwuchses zu rassen-politischen Zwecken mißbraucht worden, d.h. zur Unfruchtbar_
machung von nicht erbkranken Juden, Zigeunern, Mischlingen und
sonstigen mißliebigen Personen? Tatsache ist, daß sich Kreise
der SS in späteren Jahren des öfteren für eine Ausweitung des
Gesetzes im Sinne der rassenpolitischen Forderungen der NSDAP
eingesetzt haben. Tatsache ist aber auch, daß eine Abänderung
des Gesetzes in der von der Partei ge~'1ÜnschtenRichtung nicht
erfolgt ist, und es darf als sicher gelten, daß Fälle der ge-
nannten Art nicht durch die ErbgesUndheitsgerichte gegangen
sind. Sollte es aber Sterilisierte der Nazizeit geben, die nach-
weislich nicht auf Grund von Erbkrankheit, sondern gesetzes-
widrig aus Gründen nationalsozialistischer Rassenpolitik un-
fruchtbar gemacht worden sind, so hätten sie Anspruch auf Ent-schädigung.

Zu diesen beiden letzten Punkten folgende zusätzliche Erläuterung:
Die Punkte acht und neUn scheinen mir für die gegenwärtige Betrachtung
die wichtigsten zu sein. Als wir am Ende des Krieges Von dem national-
Sozialistischen Regime befreit wurden, war wohl jeder von uns der Über-
zeugung, daß mit dem Gesetz zur Verhlitung erbkranken Nachwuchses schwerer
Mißbrauch getrieben worden war. Wie in meiner mehrfach zitierten Schrift
aus dem Jahre 1952 in der Einleitung gesagt, berief die Zentralverwaltung
für das Gesundheitswesen der Ostzone am 3. Januar 1947 _ damals war
Berlin noch keine geteilte Stadt - zu einer Besprechung der Frage der
SteriliSierung und anderer eugenischer Maßnahmen ein. Ich wiederhole:
Dies war im Januar 1947~ wohl das erste Mal, daß nach dem Kriege von
amtlicher Seite in Deutschland eine Diskussion eugenischer Fragen statt-
fand. Als Sachverständige nahmen daran teil die PSychiater Professor Bon-
hoeffer und Professor Roggenbau, Professor Muckermann als Eugeniker und
ich als Genetiker. Wir waren uns damals darüber einig~ daß der Mißbrauch,
der in den zwölf Jahren des Dritten Reiches mit dem Gesetz zur Verhütung
erbkranken Nachwuchses getrieben wurde, nicht ein Grund sein könne und
dürfe, in Zukunft auf bevölkerungspolitische und eugenische Maßnahmen

34/8 =-=-=-=-=-=-=-=-==::::;:;;:~~••••---------_.u
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überhaupt zu verzichten, daß aber der Abstand, den wir damals von tJ~f.

den Greueln des Nationalsozialismus hatten - es waren noch keine zwei
Jahre seit Kriegsende -, zu gering sei, um aufs neue mit gesetzgeberi-
schen Vorschlägen eugenischer Art an die Öffentl'ichkeit zu treten.
Auch als ich 1952 meine eben zitierte Schrift verfaßte, war ich noch
der Überzeugung, daß das hier zur Diskussion stehende Gesetz zu
rassenpolitischen Maßnahmen des Nationalsozialismus mißbraucht worden
sei.
Diese Ansicht ist bis auf den heutigen Tag weit verbreitet. So heißt
es in einem vorige Woche in der Deutschen Medizinischen Wochenschrift
erschienenen Aufsatz "Ist die Sterilisation mit Einwilligung zulässig?"
von Bundesanwalt Dr. Kohlhaas in Karlsruhe:

" )
Die Unfruchtbarmachung ist durch den schweren Mißbrauch, der
zwischen 1935 und 1945 mit dem Gesetz zur Verhütung des erb-
kranken Nachwuchses getrieben worden ist, in der Bundesrepublik
noch immer umstritten, obwohl sie in vielen Kulturstaaten auch
in der Form der eugenischen Indikation anerkannt ist. Je mehr
ich mich aber im Laufe des letzten Jahrzehnts mit der Sache
beschäftigte, je mehr Unterlagen über die Anwendung des Gesetzes
mir in die Hand gekommen sind, um so mehr habe ich die Über-
zeugung gewonnen, daß die Meinung von der mißbräuchlichen
Benutzung des Gesetzes mehr auf Vermutungen beruht als auf
feststehenden Tatsachen, auf Vermutungen, die während der Nazizeit
mehr oder weniger bekannt gewordenen Pläne der NSDAP und vor
allem der SS, die Sterilisation als Maßnahme zur Vernichtung
der jüdischen Bev~lkerung anz~wenden. Der Entwurf solcher Maß-
nahmen

- der Entwurf! -
ist auch einer. der Anklagepunkte gegen Eichmann.

Ich zitiere die "Frankfurter Allgemeine Zeitung" vom 5. April dieses
Jahres, die aus einem Bericht des SS-Oberführers Brack, Oberdienst-
leiter in der Parteikanzlei Bitlers, geheime Reichssache vom 28. März
1941, wiedergibt - das ist wörtlich aus dem Brief an Himmler -:

Ein Weg der praktiRchen Durchfahrung wäre zum Beispiel, die
abzuferti~ende~ Personen vor ei~eL Schalter treten zu lassen,
an dem sie Frage~ gestellt erhalten u~d Formu:are auszufüllen
haben, was ungefällr zh'ei bis erei Y1in'.ltenaufhalten soll. Der
Beamte, der hL'1teI'dem Schalter sitzt, ~-c::mndie Apparatur
bedierlen, und zwar dergestalt, daß er einen Schalter bedient,
mit dem gleichzeitigbeide Rö~ren, da j~ die Bestrahlung von
beiden Seiten erfolgen muß, i~ Tätigkeit gesetzt werden. In
einer Anlage mit zwei R~hren könnten also demgemäß pro Tag
zirka 150 bis 200 Personen sterilisiert werden, mit 2,0 Anlagen
also bereits 3000 bis 4000 pro Tag. Eine höhere Anzahl von
täglichen Verschickungen kommt meiner Schätzung nach sowieso
nicht in Frage.

Verbrecherische Pläne dieser Art sind aber meines Wissen~ nicht zur
Ausführung gekommen. Mit der fürchterlichen "Endlösung der Judenfrage"
hatte man eine Methode, die mit der totalen Vernichtung der Menschen
die Sterilisation überflüssig machte.



Sollten aber tatsächlich unter den noch lebenden Juden, Mischlingen,
Zigeunern usw. solche sein, die nachweislich aus rassenpolitischen
Gründen unter den Nationalsozialisten sterilisiert worden sind - ich
wiederhole das, was schon in meinem Leitsatz steht -, so hätten sie
vollen Anspruch auf Entschädigung.
Derartige Fälle hätten indessen nichts mit dem Gesetz zur Verhütung
erbkranken Nachwuchses zu tun, und es wäre unbillig, damit das Gesetz
belasten zu wollen. Ich bin völlig davon überzeugt, daB kein solcher
Fall je vor ein Erbgesundheitsgericht oder gar das Erbgesundheitsober-
gericht gekommen ist. Ich betone hier nochmals mit allem Nachdruck, daß
das Gesetz zur Verhütung erbkranken Nachwuchses kein verbrecherisches
Nazigesetz, sondern ein Erbgesundheitsgesetz war.
Wir dürfen -wenn ich so sagen darf - froh sein, daß dieses Gesetz

7)
J 1933 als eines der ersten Gesetze der neuen Regierung herauskam. Daß

das möglich war, verdanken wir dem Umstand, daß der Entwurf des Preußi-
schen Landesgesundheitsamtes aus dem Jahre 1932 bereits vorlag. Wäre
das Gesetz erst 1935 zusammen mit den verbrecherischen Nürnberger Rasse-
gesetzen erschienen, so hätte wahrscheinlich die SS auch auf die Gestal-
tung dieses Erbgesundheitsgesetzes einen verhängnisvollen Einfluß aus-
geübt. Die N~rnberger Rassegesetze - ich wiederhole das auch hier -.
wurden d~rcll KontrollratsbeschluJ aufgehoben, das Erbgesundheitsgesetz
nicht, da solche Gesetze ja auch in zahlreichen anderen st~aten wie
in den USA existieren~
Noch ein Wort muß ic~ zur Frage des Zwanges bei der Sterilisierung
sagen. Ich habe schon dargelegt, weshalb es, wenn ein Erbgesundheits-

,.J gesetz erbhygteniscrJ. wir~sam v-Ierdensoll, nach Lage der Dinge ohne
einen gewissen Zwang gar nicht geht und daß dem auch in ausländi-
schen Gesetzenmeser Art Rechnung getragen wird. Aber man soll auch die
Ablehnung einer solchen Maßnahme nicht übertreiben. Ich darf daran er-
innern, \','elc:1.,r_eftige Ab'f!=:Lrreaktionseinerzeit cas IJlpfgesetz mit
seinem I~pfzwa~g in weiten Kreisen hervorgerufen hat. Auch heute gibt
es noch Impfge6ne:.,...., doch vJ1:td eie Nctwend igkei t c,es ZVlanges kein Eins ich-
tiger mehr bestreiten wollen.
Ich komme zu Punkt ze~n:

Eine Entschädigung auf Grund des Gesetzes nach regelrechtem
Verfahren vor eine~ Erbgesundheitsgericht bzw. Erbgesundheits-
obergericht sterilisierter Erbkranker sollte meines Erachtens
nicht erwogen werden. Die Begründung liegt in Q-en vorausgegan-
genen Leitsätzen. Die Refertilisierung, von der bisweilen ge-
sprochen wird, ist eine in ihrem Erfolg sehr zweifelhafte Methode,
ganz abgesehen davon, daß sie nach so langer ,Zeit (Jahrzehnte nach
der Sterilisierung) schon deshalb in vielen Fällen sinnlos wäre.
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Eine Entschädigung aus eugenischer Indikation Sterilisierter
ist aber auch deshalb nicht angebracht, weil dadurch eine
solche Sterilisation auf freiwilliger Basis gleichfalls in
Mißkredit gebracht würde. Ich habe es seit Kriegsende immer
wieder betont. Jedes Kulturvolk kann auf die Dauer heute
nicht auf Eugenik verzichten, und zu den wichtigsten Maßnahmen
zur Verhinderung eines Überhandnehmens der Erbkrankheiten
gehört die Unfruchtbarmachung aus eugenischer Indikation.

Zu diesem Punkt noch folgende Erläuterung: Nach allen meinen Darlegun-
gen bettachte ich die Notwendigkeit einer Entschädigung der auf legalem
Wege von 1933 bis 1945 sterilisierten Erbkranken nicht als gegeben.
Für ganz abwegig wUrde ich es aber ansehen, auch noch zwischen den
zwangsweise Sterilisierten und solchen Kranken3 die ein~ichtsvoll ihrer
Unfruchtbarmachung zugestimmt haben, einen Unterschied machen zu wollen
und nur die erste Gruppe entschädigen zu wollen. Ganz abgesehen von

) den praktischen Schwierigkeiten würde dies bedeutenj Je schwachsinni-
ger das Individuum, um so eher ist es für seine Unfruchtbarmachung zu
entschädigen.
Das am Schluß von Punkt zehn Gesagte bezieht sich auf das, was in der
Bundesrepublik auf erbhygienischem Gebiet nach meiner Meinung in Zu-
kunft sein sollte. Aber darüber brauchen wir an dieser Stelle ja nicht
im einzelnen zu sprechen. Ich komme in anderem Rahmen in allernächster
Zeit auf diese Dinge noch zurück.

Dr.h.c.Prof. Dr./Villinger: Nach dem, was Herr Kollege Nachtsheim eben gesagt
hat, bleibt mir zunächst nur übrig, zu sagen, daß ich mich mit seinen
Thesen durchaus decke und auch mit dem, was er an Schlußfolgerungen und
an zusätzlichen Bemerkungen vorgetragen hat. Ich kann nur noch einiges
aus meiner persönlichen Erfahrung ergänzend hinzufügen.
Die Vorgeschichte des Sterilisierungsgesetzes ist vorher bereits in
,groben Zügen geschildert worden. In Psychiaterkreisen war es in der
Zeit, als ich in die Psychiatrie hineinkam, also in den zwanziger Jah-
ren, wohl allgemeine Meinung, daß etwas wie ein Sterilisierungsgesetz
erlassen werden müsse, nachdem man riichtmehr nur auf die allgemeine
Erfahrung angewiesen war, daß es unheilbare Erbleiden gebe, deren Träge~ -
und deren Familien - hinsichtlich ihrer Glücks- und ihrer Leistungs-
fähigkeit und ihres sozialen Zusammenlebens durch diese Erbleiden schwer
bedroht seien ufld,wie Herr Kollege Nachtsheim vorhin gesagt hat, minde-
stens soweit die Erbleiden manifest wurden, persönlich mehr oder weniger
schwer unter ihrem Zustand zu leiden hatten, nachdem also nicht nur diese
allgemeine Erfahrung gewonnen war, sondern die Erbforschung in verschie-
denen Ländern, darunter ganz wesentlich auch bei uns, mehr sder weniger
gesicherte Unterlagen erhalten hatte.
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Dabei glaube ich noch einmal betonen zu müssen, daß, wenn auch unsere
Kenntnisse damals in dieser Hinsicht nicht so vollkommen waren wie
heute, sie im Hinblick auf die im deutschen Geset~ zur Verhütung erb-
kranken Nachwuchses aufgezählten Krankheiten doch immerhin einiger-
maßen hieb- und stichfest waren und daß man im Begriff stand, bei wei-
teren Erble1den etwas mehr in die Differentialdiagnose einzudringen,
d.h. in die Möglich~eit, solche Phaenokopien von echten Erkrankungen
zu unterscheiden.

Es lag also gesichertes Wissen einer Reihe von Kulturnationen vor. Die
Ergebnisse der deutschen psychiatrischen Erbforschung, vorwiegend in dem
damaligen Kaiser-Wilhelm-Institut in München erworben unter Leitung
von RUdin und unter ~er sehr tatkräftigen Mitwirkung des sehr besonne-
nen Vererbungsforschers Luxembu!'ger, sind im wesentlichen heute nochgültig.

Was hinzugekommen ist, das verdanken wir zum Teil dem Widerstand der
Ärzte innerhalb der Zeit der Durchführung des deutschen Sterilisierungs_
gesetzes gegen eine Feststellung von Erbkrankheiten da, wo die Fest-
stellung etwas zweifelhaft erscheinen konnte, so vor allem beim Schwach-
sinn und bei der Epilepsie. Hier sind, und zwar gerade in der Zeit, in
der das Sterilisierungsgesetz gegolten hat, erhebliche Fortschritte
hinsichtlich der Krankheitserkennung und der Feststellung ihrer Erblich-
keit oder Nichterblichkeit erzielt worden.

Der Wunsch, von schweren Erbleiden befallene Personen wie auch die äußer-
lich gesunden Träger entsprechend krankhafter Erbanlagen möchten sich
der Fortpflanzung enthalten, erscheint somit durchaus begreiflich. Die
einzig sichere und dennoch dabei das körperliche Wohlbefinden in keiner
Weise störende Möglichkeit, die Fortpflanzung eines Menschen zu verhüten,
besteht aber, wie sich schon vorher und 1m Laufe der Zeit immer deutlichel
gezeigt hat, in der Sterilisierung.
Wenn der betreffende Träger einer Erbkrankheit, der dieses weiß, in Zei-
ten ruhiger Überlegung auch die feste Absicht hat, eine Fortpflanzung
zu vermeiden, so wird er zu gegebener Stunde und zu bestimmten äußeren
und inneren Bedingungen doch wohl nicht oder nicht immer über die erfor-
derliche Kraft verfUgen, seinen vorher gefaßten Beschluß durchzuhalten.
Das gilt natürlich vor allem bei~ Vorliegen gewisser geistiger Störun-
gen, Störungen im Sinne von Schwachsinn der verschiedenen Grade.
Betrachtet man zunächst einmal unser deutsches Gesetz unter dem allge-
meinen Gesichtspunkt, daß die Sterilisierung dem Träger selbst die Mög-
lichke"it verschaffte, auch in solchen Augenblicken sich nicht fortzu-
pflanzen, so war diese Sterilisierung eine Wohltat und lag im ~ohlver-
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standenen Interesse der Kranken bzw. der einsichtigen Träger solcher
Erbanlagen. Denn - um das noch zu betonen: es ist vorher vielleicht
nicht deutlich herausgekommen - bei diesen in den Katalog aufgenomme-
nen Erbkrankheiten handelt es sich durchweg um unheilbare. d.h. durch
ärztliche Kunst nicht besserungs- oder ausheilungsfähige Leiden und
störungen bzw. Abartigkeiten.
Das Gesetz wäre auch von der Ärzteschaft. so wie ich sie von damals
in Erinnerung habe. und gerad~ auch von den an einem solchen Gesetz
interessierten Psychiatern durchaus gutgeheißen worden. hätte nicht
ein Bedenken gegen ~ 12, also gegen die Zwangsanwendung, bestanden-
aber dazu hat Herr -Kollege Nachtsheim schon das Erforderliche gesagt -
und wären nicht, was das Gesetz in den Augen eines großen Teils der
deutschen Ärzteschaft vollständig unmöglich machte, in den Ausführungs-
bestimmungen sowohl der Amtsarzt wie der praktische Arzt verpflichtet
gewesen, ihnen in ihrer Berufstätigkeit vorkommende Personen zur An-

.zeige zu bringen, auf die hin es erforderlich war. ein Erbgesundheits-
verfahren gegebenenfalls in Gang zu bringen.
Die Ärzteschaft hat unter diesen zwei Bedenken sehr schwer gelitten,
und sie hat, wenn auch natürlich nicht in allen ihren Ve~tretern, so
doch in einem großen Teile versucht, diese Schwierigkeiten einigermaßen
zu umgehen. Sie hat sich auf der anderen Seite bemüht, die Diagnosen-
stellung immer mehr zu verfeinern, um auf diese Weise bei denjenigen
Fällen, die nicht als hinreichend gesichert erschlenen, eine Sterili-
sierung zu vermeiden.

~)Da ich selbst Beisitzer in zwei Erbobergerichten gewesen bin, und zwar
vom Jahre 1936 an in Hamm und vom Jahre 1940/41 an in Breslau, kann ich
über die Handhabung und Anwendung des Gesetzes im Bereiche der Erbober-
gerichte einiges sagen. Herr Kollege Nachtsheim hat vorher geäußert. ihm
sei nachträglich bei längerer Beschäftigung mit dieser Materie
immer klarer geworden, daß die Erbgesundheitsgerichte ihren Auftrag
ernst genommen hätten und daß von einem groben Gebrauch oder schließ-
lich gar Mißbrauch nicht die Rede sein könne. Ich glaube, er hat gesagt:
mit verschwindenden Ausnahmen.
In der sehr interessanten und sehr sorgfältig zusammengestellten Denk-
schrift. des Bundesfinanzministeriums sind Zahlen angegeben, die darauf
hinweisen, daß in einem, allerdings bei den verschiedenen Gerichten und
Obergerichten verschieden hohen Bruchteil der Gesamtfälle die Entschei-
dungen nach der negativen Seite ausfielen, d.h. daß die Sterilisierung
nicht angeordnet, nicht beschlossen wurde. Das ist bei den Erbgesund-
heitsgerichten, soweit ich ihre Akten von damals kenne, in einem unter-
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schiedlichen Ausmaße der Fall gewesen, aber doch immerhin bei 5 bis
15 % der zur Entscheidung kommenden Fälle, bei den Erbobergerichten i
einem noch erheblich höheren Ausmaß. Bei den von mir gekannten Erbobe ,
gerichten mag es etwa bei 25 bis 35, zeitweise bis 50 % gelegen haben
Ich führe das bloß deswegen an, um zu.sagen, daß das.Rechtsbewußtsein
und das Verantwortungsbewußtsein bei diesen Gerichten ein sehr hohes
war.

Vom Jahre 1936 an oder etwas später ~ auch das darf ich vielleicht
noch aus der persönlichen Erfahrung hinzufügen _ ist eine von SchlegeJ
berger unterzeichnete Verfügung im Namen des Justizministeriums herauE
gekommen, die sehr nachdrücklich darauf hinwi,es" daß dieses Gesetz ein
Gesetz im alten Sinne zu sein habe und daß mit äußerster Vorsicht vor-
gegangen werden müsse, daß also" wenn irgend möglich, das Gericht

) selbst, erst recht das Obergericht, die betreffenden unfruchtbar zu
Machenden bzw. diejenigen, gegen die der Antrag gestellt war, auch sel-
ber gesehen und gehört haben müsse. Es sind die erdenklichsten Anstren.
gungen gemacht worden, selbst in solchen Fällen, wo das Erscheinen vor
Gericht fast unmöglich war, mit diesen Kranken und Abartigen selber
und mit ihren Angehörigen zu sprechen, so eingehend zu sprechen, daß
auch sämtliche Familienmitglieder alles vorbringen konnten, was sie auf
dem Herzen hatten.

Ich füge das bloß ein, um noch einmal darauf hinzuweisen, daß nach die-
ser Richtung - ich kann es natürlich nur bis zu einem bestimmten Grade
sagen - doch alles Rechtens zugegangen ist, soweit man das übersehen
konnte.

Die Akten der Erbgesundheitsgerichte, die uns auf Grund der britischen
Verfügung noch in den 40iger Jahren in meiner Klinik in Marburg vorge-
legt wurden, haben wir damals sehr sorgfältig überprüft, um aus ihnen
und aus den Begründungen für das Zustandekommen der Diagnose entnehmen
zu können, ob die Diagnose nicht hinreichend begründet, nicht mit der
notwendigen Sorgfalt gestellt worden war. Wir haben eigentlich so gut
wie keinen Fall herausziehen können, bei dem wir mit Bestimmtheit hätten
sagen können, daß ausgesprochen diagnostische .Fehler oder auch nur Acht-
losigkeit€nunterlaufen wären. Das wäre zum Gesetz und, soweit ich es
übersehe, zur Durchführung zu sagen.
Zur Frage des Mißbrauchs ist v~rher schon darauf hingewiesen worden,
daß Zigeuner und andere Personen aus rassenpolitischen oder rein poli-
tischen Gründen vielleicht sterilisiert worden seien. Soweit ich die
Tätigkeit der Erbobergerichte und der Erbgesundheitsgerichte übersehe,
sind solche Fälle nicht vorgekommen.



(Vorsitzender: Diese Fälle sind doch in der
Regel ohne Verfahren gelaufen!)

F. ••••• er l
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Ich wollte noch ergänzend auf die Frage zurückkommen, ob die Anwendung
des Gesetzes sich als berechtigt erwiesen habe. Dafür wähle ich ein
Beispiel, das mir der Kollege Kemp in Kopenhagen, als ich ihn vor
einigen Jahren besuchte, gegeben hat. Wahrscheinlich keDnt Herr Kollege
Nachtsheim die betreffende Arbeit und kann mich korrigieren, wenn ich
mich täusche.
Dort ist seit 1929 die Sterilisierung mit besonderer Umsicht durchge-
führt worden, und alle die Sterilisierung betreffenden Akten einschließ-
lich der Beschi'lerden,die ja dort auf dem einen Wege durch das Parlament,
auf. dem anderen Wege zum König hinaufgehen, sind durch die Hände des
Instituts von Kollegen Kemp gelaufen. Er hat nun einem seiner Mitarbei-

') ter eine interessante Aufgabe gestellt, nämlich die, diejenigen Kinder
zu untersuchen, die von Frauen geboren wurden, die nach diesen Geburten
erst zur Sterilisierung kamen, und zwar wegen der verschiedenen Erb-
krankheiten. Da hat sich nun ergeben, daß nur in 5 % der Fälle diese
Kinder, die vor der Sterilisierung geboren wurden, psychis~h ganz ein-
wandfrei waren, daß in 50 bis 60 % der Fälle Geisteskrankheiten oder
schwere Abartigkeiten und Störungen der verschiedensten A:-t vorlagen
bzw. sic~ i~ Laufe der Jahre entwickelt haben. Herr Kemp schließt dar-
aus mit Recht, daß das Gesetz, so wie es in Dänemark auf Grund der
dortigen Diagnostizierung der verschiedenen Erbleiden.durchgeführt wurde,
seinen gute~ Sinn gehaot habe.
Ich habe vorher gesagt, daß das körperliche Wohlbefinden durch die
Sterilisierung in keiner Weise beeinträchtigt wurde. Libido und Potenz
bleiben erLalten. Es fällt nur die eigentliche Fortpflanzungsfähigkeit
fort. Nun ist auffalle~d, daß wir in einer breiten psychiatrischen Er-
fahrung nac~ dem Kriege in TUbinge~ und in Ma~jurg eigentlich ~einen
Pa~ienten gehabt haben, der gekommen ist mit einer Klage, da] ihm
durch die 8teri~isieruLg bestimmte Eeschwerden erNachsen seien. Das
gilt o~fenbar auc~ fUr die psychische SeIte, vielleicht mit der Ein-
s8hr~nkung, daß solche Sterilisierte da, wo man sie vor~er eingehend
darauf aufmerksam gemacht hat - d2.S ist ähnlich wie b2i den E~~Ltmannten-,
unter U~st~n~en einmal gesagt haben: Es bleibt aber das Gefühl, kein
voller Mann oder keine yolle Frau zu sein. Eine Beeinträchtigung der
Leistungsfähigkeit, eine Beeinträc~tigung der Einordnungsfähigkeit in
die Gemeinschaft, ein l{Örl)erlicherMangel oder eine körperliche Beschwer-
de sind nie festgestellt worden.
Die Frage dBr Entschädigung wäre auch meinerseits wohl durchaus in dem
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Sinne zu beantworten, wie es Herr Kollege Nachtsheim bereits getan hat. \l
Entschädigen wir, so läuft man natürlich Gefahr, daß eine gewisse Neu- \
rotisierung dieser Sterilisierten stattfindet. Bespricht man die Dinge i
in der Öffentlichkeit sehr eingehend, so läuft man Gefahr, daß wieder-
um eine Welle von Neurosen erzeugt wird, besonders heute, wo die
Rechtsansprüche gegenüber Staat und Gesellschaft beim einzelnen in
einer sehr starken Weise zugenommen haben. Es ist die Frage, ob dann
hicht neurotische Beschwerden und Leiden auftreten, die nicht nur das
bisherige Wohlbefinden und, sagen wir, die Glücksfähigkeit dieser
Menschen, sondern auch ihre Leistungsfähigkeit beeinträchtigen.
Von diesem Gesichtspunkt aus ist mit besonderer Vorsicht bei allen
diesen Dingen vorzugehen, besonders wenn man sieht, wie Entschädigungs-
neurosen in einem fast unheimlichen Maße zugenommen haben und um sich

) greifen.
Ich glaube, ich kann damit schließen, und bitte, Fragen an mich zu
richten, denn in allem übrigen hat Herr Nachtsheim das Wesentliche
gesagt, und ich schließe mich ihm darin vollkommen an.

Min.Rat Dr. Lewenstein: Zum Ausgangspunkt aller Uberlegungen kann man
die Auffassung des Präsidiums des Deutschen Ärztetages vom 1. August
1955 (Anl. 5 zum Bericht des BMF) beiziehen, wonach

alle Menschen, die in Verfolg der nationalsozialistischen
Gesetzgebung zur Verhütung erbkranken Nachwuchses durch einen
zu Unrecht durch den staat und seine Organe veranlaßten
Eingriff in ihrer Gesundheit einen Sachschaden erlitten
haben, dafür entschädigt werden sollen ..••.

-J Das kann freilich nicht heißen, "daß jeder auf Grund des Erbgesund-
heitsgesetzes vorgenommene Eingriff als ein einen Entschädigungsanspruch
auslBsendes Unrecht bezeichnet werden sollte" (s. 40 0.), vielmehr käm~
es hier bei einer wissenschaftlich-psychiatrischen Stellungnahme zu dem
Gesamtkomplex vorerst darauf an, zu prüfen,

a) ob und inwieweit das Erbgesundheitsgesetz nach Form und
Inhalt ein"Unrechtsgesetz", d.h. 1.vissenschaftlich nicht
gerechtfertigt, nicht genügend ausreichend fundiert
oder fehlerhaft war,

b) ob und inwieweit das Gesetz für den Fall, daß es wissen-
schaftlich ausreichend fundiert war, im Einzelfall falsch
oder mißbräuchlich angewandt worden ist.

Wie angedeutet, interessiert hier nur die medizinisch-wissenschaftliche
Seite und nicht die Untersuchung rechtsstaatlicher Grundsätze.



Zu a): In dem vorliegenden Bericht werden gegen Form
Gesetzes keine rechtlichen Bedenken geltend gemacht.
sem Zusammenhang (s. 41 unten):

und Inhalt des
Es heißt in die-

Die in ~ 1, ALs. 2 enthaltene Bezeichnung der Erbkrankheiten,
die nach dem Gesetz eine Sterilisation rechtfertigen können,
entspricht, wie von sachkundiger Seite (Nachtsheim und Villinger)
erklärt worden ist, eindeutig dem damaligen und heutigen Stand
4er Wissenschaft.

Gerade in diesem Punkte läge aber ein Ansatz zur Diskussion:
Gaht man nämlich davon aus, daß nur die stichhaltig erwiesene E~b11ch-
ke1telner Krankheit für die Anvlendung des Gesetzes maßgeblich sein
durfte oder sollte, dann kann die zitierte Feststellung nur für dieje-
nigen Krankheiten zutreffen, die wirklich als originäre Erbkrankheiten

-)eindeutig und allgemein erkannt waren. Traf das aber auf alle in ~ 1
Abs. 2 Erbgesundheitsgesetz aufgeführten Krankheiten ohne weiteres zu?
Der Bericht stellt - so lese ich es wenigstens - in einer positiven
Wertung die Tatsache heraus, daß die in Betracht kommenden Erbkrank-
heiten erschöpfend aufgezählt worden seien und daß man sich damals
nicht mit dem allgemeinen Postulat - generell gesagt -, "daß eine
Erbkrankheit vorliegen muß", begnügt habe; tatsächlich hätte das Gesetz
aber erst in diesem letzteren Falle ein exaktes wissenschaftliches
Fundament gehabt, denn es werden darin auch solche Krankheiten aufge-
fÜhrt, denen - und das gilt gleichermaßen für die damalige wie für die
heutige Situation der Psychiatrie - keineswegs in jedem Einzelfalle
allein von der Krankheitsbezeichnung her das Etikett "Erbkrankheit"

_ zugestanden werden konnte. So ist z.B. ein Schwachsinn nicht deshalb
-.J erblich, weil er angeboren ist, und was die Schizophrenie anbelangt,

so wurden und werden auch heute noch mangels besserer wissenschaft-
licher Erkenntnisse über die aetiologischen Zusammenhänge recht hetero-
gene Störungen unter dieser Diagnose subsumiert. Beim "schweren Alko-
holismus" gibt es zwar keine diagnostischen Unklarheiten, jedoch außer-
ordentlich starke Zweifel an seiner Erblichkeit, um nur einige Beispiele
hier zu nennen.
Unter diesem Aspekt kann es also sehr wohl zweifelhaft sein, ob die im
Gesetz enthaltene Bezeichnung der "Erbkrankheiten", die eine Sterili-
sation rechtfertigen können, "eindeutig dem damaligen und heutigen
Stand der Wissenschaft entspricht". Ob allerGings ein solcher Zweifel
für sich allein schon einen Entschädigungsanspruch der speziell
Betroffenen rechtfertigt, ist eine Rechtsfrage, die im übrigen erst
nach einer sehr ausführlichen Analys8 und Bearbeitung der hier vorge-
tragenen Gesichtspunkte endgültig geklärt werden könnte.



Sofern die vorstehend angeschnittene Frage dahingehend, ob und inwie-
weit das Erbgesundheitsgesetz nach Form und Inhalt wissenschaftlich
nicht gerechtfertigt oder nicht in allen Punkten ausreichend fundiert
war, verneint werden mUßte, müssen folgerichtig alle Uberhaupt nach dem
Gesetz sterilisierten Fälle UberprUft werden.
Wird diese Frage bejaht, so bleibt die Frage zu klären, ob die Anwen-
dung gegebenenfalls im Einzelfall fehlerhaft oder mißbräuchlich er-
folgte und ob das Gesetz auch in der Auswirkung nationalsozialistischer
Geisteshaltung als politisches Instrument benutzt wurde (s. Entschei-
dungen des Obersten Gerichtshofs fUr die britische Besatzungszone vom
30. Juni 1950, Bl. 38 d.B. - Entschließung des Präsidiums des Deutschen
Ärztetages vom 1. August 1955, Bl. 39 d.B. - Stellung der evangelischen
Xirche, Bl. 32 d.B.). In letzter Stellungnahme wird die Ansicht vertre-
Jen, daß die DurchfUhrung des Gesetzes nach rechtsstaatlichen Grund-
sätzen in der Hand der Organe eines totalitären staates nicht in jeder
Weise gewährleistet sei. Die Ablehnung der katholischen Kirche stUtzt
sich mehr auf rnoraltheologische Bedenken.
Es ist schließlich nicht zu verkennen, daß im Vergleich mit den Steril i-
sationsmaßnahmen anderer europäischer und außereuropäischer Länder,
die zum Teil schon viel älter sind, das deutsche Sterilisationsgesetz
von 1933, das eine kategorische Zwangssterilisierung mit obligatori-
scher Meldepflicht vorsieht, die radikalste gesetzgeberische ~Jösung
des Problems darstellt, die nur noch annähernd in dem Sterilisations-
gesetz von Estland erreicht wurde. Gewiß ist auch in der Gesetzgebung
_einiger amerikanischer Staaten die zvvangsweise Sterilisation vorgesehen •
.Joer Unterschied macht sich aber in der Anwendung des Zwanges deutlich
bemerkbar. In Deutschland war die Zwangssterilisierung mehr oder weniger
zu einem Mittel systematischer Bevölkerungspolitik ge\,orden, dadurch,
daß sie" in kategorischer 1tJeiseauf jGden vom Gesetz vorgesehenen Fall
ex officio" angewandt werden mußte. In den Vereinigten Staaten bestand
der Sterilisierungszwang mit Ausnahme nur als fakultative Möglichkeit;
hier haben die Beteiligten (Anstaltsleiter usw.) wohl ein Antragsrecht,
das aber nur in wenigen Ausnahmefällen mit einer Antragspfl"icht iden-
tisch ist (s. Böckli: Sterilisation von Geisteskra~ken, Winterthur, 1954).
Bei der deutschen Gesetzgebung (s. den damals im Vordergrund stehenden
Kommentar von GUtt-Rüdin, Handbuch der Erbkrankht2iten usw.) wurde deut-
lich, daß \";enigerder Gesichtspunkt der VerhUtung erbkra.nken Nachwuchses
in Hinsicht auf das Individuum und die belastete Familie im Vordergrund
stand, sondern der dahinter stehende Gedanke der "Rassenveredlung des
deutschen Volkes durch Eugenik" dem Gesetz und vor allen Dingen seiner
Durchführung die besondere Prägung gab.

\
I
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Das Gesetz war infolgedessen auch nicht von jener Zurückhaltung be-
herrscht, die in den anderen europäischen Ländern vor einem miß-
bräuchlichen Eingriff in den Bereich der individuellen Lebensgestal-
tung durch den staat schützt. Ich verweise in diesem Zusammenhang
auf Ausführungen im Kommentar von Stuckart-Schiedermair: Rassen-
Und Erbpflege in der Gesetzgebung des Deutschen Reiches. Daraus fol-
gendes Zitat:

.••.. Erbgesundheit und Rassenreinheit lassen sich nicht
voneinander trennen, beide bedingen einander wie Körper und
Seele eines Menschen .•. In_ihrem Zusammenwirken sichern
sie den biologischen Stand des Volkes.

Wie weitgehend die Indikationsstellung, und zwar abweichend von allen
europäischen und außereuropäischen Gesetzen, aus dieser s.V.V. "völki-

~)schen Wal tanschauungll gezogen war, möge durch das Beispiel erhellt
.werden, nach dem zur Feststellung einer Manifestation einer Erbkrank-
heit mit allen ihren Folgen im Sinne des Erbgesundheitsgesetzes "bereits
ein vorübergehendes Symptom ausreicht, wenn dasselbe auf eine verbor-
gene krankhafte ErbEmlage schließen läßt" (Stuckart-Schiedermair).
Es liegt auf der Hand, daß eine solche Formulierung in einem offiziel-
len Kommentar zu gefährlichen Mißverständnissen führen lconnte.
Es ist hinzuz'J.fügen, daS die Durchführung des Gesetzes sich von 1933-
an in einer Atmosphäre vollzog, die in zunehmend~m Maße sich von einer
wertfreien Beurteilung des Geisteskranken distanzierte. Das kommt deut":,,
liph z.B. in der Einstellung zu dem Psychopathen-Problem zu dies~r Zeit
Zunl Ausdruck, in der forensischen Beurteilung abnormer Persönlichkeiten

)und fand seinen brutalsten Ausdruck in der Mißachtung des psychisch
erkrankten r/jünscher:durch den Versuch der Ausrottung,d. h. durch die
irreführendan'ieise so genannte Euthanas ie-I'1aßnahme,die dann von der
NSDAP durchgeführt wurde.
Die nachweisbare Einschränkung der Mittel für die öffentliche Geistes-
krankenfürsorge nach 1933, die ganze öffentliche amtliche Propaganda,
die in der nationalsozialistisch gelenkten Presse ihren Niederschlag
fand und ganz offensichtlich und in zunehmendem Maß auf eine Deklas-
_sierung der psychisch Erkrankten hinzielte, beleuchtet weiter sehr deut-
lich die Atmosphäre, in der das Erbgesundheitsgesetz zur Durchführung
kam.
So v-Turde fortlaufend und zielstrebig der an sich richtige ärztlich-euge-
nische Gedanke, der ~llen Sterilisationsgesetze~ zugrunde lag, über-
schattet wld überwuchert von bevölkerungs- und rassenpolitischen Gesichts-
punkten nationalsozialistischer Prägung. Darin lag die Gefahr der
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fehlerhaften und mißbräuchlichen Anwendung des Erbgesundheitsgesetzes
begründet.
Aus diesem Grund bestehen auch mit Recht Bedenken darübe~, ob die Durch-
führung des Gesetzes ungeachtet rechtsstaatlicher Konzeption und Para-
phierung in jeder Hinsicht nach r.echtsstaatlichen Grundsätzen zu dieser
Zeit gewährleistet war.
Die exakte, auf sorgfältiger Prüfung beruhende Diagnosesteilung und
die sorgfältige Durchführung des Verfahrens erscheint schon in Frage ge-
stellt, wenn man die Zahlen der in den ersten 3 Jahren nach Erlaß des
Gesetzes gestellten Anträge, durchgeführten Verfahren und vorgenommenen
Sterilisierungen einer kritischen Prüfung unterzieht:

Jahr
/)

1934

1935
1936

Anträge

84 604

88 193
86 274

Beschlüsse durch Erbgesund-
heitsgerichte und -obergerichte

62 463

71 760
64 646

sterilisierungen

32 268
46 800 n.B.d.
Reichsgesund-
heitsamts
73 174
63 547

Es erscheint schwer vorstellbar, daß eine so große Zahl von rund 80 000
Anträgen und 70 000 Beschlüssen pro Jahr in einem Zeitraum ordnungsgemäß
erledigt werden konnten - formal ordnungsgemäß ist nicht in Zweifel
gesetzt, sondern ordnungsgemäß bis ins kleinste durchgeprüft werden
konnten _, in dem weder die ärztlichen Stellen über die notwendigen Er-

.,Jahrungen bezüglich der Beurteilungen, noch vor allem die schnell ad hoc
zusammengesetzten Erbgesundheitsgerichte über die notwendige Spruch-
praxis verfügten.
Es ist übrigens nicht richtig, wenn der Verfasser der hier vorgelegten
sehr aufschlußreichen Denkschrift argumentiert: IIBsi 200 000 sterilisier •.
ten habe es sich um vorwiegende Anstaltsfälle gehandeltlI, d.h. um Patien-
ten, die dort seit langem betreut wurden und also diagnostisch hätten
völlig geklärt sein müssen.
Tatsächlich ist es so - das kann ich aus der Praxis sagen -, daß gerade
in den ersten Jahren nach Erlaß des Gesetzes die chrönischen Fälle zu-
nächst überhaupt nicht beantragt wurden, weil diese aller Voraussicht
nach sowieso in den Anstalten verblieben. Die Mehrzahl der dem Verfahren
zugeführten Fälle rekrutierte sich vielmehr aus solchen, die mit einer
frischen, akuten Erkrankung zur Aufnahme kamen und deren Sterilisation
dann, wenn sie unter das Gesetz fielen, möglichst bald beantragt werden
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mußte, da sie ja erst nach durchgeführter Sterilisation e~tlassen
werd€n konnten (3. Durchführungsverordnung); bis dahin mußten sie in
der Artstalt verbleiben, auch wenn sie schon läng~t ~ieder.psychisch
hergestellt waren.
Weiterhin ist zu bemerken, daß z.B. die Amtsärzte, die die Pflicht
der AntragsteIlung hatten, in den meisten Fällen allenfalls über
eine dreimonatige psychiatrische Ausbildung verfügten, also gar nicht
.die .Voraussetzungen zu einer sicheren Diagnosestel.lung - weder nach

"0' •.dem eben Gesagten noch zeitlich - hatteri. Das gleiche gilt für die
,~ärztllchen Beisitzer der Erbgesundheitsgerichteund Erbges~ndheits-
.obe:t'gerichte,vor allem der Erbgesundheitsge,richte.
BezUgllch der Aufzählung der unter das Desetz fallenden Erkrankungen
.und'der Diagnostik zur damaligen Zeit ist folgendes zu ergänzen:}. ...,. . ..
1. Der angeborene Schwachsinn. Die Zahl der unter diese Diagnose Fal-
lenden und Sterilis~erten betrug etwa 40 bis 50 % aller St~ilisierten.
Hierzu heißt es im Kommentar von Gütt-RUdin: ".•. Darunter ist ein
j~der ,deutlich abnorm diagnostizierbarer Grad von Geistesschwäche zu
~erstehen .•• auch Teilausfülle, z.B. auf dem Gebiet des Charakters ..•
Der Nachweis der Erblichke~t ist nicht erforderlich. Es reicht schon
aus, daß der Schwachsinn angeboren, früh,erkennbar wurde und ohne
äußere Einflüsse aufgetreten ist. 11.

Es sei ~ier hervorgehoben, daß gerade in den Jahren 1933 bis 1937 die
öffentlichen Anstalten, in denen die größte Zahl der psychisch Erkrank-
ten zur Aufnahme kamen, noch gar nicht über die notwendigen Unter-

_) sduChUngSmethoden undbMöglichkeiten V~rfÜg~tend'um eXtogend~Momse~thebhei.
tem sogenannten ange orenen Schwachs1nn m1 er no wen 1gen 1C er 81

ausschließen zu können, wie es heute weitgehend möglich ist. Serologi-
sche Untersuchungen waren nur sehr begrenzt durchführbar. Röntgenein-
richtungen zur Durchführung von Schädelaufnahmen und Encephalographien
'.(Luftfüllung der Hirrikammern) waren kaum in einer Anstalt vorhanden.
Das Fehlen di~ser diagnostischen Hilfs~ittel machte es fast unmöglich,
exogene Verursachungen des 'Schwachsinns und gerade des angeborenen
Schwachsinns, der ja auch dann noch nicht erbllch zu sein braucht - ich
verweise zUm Beispiel auf die Erkrankung der Mutter an Röteln oder an-
deren Infektionskrankheiten und die Toxoplasmose, Schädigung des kind-
lichen Gehirns während des Geburtsaktes - zu erkennen, es sei denn,
daß neurologische' Ausfälle festzustellen waren. Bei dem Zeitdruck, unter
dem seinerzeit gearbeitet werden mußte, waren somit aus diesen oben
angeführten Gründen Fehldiagnosen gar nicht zu vermeiden. Das läßt sich -
da muß ich Herrn Professor Villinger widersprechen - auch nachträglich



katamnestisch an Hand vieler l{rankenakten wegen angeborenen Schwachsinns:.
sterilisierter einwandfrei belegen, wo eben feststellbar ist, daß es
sich seinerzeit um eine Spätreife gehandelt hat, daß aber der spätere
Verlauf die damals gestellte Diagnose nicht bes t.ätigen kann. Das ist
zwar zahlenmäßig nicht viel, aber doch meßbar.
Noch viel mehr trifft das eben Gesagte zu bei de~ "genuinen Epilepsie"
(15 bis 20 % aller sterilisierten). Daß seiner~eit oie Diagnose
"genuine Epilepsie" - erbliche Fallsucht - in Auswirkung be~tehen<1er
Ko~entare viel zu weit 8ezogen wurde, u.a. mang~ls aeeigneter und
unerläßlicher Untersuchungsmethoden llie Röntgen.aufnabIl11m, ~ephalo-
g~aphie, Elektroencephalographie U6w.,kann ~eine~ E~a.Atenl heute mib
ei.iger Sicherheit gesagt worden. Bezeichnend ist auch liter der Kommen ..

...") tar von Gütt-Rüdin: 11... Alle ins SYIJlptombild der Epile)a.S1e fallend,en
Zustände, bai denen eine äußere Ursache nicht gefunden verden kann,
~ind der erblichen Fallsucht zuzurechnen ••.•. 301che Fälle bedürfen kei ••
trPr sippschaftsmäßigen Bestätigung ••.. Dabei ist ein na.chweisbarer
Fall von Epilepsie in der Sippe auch qann im Sinne einer erblichen Bela-
stung zu bewerten, wenn sie exogen verursacht ist, denn daß zweimal in
ein und derselben Sippe eine exogene Ursache der Epilepsie auftritt,
sprioht rur .~bliche Fallsucht!"
Welche Verwirrung eine solche Formulierung in einem amtlichen Kommen~
tav verursachen kann, brauche ich nicht weiter aU5zufüaren.
Auch bei der Schizophrenie (20 bis 25 % aller Sterilisierten) bestand
die t4öglicbkeit einer Fehldiagnose in erheblichem Maße. Ich verweise
besonders hier auf den sehr angreifbaren Kommentar von Klhn iln Hand-
buch der Erbkrankheiten, Bd. 11, s. 295 ff., wonach auah Qabortive
erste Schübe" - die so umstrittenen Randpsychosen-, "abortive Rebe-
phrenien" als Schizophrenie zu diagnostizieren und. zu melden und zu
sterilisieren sind. " ... Dabei soll es nach Möglichkeit vermieden
werden, ein Gutachten nach Aktenlage ohne persönliche Kenntnisnahme des
Kranken abzugeben". Vor einer allzu kritischen diagnostischen Erwägung
wird abgeraten mit dem Hinweis: IJ ••• Es wird Sache der zuständigen Erb-
gesundheitsgerichte sein, diesen Versuchen so rech~zeitig vorzubeugen,
daß sie schon im Entstehen ins Stocken geraten •.•. Es ist danach zu
streben, daß die deutsche Erbgesundhettspflege möglichst rasch und
ständig von gewissen äußeren Gepflogenheiten Abstand nimmt - die im
Zivil- und Strafrecht Geltung haben mögen, für die deutsche Erbgesund-
heitspflege aber untragbar sind.I

' - So der damalige Lehrst~hlinhaber
psychiatrie an der Universität Jena .im einschlägigen und einzigen dama-
ligen NachschlageHerk, dem "Handbuch der Erbkrankheiten".
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Die Fehldiagnosen und die daraus erfolgten Sterilisationen werden
also zahlreicher sein können, als in dem vorliegenden Bericht ange-
nommen wurde.
Nach diesen durchaus nicht erschöpfenden Feststellungen und Hinwei-
sen ergibt sich zusammenfassend folgendes:
1. G~wisse, jedoch durchaus diskutable Zweifel an der ausreichenden
wissenschaftlichen Fundierung des Erbgesundheitsgesetzes könnten es
theoretisch -zweckmäßig erscheinen lassen, alle überhaupt sterilisierten
Fälle daraufhin nachzuprUfen, ob in jedem Ein~elfall eine essentielle
Erbkrankheit vorgelegen hat. Eine exakte Durchführung eines solchen
Verfahrens wird aber heute kaum noch möglich sein, aus technischen
GrUnden und vielleicht wohl auch aus den Gründen, die Herr Professor
Villinger soeben genannt hat, nämlich der Gefahr der Neurotisierung,
der Gefahr der Unruhe, die in diese Bevölkerungskreise ~ineingetragen
wird.
2. Eine Uberprüfungsmöglichkeit aller ohne vorausgegangenes Verfah-
ren Sterilisierten - und das sind auch Fälle, die an den Erbgesund-
heitsgerichten vorbeigegangen sind - muß notwendigerweise geschaf-
fen werden. Hier wird es sich vor allen Dingen um die 8,5 % aller
Sterilisierten handeln~ bei denen nach statistischen Erhebungen
eine Diagnose nicht bekannt geworden ist.

3. Falls feststellbar ist, daß auch ohne Anwendung des Gesetzes
J oder unter seiner mißbräuchl iehen Anwendung aus rassenpali tischen

Gründen sterilisiert worden ist, s, sind diese Fälle entschädigungs-
pflichtig.
4. Unter der Voraussetzung, daß aus den dargelegten Gründen fehler-
hafte Anwendung des Gesetzes, spezielle Fehldiagnosen zu Sterilisie-
rungen-geführt haben, die heute einer Nachprüfung nicht standhalten
könnten, erscheint eine Überprüfung dieser Fälle erforderlich. Da
angenommen werden kann, daß ein Teil dieser Fälle heute nicht mehr
lebt, ein anderer Teil aus verständlichen Gründen an einer Wieder-
aufnahme des Verfahrens kein Interesse haben wird, erscheint es
zweckmäßig, die Überprüfung von einem neuen Antrag des Betroffenen
in einem neu zu schaffenden Gesetz, das die Möglichkeit der Über-
prüfung von Sterilisationsverfahren aus den Jahren 1933 bis 1945
zum Inhalt hat, abhängig zu machen.
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5. Die mögliche Rehabilitierung ist zunächst gegebenenfalls in der
Aufhebung des früheren Urteils zu sehen.
6. Eine allgemeine Entschädigung an alle sterilisierten Personen
~äßt sich medizinisch-wissenschaftlich kaum begründen.
7. Uber die Frage einer geldlichen Entschädigung bei fehlerhafter
Anwendung des Gesetzes oder seiner mißbräuchlichen Anwendung müßte
diskutiert werden. Die Beantwortung ist nicht zuletzt auch abhängig
von der Einstellung zu dem Problem, wieweit überhaupt immaterielle
Schäden materiell,d.h. durch geldliche zuwendung, aufgehoben
werden können.

:) Eine Ausnahme wUrden die Fälle bilden, bei denen nachweislich kör-
perliche oder seelische, die Arbeits- und Erwerbsfähigkeit ein-
schränkende Schäden durch die sterilisation bewirkt worden sind,
z.B. bei sterilisierung weiblicher Personen durch Bestrahlung,
bei Operations zwischenfällen und Komplikationen und schließlich
bei wohl selteneren abnormen Auswirkungen der sterilisation auf die
geistige und seelische Gesundheit des Betroffenen.
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Prof.Dr.Dr. Ehrhardt: In den AusfUhrungen meiner drei Vorredner
sind b~reits alle Gesichtspunkte besprochen worden. Ich darf nur
noch erg~nzend einiges hinzufügen: Das Problem der Rechtsstaatlich-
keit dieses Gesetzes ist in erster Linie Angelegenheit der Sachver-
~tändigen. Es wäre lediglich in etwa von dem materiellen Gehalt die-
ses Gesetzes auszugehen. Die Frage, ob der Katalog, so wie sie ihn
im Gesetz lesen, zunächst einmal ohne die Kommentarej 'die dazu ge-
geben worden sind, dem damaligen wissenschaftlichen Stand und dem
heutigen wissenschaftlichen Stand entspricht, wäre, wie Herr Profes-
sor Nachtsheim und Herr Professor Villinger schon gesagt haben,du~oh-
aus zu bejahen. Man ist natUrlieh heute in der Diagnostik etwa der
Schizophrenie in manchen 'Punkten anderer Auffassung. Man diagnosti-
ziert.heute in der PsycBiatrie, nicht nur in Amerika, sondern auch
bei uns in Deutschland, etwas anders. Die ganze psychiatrische Krank-

')heitslehre hat sich in mancher Beziehung aufgelockert. Man kann nicht
mehr so pr~zise, wie es hier im Katalog steht, von der Schizo-
phrenie als Erbkrankheit, von dem zirkulären Irresein als Erb-
krankheit sprechen.

Auf der anderen Seite war es sicher - das läßt sich aus der Entste-
hungsgeschichte begrUnden - so gedacht, daß man immer nur die Kern~
g~uppe der sogenannten endogenen Psychose gemeint hat, diese Kern-
gruppe, bei der der Erblichkeitscha,rakter an sich erwiesen ist. Das
erscheint mir deswegen vor allen pingen wichtig, weil man dann, wenn
Sie eine Regelung schaffen wollen, die eine Entsch~digung der Steri-
lisierten zur FOlge hat, diese Dinge - und darum kommt man meiner'An-

, ,,)Sicht nach praktisch nicht herum - irgendwie üb,~r~;rUfenmUßte. Dann'
werden Sie zwangsläufig in ziemliche diagnostische Schwierigkeiteri
kommen. Sie werden es erleben, wie Sie es ja gerade im Sozialrecht
erleben, daß widersprechende Gutachten auftauchen und daß es sich zum
Teil um Fragestellungen handelt, die Sie bei wirklich konkreten Ub~r-
legungen nicht präzise entscheiden können, die einfach die Möglichkei~
ten der Sachve,rständigen überschreiten, weil unseren wissenschaftli-
chen Erkenntnissen bestimmte Grenzen gesetzt sind.
Im großen und ganzen glaube ich aber doch nachdrücklich betonen zu
mUssen, daß ~ieser Katalog sicher nicht eine natlon~lsozialistische
Erfindung ist, sondern in seinem Kerngehalt wirklich der damaligen
und auch der heutigen wissenschaftlichen Uberzeugung entspricht.
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Insbesondere halte ich es nicht fUr gut, wenn man an bestimmten
Einzelf~llen, die meistens noch der Nachprüfung bedürfen, auf Miß-
br~uche hinweist, also etwa das Beispiel, daß ein Mann meint, er
sei wegen eines grauen stars seinerzeit sterilisiert worden. Sie
wissen, daß die meisten von uns früher oder später einen grauen
Star bekommen. Wenn das passiert ist - das bedarf der Nachprüfung -,
dann ist es sicher nicht im Rahmen des Gesetzes gewesen. - Erbliche
Blindheit kommt natürlich nicht vom grauen Star.

-.':

Wenn Sie eine Regelung schaffen und wenn es zur Begutachtung kommt,
dann müssen Sie damit rechnen, genauso wie es im ganzen Sozialrecht
der Fall ist, daß eine Reihe von Organisationen sich dieser Frage
annehmen. Sie haben eine Reihe von Funktionären. Diese werden sehr
schnell feststellen, daß auf dem Sektor der somatischen Folgen der
Sterilisation praktisch nichts zu machen ist. Darüber wird es gar
nicht zu einer Diskussion kommen.

Wenn Sie überhaupt eine Regelung zur Entsch~digung schaffen, wie
ist es dann mit den Folgen der Sterilisierung? Ich fUrchte - und
das erscheint mir besonders bedenklich -, daß bei der Flut der Gut-
achten, deren Uberprüfung auf uns zukommt, es sich einerseits um die

) somatischen, andererseits um die psychischen Folgen handeln wird.
~ Was die k~rperlichen Folgen dieser Sterilisierung betrifft, sind die

Gelehrten sich ziemlich einig, daß die Sterilisierung k~rperlich
keine Folgen hat. Insbesondere sind die theoretisch möglichen Folgen,
daß bei den operativen Eingriffen etwas passiert- ich selbst kenne
überhaupt keine F~lle -, wenn überhaupt, dann nur verschwindend we-
nige. Es kann auch einmal bei einer Blinddarmoperation etwas passie- ..;
ren. Aber der operative Eingriff der Sterilisation ist nun einmal
etwas in chirurgischer Sicht sehr einfaches. Es ist also in dieser
Hinsicht praktisch nichts vorgekommen.

Aber es wird sehr schnell die Frage gestellt werden: Was fbr psychi-
sche Folgen sind entstanden? Damit kommen wir in einen Bereich,der
uns bereits im ganzen Sozialrecht, in der Kriegsopferversorgung und
in allen anderen Gebieten der Sozialversicherung, ganz erhebliche
Schwierigkeiten macht. Das l~uft etwa unter dem Schlagwort der Ent-
sch~digungsneurose, der Rentenneurose.

-',~'.

'-,,',.,
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Dann mUssen Sie wieder damit rechnen, daß es innerhalb der Gutachter
einzelne gibt, bestimmte Schulrichtungen gibt, die dazu geneigt"sind,
generell etwas, was unter der Firma "Neurose" segelt, anzuerkennen,
während etwa das .andere, was bei uns in der Schulpsychiatrie läuft,
nach einer~ehralten, bis 1926zurUckgehenden Rechtsprechung ke~nes-
wegs dazu bereit ist - und wir sind der überzeugung, daß.dasr~chtig
ist -, diese vermeintlichen neurotischen Schäden anzuerkennen.
Aber dieses Problem bitte ich sehr ernst zu nehmen. Was wollen Sie
dagegen machen, wenn ein Sterilisierter kommt undsagt~ Ich bin Uber
diese Tatsache der Sterilisation so schockiert gewesen, daß meine
ganze Stellung in der Gemeinschaft erschUttert gewesen ist. Ich habe
meine ganzen Ausbildungsmöglichkeiten unter diesen Zwangsvorstellungen

. "

} nicht ausnutzen köhnen. Ich bin heute Hilfsarbeiter, und wenn das
nicht gewesen wäre, dann wäre ich Generaldirektor geworden. Dagegen
können Sie wls~enscQaftllch mit einer Untersuchung Uberhaupt gar
nichts sagen. Es ist eine reine Illusion, wenn man meint, man könne
eine solche an sich völlig primitive Argumentation zerpflUcken.' Sie. ". .

können sicher sein: Wenn eine generelle Regelung geschaffen wird,
nach der die seelischen Folgen der Sterilisation nachgeprÜft werden
sollen, wird der Schwerpunkt der ganzen Diskussion auf diesen neuro-
tischen, seelischen Schädigungen ruhen.

Sie mUssen ein weiteres berUcksichtigen. In das Bundesversorgungsge-
setz ist durch die Neufassung des ~ 30 die sehr unglÜckliche und, wie

~) ich nur sagen kann, unUberlegte Formulierung hineingekommen, daß bei
einer Schädigungsfolge auch seelische Begleiterscheinungen wie Schmer-
zen zu berUbksichtigen sind. Daß wir das schon nach dem ersten Welt-
krieg selbstverständlich immer getan haben, daß es auch in den Ver-
waltungsanordnungen bei.den frÜheren. Versorgung~ges~tzen gestand~n
hat U~dd~ß ein'Hirnverletzter außer seiner somatisch 'faßbaren Hi:tn-. .:. . .

. . '.

ver~etz~~i auch psychische Folgen' hat und.daß diese mitberUdksichtigt
werden,.i~t eine Selbstv~rständlichkeit.Warum das in den Gesetzestext
hineinkommenrnußte und:war\)m es in dieser, wie ;gesagti :unUberlegten
Form hineinkommen mußte, 1st nicht einzusehen. Das wird noch zu ~~nz
erheblichen Sqhwierigkeiten fUhren und hat auch bereits dazu g'efUhrt,
weil, rein begrifflich, seelische Begleiterscheinungen eirierSchädi-
gung alles sind, von der schwersten endogenen Psychose bis zur größten
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Simulation. Das ist nun einmal begrifflich darin. Sie mUssen nun
das wieder berause11minieren. Dazu hat der Ausschuß fUr Kriegsopfer-
fragen ein halbes Jahr später einen Beschluß gefaSt. und das Bundes-
arbeitsminlsterlum hat in Rundbriefen erklärt. daß dazu nicht die
sogenannten Renten- und Entschädigungsneurosen gehören. Diese hätten
damit gar nichts zu tun. Aber es läßt sich nicht bestreiten, daß
das nun einmal begrifflich darin steckt.
Ich erwähne es nur deswegen, weil auf diesem Punkt bei der Begut-
achtung der F~lgen einer Sterilisation später der Akzent liegen wird.
Es wird um die seelisahen Begleiterscheinungen und Folgen gehen. Nu~
mit dieser Angelegenheit wird nachher gefochten werdan~
Sie mUssen sieh darUber klar sein, daß mitein~r w1~klich wi~sen-
schaftlich fundierten Begutachtung dagegen so gut wie nichts zu
machen ist. Zwei~ellos werden bei dieser A~t der Begut~chtung in
einem erheblichen Ausmaß Ungerechtigkeiten vorkommen. Wer das G1Uak
hat. zu einem Gutachter zu kommen, der io dieser Richtung etwas
groß zUgig ist, aus welchen Gesichtspunkten auch immer - das brauchen
nicht nur fachliche. wissenschaftliche Gesichtspunkte, das können
auch eine ganze Menge anderer Gesichtspunkte sein -, der hat eben
das Glück und wird dann seine seelischen Begleiterscheinungen aner-
kannt bekommen. Der andere, der zu einem anderen Gutachter kommt,
hat das G1Uck eben nicht, ohne daß Sie von der Sache her den Gutach-
tern direkt einen Vorwurf bei dieser ganzen Angelegenheit machen
könnten.
Ein weiteres schwieriges Moment, das damals bei den Gutachten im Rah-
men des 33er Gesetzes schon große Schwierigkeiten gemacht hat, is~
der Nachweis, wie, die Erblichkeit UberprUft werden soll, wenn nun
der Schwachsinn oder die Epilepsie vorliegt. Es ist seinerzeit schon
üblich gewesen, daß, wenn in Familien eindeutig eine erhebliche erb-
liche Belastung vorhanden war und diese Familien nicht wollten, daß
derjenige sterilisiert wurde, die Vorgeschichte einfach kaschiert
und verschwiegen wurde. Dann war es sehr oft einfach nicht möglich,
nachzuweisen, daß in der ganzen Verwandtschaft usw. bereits Fälle
dagewesen waren. Damals war, jedenfalls zu einem Teil, eine Uber-
prUfung noch ein wenig leichter, als es heute der Fall ist.
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Wenn also diese Verfahren darauf hinauslaufen, daß an uns als Sach-
verständige die Frage herantritt, wir sollen die Erblichkeit über-
prüfen, wenn es sich darum handelt, daß der Betroffene eine finanziel-
le Entschädigung erhalten soll, dann müssen Sie wieder ganz reali-
stisch denken. Wenn genau feststeht, daß in der Verwandtschaft bei
den Vorfahren soundso viele Epileptiker gewesen sind, sagt der be-
auftragte Rechtsvertreter: Wenn wir überhaupt etwas machen wollen,
mußt du diese ganze Geschichte ausschalten. Davon weißt du nichts.
Es mag sein, daß dein Großvater ein bißchen dumm gewesen ist oder
daß der andere ein paar Anfälle gehabt hat. Das können auch andere
Anfälle gewesen sein. Diese ganze Geschichte wollen wir ausschalten.
Davon weißt du nichts.

Sie müssen die Grenzen der Möglichkeit einer Sippenforschung sehen.
) Das können Sie nicht im Rahmen eines solchen Verfahrens, mit dem Sie

in absehbarer Zeit auch zu Ende kommen wollen. Sonst würde sich das
Verfahren über wer weiß wie viele Jahre hinziehen, und derjenige,
der einen begründeten Anspruch auf eine Entschädigung hat, würde aus
rein verfahrensrechtlichen Gründen gar nicht dazu kommen. Sie müssen
damit rechnen, daß eine wirklich fundierte Unte~suchung etwa unter
genetischen Gesichtspunkten auch eine Menge Geld kosten w~rde; denn
das ist gar nicht so einfach zu machen. Diese beiden Gesichtspunkte
der Praktikabilität, wenn es Wiederaufnahmeverfahren gebe~ soll, sind
meiner Ansicht nach ganz besonders zu berlickSichtigen.

Ein weite~er Gesichtspunkt ist der folgende. Es handelt sich hier um
) eine Entschädigung im Rahmen des Bundesentschädigungsgesazes. Das Bun-

desentschädigungsgesetz wollte vor allen Dingen dem Personenkreis im
Rahmen des Möglichen, in den uns allen bekannten Grenzen eine Entschä-
digung geben, der unter d2m Nazisrr,usin bestimmter ~~eise verfolgt wor-
den ist, der gelitten hat, der beeinträchtigt worden ist. Wenn Sie
nun pauschal eine Regelung für die Steri~isierten treffen _ und ich
fUrohte, daß Sie a~s praktischen Gesichtspunkten, wenn U~erhaupt,
nicht dar~m herumkommen -, dann ist es an sich eine Ungerechtigkeit
gegenüber dem Kreis von Personen, die sonst von dem Entschädigungsge-
setz erfaßt worden sind und die wirklich verfolgt worden sind, die
wirklich etwas gelitten, die durch eine gesundheitliche oder körperli-
che Schädigung bestimmte erwerbsmindernde Folgen gehabt haben; denn
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es geht ja auch im Bundesentschädigungsgesetz bei der gesundheitli-
chen Schädigung darum, was für eine Minderung der Erwerbsfähigkeit
vorliegt.
Den Grad der Minderung der Erwerbsfähigkeit in solchen Fällen fest-
zustellen ist eine gutachtliche Aufgabe. Die Minderung der Erwerbs-
fähigkeit fällt, wenn Sie die körperlichen Folgen der Sterilisation
betrachten, völlig weg. Es mag theoretisch-konstruktiv den einen
oder den anderen Fall geben. Aber sonst spielt das gar keine Rolle.
Es bleibt bei den erwähnten seelischen Begleiterscheinungen. Es
bleibt der Streit um die Neurose. Wie sollen Sie das in Prozenten
ausdrUcken? Das ist eine empirisch an sich unlösbare Frage. Das muß

")man ganz prazls sagen. Selbst wenn Sie sagen: Der Mann hat aus seiner
ganzen Persönlichkeit heraus irgendwie seelisch unter diesem Faktum
der Sterilisierung gelitten, dann ist es empirisch unmöglich, in
Prozentsätzen anzugeben, wieviel Minderung der Erwerbsfähigkeit das
ausmacht. Wir als Ärzte und als Psychiater würden es sehr begrüßen,
wenn Sie - falls Sie überhaupt an eine solche Regelung denken - es
uns von vornherein ersparten, derartige Stellungnahmen abgeben zu
mtissen.
Nun etwas zu der Frage, warum die überwiegende Mehrheit innerhalb der
Ärzteschaft und schon ganz und gar bei Erbbiologen und bei Psychiatern
zu einer so pauschalen Verurteilung des Gesetzes, ganz abgesehen von
der Interpretation, die Kollege Lewenstein iQ Zusammenhang mit dem
Kommentar gegeben hat, wenn wir also von dem Gesetzestext ausgehen,
eine solche Haltung einnimmt, warum auch die Bundesärztekammer sich
im Grunde genommen irgendwie dafür einsetzt. Ich lasse dabei einmal
die Rechtsstaatlichkeit im Augenblick weg. Es ist der Gedanke daran -
das hat auch Herr Professor Nachtsheim vorhin gesagt und das kommt
auch in seinen Leitsätzen am Schluß ausdrücklich zum Ausdruck -, daß
es sich heute kein Kulturstaat mehr leisten kann, dieses Problem ganz
auszuschalten. Seitens der Bundesärztekammer ist vor einigen Jahren
eine ausdrückliche Stellungnahme dazu, die nicht publiziert ist, ange-
fordert worden. Sie wissen auch, daß Herr Professor Villinger - er
hat es selbst nicht gesagt - 1947 ausgerechnet von den Amerikanern
aufgefordert worden ist, ein neues Sterilisationsgesetz in Deutsch-
land in einem Ausschuß beim Länderrat zu entwerfen. Kein Mensch weiß,

. !
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warum die Amerikaner es in der Zeit so furchtbar eilig mit dieser
Angelegenhe1t hatten, weil wir da weiß Gott andere Sorgen gehabt 'haben.
Daß also dieses ganze Gesetz in irgendeiner Form wieder auf uns zu-
kommt und daß es auch ein wirklich echtes ärztliches Anliegen ist,
kann Ihnen praktisch jeder psychiater sagen.
Erst in der letzten Zeit habe ich bei uns in der Klinik den Fall ge-
habt, daß ein Bauer seine l8jährige Tochter bringt, die geschwängert
worden ist. Sie hat eine Epilepsie, und in der Verwandtschaft ist
ebenfalls Epilepsie vorhanden, so daß man die Epilepsie hier als erb-
lich bezeichnen kann. Das Kind ist immer ganz gutartig gewesen und
kommt jetzt in die Reifejahre. Es 1st an sich lenkbar, aber auch im
~re1testen Sinne verf'Uhrbar. Nun sagt der Vater, und zwar m1t einer
/ga.nzrichtigen Argumentation: Wenn das jetzt einmal mit dem Kind pas~
eiert ist und ein eigentlicher Grund zur Schwangerschaftsunterbre-
chung nicht da ist, soll dieses Kind kommen. Aber dann sterilisieren
Sie sie wenigstens, Herr Doktor, damit das nicht wieder passiert.
Wir haben in der Familie schon drei oder vier Fälle davon gehabt, und
&s wollen wir jetzt gern erledigt haben. Das eine Kind nehmen wir in
Kauf, das wird also mit 1n der Familie aufwachsen. Aber im übrigen
können wir die Tochter nicht einsperren. Sie ist sonst völlig in Ord-
nung, sie hilft 1m Haus und in der Wirtschaft, und das geht ganz gut.
Aber da mUßte etwas geschehen.
Da kommen wir nun in die allergrößten Schwierigkeiten, und zwar aus

')dem einfachen Gr!lnd,weil, wie Sie wissen" es juristisch durchaus um-
stritten ist, ob im gegenwärtigen Stadium eine Sterilisation, die mit
Zustimmung des Betroffenen~ mit Zustimmung der Angehörigen durchgeführt
wird und bei der eine echte eugenische Indikation vorliegt, d~rch
~ 226 a des Strafgesetzbuches gedeckt ist. Eberhard Schmidt~ der Hei-
delberger Strafrechtler~ hat das 1951 sehr präzise zum Ausdruck ge-
bracht und es in einer ganz klaren und überzeugenden Weise geschildert.
Wir haben selbst in Marburg diese Frage gerade mit dem Kollegen Hanack
von der juristischen Fakultät~ der ja dieses ausgezeichnete Buch über
die strafrechtliche Zulässigkeit der Unfruchtbarmachung geschrieben
hat und der einer der besten juristischen Kenner der Problematik ist,
eingehend diskutiert. Ich habe erst vor einigen Tagen wieder mit ihm
gesprochen. Auch wir sind der Uberzeugung~ daß das nach ~ 226 a ged~ckt
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Ich weiß nicht, ob ~s Ihnen bekannt ist, daß im Rahmen der Diskus-.
sion umdieStrafrechtsreform auch darUber sehr lebhaft diskutiert
wurde, wieweit und.ob Uberhaupt eine Regelung betreffend die Steri-
lisation in das neue strafgesetzbuch ein~ebautwerden sollte. Zu
dieser Frage sind auch im Rahmen der Strafrechtsreform die w.issen-
schaftlichen Fachgesellschaften gehört w'orden.Wir haben mehrere
Stellungnahmen dazu abgegeben und waren zunächst einmal der Meinung,
daß es wohl besser sei, man regelte das in einem eigenen Gesetz.
Diese Meinung hat auch die Mehrheit der Strafrechtskommission vertre-
ten. Ich kann aber hier sagen; daß dieses Thema noch nicht abgeschlos-
sen ist. Wahrscheinlich kommt die Strafrechtsreform in dieser Legisla-
turperiode nicht mehr zur Verabschiedung. Die Frage, ob man nicht in
der einen oder anderen Form etwas Derartiges in das Strafgesetzbuch
einbauen soll oder ob man an eine neue gesetzliche Regelung denken
sollte, wie sie etwa der verbesserte Entwurf darstellt, der jetzt vor-
gelegt worden ist, wird also noch einmal aufgegriffen werden. Das ist
eine einstweilen noch offene Frage.

ist, weil das bei einer echten eugenischen Indikation wie in dem
Falle, den ich eben geschildert habe, kein Eingriff ist, der gegen
die guten Sitten im Sinne des Strafgesetzbuches verstößt, sondern
weil das ganz klar und eindeutig unter die guten Sitten in diesem
Sinne fällt. Wir brauchen also eine Regelung.
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Wenn nun pauschal etwa die Feststellung kommt, das Sterilisationsgesetz
vom Jahre 1933 als solches und damit - das kann der Laie unmöglich aus-
einanderhalten _ die ganze Sterilisation seien eine nationalsozialisti-
sche Erfindung und etwas Schlechtes und Schiefes, dann ~ird natü~lich
die Möglichkeit einer vernünftigen Regelung, die sicher begrUndet ist,
ad calendas graecas verschoben. Wir können dann in absehbarer Zeit
nicht mehr damit rechnen, etwas zu bekommen. Das sind die Gesichts-
punkte, die ich ergänzend vortragen wollte.

Ich sage das in dies~m Zusammenhang nur deswegen, damit Sie sehen, daß,
von der.Ärzteschaft her gesehen und auch unter juristischen Aspekten,
.es ein durchaus aktuelles ~nd.legitimes Anliegen ist, e.twaszu schaf-
fen, was .diesen begrUndeten Forderungen nicht nur der Ärztescha,ft als
stand, sondern auch von den Patienten her Rechnung trägt.



1II'f1ll; .'----------------------------..::::::::::::::::::::~

34/33 B:~4:
Landesobermedizinalrat.Dr. Lauber: Ich glaube mich zunächst entschul-
digen zu müssen, weil ich nicht mit einem vorbereiteten Konzept zu
Ihnen gekommen bin, sondern mich darauf eingestellt habe, Ihre Fragen
zu beantworten. Ich bedaure das um so mehr, als ich zu den Ausführun-
gen von Herrn Professor Nachtsheim und Herrn Professor Villinger, die
die Richtigkeit dieses Gesetzes bejaht haben, gerne einige fundierte
Äußerungen von mir gegeben hätte.

(

Ich meine, Aufgabe dieses Ausschusses sei es, zu prüfen, ob das Erb-
gesundheitsgesetz ein typisch nationalsozialistisches Gesetz gewesen
sei~ und nicht, zu prüfen, ob man überhaupt aus einer anderen In~ika-
tion heraus sterilisieren könne. Dabei, meine ich,'drängt sich die
Frage auf: Welches Recht hat der staat überhaupt, wenn er eine Maß-
nahme ergreift, die gewissen Individuen die Sterilisation zwangsweise
auferlegt?
Ich könnte mir denken, daß ein solcher Zwang gerechtfertigt sein könn.
te, wenn eine akute .. Gefährdung der Volkssubs taroz etwa vorläge und
die Gefahr bestände, etwa in dem Sinne des sogenannten Begabtenschwunds,
wie wir es häufig hören, oder im Sinne einer katastrophalen Zunahme
von Geisteskrankheiten oder Geistesschwäche, die die Substanz unseres
Volkes entscheidend beeinflUssen würde...... '
Dazu wäre meiner Auffassung nach zu sagen - ich möchte da Herrn Profes-
sor Nachtsheim zitieren -, daß an eine Ausmerzung krankhafter Anlage-
_faktoren überhaupt nicht zu denken ist, daß man das auf dem Wege der
Sterilisation nicht erreichen kann. Ich möchte summarisch 'auf die
Untersuchungsergebnisse des Schweden Boeck, des deutschenOrdina.rius
Bonhoeffer und des deutschen psychiaters Essenmoeller hinweisen, die
in ihren Untersuchungen eine außerordentlich niedrige Fortpflanzungs-
rate bei solchen geistig gestörten Personen festgestellt haberi. Ins-
besondere scheint mir dabei eine Untersuchung von Bonhoeffer von Bedeu ...
tung. Bonhoeffer hat ein großes Material von Schizophrenen untersucht
und hat festgestellt - nur um eine Zahl zu nennen ~, daß von 17 Ehen,
bei denen ein Ehepartner schizophren war, durchschnittlich 12 Kinder
entstanden waren, also durchaus weniger als in der Durchschnittsbevöl-
kerung. Diese und ähnliche Ergebnisse haben sich auch bei den anderen
Autoren gefunden.
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In dem Kommentar des Gesetzes vom 14. Juli 1933 ist ausdrÜcklich
darauf hingewiesen worden, daß es sich um ein ,G~set~ gehandelt hat,
das zum Schutz der Substanz des Volkes und zur Verb~sserung der
Substanz des Volkes gedacht war. Ich zitiere daraus: Das Gesetz sei
eingeführt worden, um den entschlossenen Willen der Regierung zur
Reinigung des Volkskörpers zum Ausdruck zu bringen. Es sei ein Pri-
mat des staates, diese Volksgesundheit zu sichern.

Ich will anfangen bei der Betrachtung des Schwachsinhs. Im taufe der
letzten Jahre hat sich sicherlich einiges, und zwar sehr Erhebliches,
geändert. So hat die Hamburger Nervenklinik nach dem Kriege zahlrei-
che Untersuchungen an sterilisierten Personen durchgefUhrt und dieses
Ergebnis 1953 veröffentlicht. Bei den Nachuntersuchungen von Schwach-
sinnigen ergab sich ein außerordentlich hoher Prozentsatz, indem
diagnostisch nicht einmal dieser Schwachsinn bestätigt werden konnte,
und zwar kamen die Ärzte zu der Auffassung, daß 193 Schwachsinnige
im Untersuchungszeitpunkt nicht schwachsinnig warfen, wenn man soziale

- .
Kriterien zugrunde legt, und daß lediglich 133 mit Recht diagnostisch
unter 4ie Schwachsinnigengruppe gefallen waren.
Es gibt eine ganze Reihe von Untersuchungen, die in der Zwischenzeit
durchgeführt worden sind. Von Bedeutung ist dabei, daß zahlrei~he
neue Erkenntnisse im T.JBufeder Jahre liber exogene, also äußere Schädi-
. Entstehungsmöglichkeitengungs.-und _ 7--:-OeimSchwachsinn gewonnen worden sind, von denen

Alles andere ist bereits erwähnt worden, und ich brauche darauf
nicht zurUckzukommen.'
Die Frage, die Sie von uns erläutert haben wollen, ist: Wie steht
die Wissenschaft, insbes~:mdere auch die.P.sychiat:rie,heute zur .Frage
der Vererbung von Geistesschwäche und von 'Geisteskrankheiten?
Herr Prof. Villinger hat heute schon gesagt, daß die Kenntnisse zur
Zeit der Entstehung dieses Gesetzes nicht so waren wie heute. In
einem Kommentar ist von dem damaligen ReichsgesundheitsfUhrer Conti

... -~a:usEl-FUCKlich-e~wäbn.tL<iaß die Gesetzgebung der Wissenschaft um
------ ..' -_.._- ...,-,--_ .....,...."-" _.,..._.._- _ ..... -.---"- .---- .... -- -----e- ...--.--------

20 Jahre vorausgeeilt ist. Ich glaube, ich brauche
Kommentar abzugeben, sondern nur die Frage zu untersuchen: Wie ist
die Beurteilung der in dem Katalog des Gesetzes aufgeführten Erkran-
kungen heute?
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man 1933 noch nichts gekannt hat. Mir scheint das von ganz beson-
derer Wichtigkeit zu sein.
Bei der Schizophrenie liegen die Verh~ltnisse ~hnlich. Es gibt ein~
Reihe von Untersuchungen, insbesondere die Zwillingsuntersuchungen
.von Kahlmann, die Untersuchungen der Nachkommen schizophrener Eltern-
paare von Elsässer. Jedenfalls ist die Frage umstritten, welchen
Modus di~ Schizophrenie Überhaupt einnimmt. Von manchen, nicht zu~
let~t Von dem bekannten Psychiater Manfred Bleuler, wird die ~eh~
begrUndete Beha~ptung aufgestellt~ das Wesentliche sei die erbliche
charakterologische Sippenstruk~ur eines Kranken oder der Menschen,
die dann durch Hinzut,reten einer äußeren Schadensursache an Schizo-
phrenie erkranken wUrden. In Amerika ist diese exogene Ehtstehungs-
.weise der Schizophrenie ganz besonders im Schwange. In Deutschland
wird sie ers.taunlicherweise kaum diskutiert. Aber ich meine; es kommt
im wesentlichen darauf an festzustellen, daß die Dinge nicht so ein-

...-fa-eh-si.nd,--w-ie-.s.i.e--193:3-ge-s.ehen--worden...-s-ind,-.und-....d-a-ß-man-'au.ch.-and-e-rs---..
denken kann, ja daß man sogar, wie Manfred Bleuler sagt, mit dersel-
ben BeweisfÜhrung fUr die Erblichkeit der Dinge auch die Milieube-
dingthelt behaupten könne.
Hinsichtlich der Untersuchungen der Hamburger Nervenklinik von Bon-
hoff darf ich zitieren, daß sich von den nachuntersuchten Diagnosen
27 haben bestätigen lassen und 39, also die Mehrzahl, nicht haben
bestätigen lassen. Es gibt eihe Reihe von anderen Untersuchungen von
Unterf6rmen der Schizophrenie, die die Erblichkeit belegen sollen.
Es gibt Untersuchungen, die die Erblichkeitsverhältnisse bei Schizo-
phrenen untersuchen, die nur einen sogenannten schizophrenen Schub
durchgemacht haben. Bei diesen differenten Bildern ergaben sich auch
ganz differente Erblichkeitsverhältnisse, so daß die.Frage hinsicht-
lich der schizophrenen. Erkrankung zu dubios ist, um zumindest in
einem Zwarigsgesetz dieser Art geregelt zu werden.
Bei manisch-depressivem Irresein, .das gleichfalls unter das Gesetz
gefallen ist, liegen die Dinge nicht ganz so stark. Man nimmt dort
einen dominanten Erbgang an. Die Ha~burger psychiatrische klinik
hatte nur zwei Fälle zu beurteilen. Ein Fall.davon war diagnostisch
richtig einkatalogisiert, der andere Fall war falsch.
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; iHinsichtlich der genuinen Epilepsie haben sich gerade in den letz-

ten 20 Jahren die Meinungen außerordentlich verstärkt, daß die Erb-
lichkeit in jedem Einzelfall nachgewiesen werden mUsse und daß man
nicht ohne weiteres die Diagnose etwa aus einer Wesensänderung des
Kranken, wie man früher geglaubt hat, aus der.Häufigkeit von'Anfäl-
len oder dem Auftreten von Anfällen Uberhaupt, stellen könn~. Inzwi-
schen haben sich zahlreiche Möglichkeiten der Feststellung äußerer
Schadensursachen ergeben, und .zahlreiche werden sich auch in Zukunft
noch ergeben.
Dementsprechend war auch:die'Anza~l der nicht bestä~igten Fälle aus

.der Ham.burger Klinik' groß, und zwar wurden 20 der nachuntersuchten
Fälle nicht diagnostisch bestätigt, währ~nd nu~ 11 sich diagnostisch
bestätigen liE;ßen..
Hinsichtlich des Alkoh~lismus darf ich noch sagen, daß eine größere
Untersuchung von Panse aus'den Jahren vor dem NS-Staat vorliegt.
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Panse hat ~ie Kinder von 200 Gewohnheitstrinkern untersucht. Vor
Einsetzen des Alkoholmißbrauchs waren 265 Kinder geboren, nach Ein-
setzen des Alkoholmißbtauch~ waren 457 Kinder gebo~en. Irgend welche
nennenswerten Unterschiede zwischen diesen beiden Gruppen hinqicht~
lieh körperlicher oder psychischer Anomalien haben sich nicht gefun-
den, so daß also die Erblichkeit in diesem Falle auch zumindest um-
stritten ist.
Wahrscheinlich sind außer eugenischen überlegungen auch soziale Indi-
kationen bei der Anwendung des Gesetzes oder bei dem Entwurf des Ge~
setzes von Bedeutung gewesen. Ich darf daraner~nnern, daß beispiels-. .

weise die Formulierung beim Schwachsinn nicht heißt: erblicher Schwach-
sinn, sonderri: angeborener Schwach~1nn. Da spricht .generell Gewisses
fUr eine Sterilisierung - das möchte ich als PSy.chiater doch sagen -,

. .nur nicht, meine ich, in der vorliegenden Form.
Hinsichtlich der Häufigkeit der Sterilisierungen darf i~h darauf hin-
weisen, daß zahlreiche andere Kulturländer Sterilisierupgsgesetze
haben, aber außerordentlich vorsichtig damit umgegangen sind. So hat
sich im Staat Kaliförnien in den USA im Jahre 1948 einJ~hresdurch-
schnitt an Sterilisationen von eins auf 100 000 Einwohner feststellen
lassen. Von 85 668 Sterilisier~ngsgesuchen wurden nur 40 genehmigt.
Hanack, der schon zitiert wurde, erwähnt, daß bis 1953 in den ganzen
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Ich darf Sie dann an die umstrittenen Zahlen, die in Deutschland
vorliegen, erinnern. Sie sehen diesen klaffenden Widerspruch zwi-
schen uns und anderen Ländern. Zur Frage des Zwanges darf ich zu-
nächst 'riochsagen, daß selbst Rüdin und Luxemburger, die vor dem
NS-Staat wohl immerhin die führenden Erbfo~scher gewesen sind, den
Zwang abgelehnt haben, keinen 4wang wollten.
Zur FI'age der Schädigung durch Sterilisation möchte ich darauf hih-
weisen: Es ist sicher richtig, daß wir grobe Störungen durch die
Sterilisation nicht kennen. Kretschmer von der TUbinger Klinik hat
sich in dem Sinne geäußert, daß natürlich Störungen des Selbstwert-
eriebens und ähnliche Dinge auftreten können, nicht müssen.
Ich möchte in diesem Zusammenhang darauf hinweisen, daß wir heute
ja beispielsweise auch Juden, die. lange ~~~it_~mKQIt~gnt_:r~t1.QJ1~l~g~:r _- ~_._. __ ._---_._~----_ .._---.-.-_ .._---_._-_._._---_._- -_.- _-.-----------' .•.. _-- . ,~._-_._--_._ ..__ ._-----_."._ .._-----_ __ .._.__ .._,._._~_.._._ .•. ,_ .._-_._-,. __ .~--_.- ._--, .

unter menschenunwUrdigen Bedingungen gelebt haben, wegen einer dau-
ernden störung dieses SelbstwertgefUhls, die, wie Herr Professor
Ehrhardt schon zum Ausdruck gebracht hat, natÜrlich in Prozenten nur
schwer faßbar ist, eine Entschädigung zuerkennen.
Zur Frage der Refertilisation liegen eine Reihe von Untersuchungen
vor. M1.~ sind 50 Fälle aus der Literatur bekannt, dia wieder frucht-
bar gemacht worden sind. Von diesen 50 ~ällen sind nachher lediglich

Geburten erfolgt, so daß die Refertilisierung - und darüber sind
wohl alle einig - ein ziemlich hoffnungsloser ode~ wenig hoff-

nungsvoller VeTsuch ist, diese Dinge wiedergutzumachen.

Amtsgerichtsrat Frorman12: Ich bin seit 1947, hach Erlaß der Verord-
nung liber die Wiederaufnahme von Erbgesundheitssach~n, in Hamburg
tätig und habe als einziger Richter in Hamburg, der sich mit der
sterilisierung befaßt hat, etwa 1200 Fälle bearbeitet. Seit dieser
Zeit hat mi~h naturgemäß immer wieder interessiert, wie es Uberhaupt
zu diesem Gesetz gekommen ist und welche Folgen insbesondere fUr die

- Betroffenen eingetreten sind. Ich darf vielleicht einige Zahlen nen-
nen, aus denen Sie etwas ersehen können. Ich muß dabei betonen, daß
sich meine Tätigkeit auf das Hamburger Gebiet und auf alle Fälle
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derjenigen Personen bezieht, die in der sogenannten britischen Zone
seßhaft sind und die auf Grund von B~schlüssen von Gerichten ostwärts
der Oder-Neiße-Linie sterilisiert worden sind.
Wir tappen naturgemäß seit 1947/48 im D~nkeln, weil wir überhaupt
nicht wußten, wie groß die Zahl überhaupt sein kann. In Hamburg
selbst ist glücklicherweise die Kartei - nicht die Akten - gerettet
worden. Daraus ist zu ersehen, daß wir in Hamburg fast 19 000 Stert-
lisationsve~fahren gehabt haben, von denen 15 800 Sterilisierungen
durchgeführt worden sind. Gemeldet und abgewickelt sind in Hamburg
bisher noch nicht ganz 1200 Verfahren. Wenn ich jetzt 25 %, die ich
herausgezogen habe, davon abziehe fUr diejenigen Personen~ die aus

'S)Gebieten ostwärts der Oder-Neiße-Linie kommen, bleiben von denjeni-
gen, die sTch" bei uns in Hamburg gemeldeThaoen,KäIne 5%", immerhih
ein gewisses Anzeichen dafür, daß sich die Betroffenen gar nicht
einmal so sehr beschwert fühlen.
Es hat uns in Hamburg interessiert, inwieweit sich diejenigen, die
zu uns gekommen sind, in den Rahmen der menschlichen Gesellschaft,
insbesondere des Arbeitsprozesses, haben hineinfinden können. Dabei
konnfe ich feststellen, daß 1950 von den Männern noch 45 % und 1951
noch 49 % arbeitslos waren. Diese Prozentzahlen gingen dann immer
mehr herunter. 1956 waren es nur noch 10 %, und 1957 kam ein leich-
ter Anstieg. Seit 1958 habe ich in meinen Verfahren keinen Arbei~s-
losen ~ehr gehabt. Also auch die, von denen man vielleicht in der
Allgemeinheit glaubt, daß sie auch körperlich sehr stark betroffen
sind, sind gar nicht in dem Sinne betroffen. Sie haben sich in den
IA~beitsprozeß einfügen können.

In diesem Zusammenhang muß ich natÜrlich erwähnen, daß einige dieser
Leute - das waren etwa 10 bis 15 % - von mir nicht als arbeitslos
aufgeführt werden konnten, weil sie mittlerweile Renten bezogen.
Die Hauptsterilisierungen lagen ja schon über 20 Jahre zurück. Die
Hauptfälle, die wir bei uns haben, sind Sterilisationen aus den Jahren
1934 bis 1936.
Bei.den Frauen ist das Bild fast gleich. Hierbei war es etwas schwie-
riger, weil wir die Ehefrauen hinzuzählen mußten. Seit 1959 und 1960
habe ich unter den Frauen, die nicht verheiratet sind, jedenfalls
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keine Arbeitslose mehr gehabt.
Man hat sich vielleicht gewundert, daß von den Beschlüssen, die in
Hamburg zur Wiederaufnahme führten, die zahl der sogenannten pösiti-
venBeschlUsse ~elativ groß ist. Unter positiv verstehe ich, daß das
Gericht zU der Ansicht gekommen ist, es habe seinerzeit nicht zu
einer Sterilisierung kommen dürfen. Dieses Verhältnis ist bei uns
in Hamburg etwa 50 %.
Jedoch trifft diese Zahl fast ausschließlich, und zwar liber 90 %,
Fälle des sogenannten erblichen Schwachsinns, bzw., wi,e es im Gesetz
heißt, des angeborenen Schwachsinns. Vorhin haben ja schon die Herren
Ärzte angedeutet, daß sich die Medizin auf diesem Gebiet sehr ent-

'~ wickelt hat. In Hamburg sind insbesondere die Universitätsklinik und',~

die Herren Beisitzer, die ich geha6t habe -.naturgemäß kam es so,, .
\ . . . . .daß ich später fast im~er dieselben Beisitzer hatte -, zu der Ansicht .

......g~_kq.IT1m~n,._cl.:l.1tin._den-Jahren19;;3---b-i-s---19~6-j--a.l-s--d-ie--Bes~chlü-s-se:--e-rg-i-n;;
gen, man sehr wohl von dem Standpunkt der Medizin sagen konnte, es
handle sich um angeborenen Schwachsinn, während ffi~nheute zu der An-
sicht kommt, daß es kein angeborener Schwachsinn ist. Daher ergibt
sich die relativ hohe Zahl von etwa 500 positiven Beschlüssen.

"-"~;,,..: -.,.
, -

Tt'f"

Die Erbkrankheiten, die in Hamburgzur Sterilisation führten, waren
Uberwiegend der sogenannte e'rbliche Schwachsinn.' Hierbei überwogen
die Fra'~en mit 500)+ Verfahren; bei Männern gab es 4596 Verfahren.
Es folgt die Gruppe der Schizophrenen mit etwa 1200 Fällen~ bei den
Frauen 958 Fälle. Die gleichen Zahlen liegen in etwa bei der Epilepsie
vor.

Während seinerzeit im Dritten Reich die Sterilisation zu 50 bis 60 %
bei Männern vorgenommen wurde, liegt die Zah~ jetzt umgekehrt. Das
ist natürlich eine Fölge des Krieges.

Als wir härten, daß'man erwägt, für die Zwangssterilisierten eine En,t-
schädigung zu zahlen, haben wir uns in Hambtirg auf Grund dieser Zah-
len Gedanken gemacht. Die Herren Ärzte haben vorhin Bchon sehr rich-
tig darauf hingewiesen, daß es nicht zweckmäßig wäre, wenn man, um

Die Verfahren sind sehr viel weniger geworden. Wir haben 1958 nur noch
19, 1959 18 und 1960 24 Verfahren gehabt. Diese Verfahren betrafen
fast ausschließlich den sogenannten angeborenen Schwachsinn.



34/40
zu einer Entschädigung zu kommen, nunmehr nochmals die Betreffenden
in irgend einer Weise untersuchen wollte.
Aus den Zahlen, die ich Ihnen noch nicht angegeben habe, ergibt sich
folgendes: Wir haben in Hamburg im Laufe der 13 Jahre mehr als25Ö
Fälle ge~abt, wo eS nicht zu einer Wiederaufnahme bei uns gekommen
ist, weil die Betreffenden sich einfach geweigert haben, sich noch-
mals untersuchen zu lassen. Die Betreffenden haben einen Horro!' da-
vor, nochmals zu einem Arzt zu gehen und sich unter Umständen tage-
lang untersuchen zu lassen. Die Untersuchungen in Hamburg sind sehr
gründlich, sie dauern fast 24, teilweise 48 Stunden, nicht die ganze

C)Zeit, aber die Betref:f'endenmüssen sich jedenfalls so lange in der
Klinik aufhalten. Andererseits ist es natUrlieh sehr schwer festzu-
stellen, ob Uberhaupt eine Erbkrankheit vorliegt, wenn man die Be-
treffenden nicht dementsprechend untersuchen kann.

- -- ---- -~------- - - -

Aufgefallen ist uns, daß wir sehr viele Fälle haben, in denenbEd-
Vorliegen eines angeblichen erblichen Schwachsinns in den Jahren
1934, 1935 und 1936 Jugendliche sterilisiert worden sind. Die Fälle,
die bei uns zur Aufhebung führten, trafen hauptsächlich junge Menschen,
die 15, 16, 17 und 18 Jahre alt waren. Die Betroffenen haben sich nach-
her im sozialen Leben völlig eingeordnet. Wenn es zu einer E~tschädi-
gung kommen sollte, sollte man vor allem diese Fälle mit einbeziehen,

,~da sie jedenfalls nach den Erfahrungen, die wir in Hamburg gemacht
.....haben, doch sehr bedenklich waren. .

Weniger dagegen sind die Fälle, wo es sich um Leute handelt, .die we-
gen Straftaten - auch das ist natürlich vorg.ekommen - einer Sterili-
sierung ztigeführt wurd~n. Ich persönlich habe in.Hamburg etwa drei. .

bis vier festgestellt. Daß. ein moralisches Irresein nicht eine Erb-
krankheit ist, brauche ich hier wohl nicht zu erwähnen.
Ich wurde seinerzeit gefragt, ob wir sehr viele Fälle von den 1200,
die bei mir vorgekommen sind, vorliegen hätten, in denen die Anträge
von dritten Personen gestellt worden seien, weil die Betreffenden
gar nicht dazu in der Lage gewesen seien. Das ist im Laufe der Jahre
bei uns in 21 Fällen der Fall gewesen, also im Verhältnis zu den etwa
1200 nicht sehr viel.
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sterilisierungen an Juden sind bei uns in Hamburg in drei Fällen
aufgetaucht. Das ist ~uch erklärlich, ~a die Betreffenden überwie-
gend nicht mehr' in der Lage sind, nunmehr zu uns zu kommen. Bei
Zigeune~n, waren es ~~was ~ehr; Wir haben dort 14 Fälle festgestellt.

Daß es in Hamburg gerade beim angeborenen Schwachsinn zu relativ
vielen Sterilisierungen seinerzeitgekbmmen ist, hängt wohl damit
zusammen, daß man in Hamburg diejenigen, die eine Hilfsschule be-
.sucht haben, erfaßt hat.' Ich kann es'~ir nur 'so ~rklären, d~ß man

.'sich an die betre'ffenden Schulleiter gewandt und 'sie ge!ragt hat:
Wer hat bei dir die Schule b~suriht,'~nd w~ sind die Betreffenden ge-

, , .

blieben? Wir haben mehrfac~ fes~gestellt, daß verschiedentlich Ge-
schwisteran einem und demselben Tage steriiisiert worden sind.
Ich habe aber in keiner Akte und in keinem GUtachten - die Gutachten
der medizinischen Klinik in Hamburg sind ungewöhnlich so~gfältig -

-1'es-tsteTIenKönne n;--Q;~rß--e-nf-Körperllcner---SC:naeHfnnacng-ewiesen--woroeff
ist. Das möchte ich hier betonen. Ich habe den betreffenden Bea~ten
bei mir in der Geschäftsstelle immer gesagt, daß sie zunächst fragen
sollten, ob die Betreffenden körperliche Be~chwerden hätten. Diese
haben selbstverständlt'ch gesagt: Jawohl! Irgendwie, so oder so. Sie
sind dann später bei der Untersuchung in der Klinik anscheinend nicht
darauf zurUckgekommen. Wie gesagt, nicht in einem einzigen Fall hat
sich aus den Gutachten ergeben, daß eine körperliche Schädigung irgend-
einer Art vorliegt.

Mi~.Rat_Dr; Karl: Bei,meiner persönlichen Stellungnahme'zu den vom
,Aus.schuß für Wiedergutmachung gestellten Fragengehe"ich'von der m.E~
vom Au~schuß zu Recht schon erörterten'Prämis~e a~s~ daß e~sich bei
-dem Gesetz zur VerhUtung erbkranker1'Nachwuchses ':(Erbgesundheitsgesetz
vom i4. Julll933) und seinen verschiedenen Ergänzungen um ein Staats-
unrechtsgesetz handelt, das typisch nationalsozialistischer Auffas-
sung entspricht. Dabei 1st. es fUr den 'Verwaltungsmediziner nicht so
selbstverständlich, än der Frage der Rechtsstaatlichkeit'vorbeizugehen.
wie dies der W1ssenschäftlertun kann.I6h bezieh~ d~shalb die Frage
der Rechtsstaatlichkei t des ErbgesuridhEütsgesetze's in meine Betrachtung
ein. Es wird dabei von mir ancrko.nn.t,daß es sicJli;bei den Tatbeständen,
die das Erbgesuhdheitsgesetz ausgelöst haben, inder Regel nicht um
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Verfolgungstatbestände im Sinne des Bundesentschädigungsgesetzes-han-
dele. D~n Thesen des GutachtenS ~es B~ndesfinanzministeriums und ins-
besondere auch den verschiedenen Zahlendarsteilungen, die nachweisen
sollen, daß es sich um kein spezifisch nationalsbzialistisches Gesetz
h~ndelt und daS der gesetzte Schaden keineswegs so groß sei, wie ver-
schiedentlich angenommen werde, konnte ich mich nicht anschließen.

Ich beeone dabei vorweg, daß ich nicht grundsätzlich jede Sterilisa-
tion ablehne, sondern daß man etwa Uber eine Sterilisation aus indivi-
dual-medizinischer Indikation "vernUnftigerweise diskutieren" kann,

.df" .eS auch das IIUrnberger Tribunal anl~ßl1Ch d~r ~uristenprozesse
:Lestgestellt hat. Um dies aber tun zu konnen, bJ.n lch der Auffassung,
daß unter Zielsetzung und Methode von Sterilisierungen nach dem Erbge-
sundheitsgesetz von 1933 ein eindeutiger Schlußstrich gezogen werden

----lnuß,-um--eirier---v-e-rnü-Bf--ti-gel1--Re-gel-ung_,e_tw_a__v~on__.ste~j,l:!-~j.~r~J}g<?r:!__~\l_~_.c_. __._.._
individual-medizinischer Indikation, Raum zu geben.und des Bundesinnenminlsters
In der Stellungnahme des Bundesfinanzministers/wird bei der Feststel-
lung, daß es sich bei dem Erbgesundheitsgesetz um kein typisch natio-
nalsozialistisches Gesetz handelt, u.a. davon ausgegangen, daß in den
westlichen Besatzungszonen von den Besatzungsmächten das Gesetz nicht
förmlich außer Kraft gesetzt worden sei. Für die Haltung der brfti-
sehen Besatzungsmacht spielte sicher die Tatsache eine entscheidende

G~olle, daß dieses Gesetz die einzige Rechtsquelle fUr die Regelung
der Wiederaufnahmeverfahren nach der va des Zentral-Justizamtes der
britischen Zone vom 28. Juli 1947 darstellte. Die Wiederaufnahme von
Verfahren wurde dabei ausdrUcklichauf die PrUfung beschränkt, ob
eine bis 1945 durchgefUhrte' Sterilisation zu Recht .oder zu Unrecht
erfolgt ist. Im Zusammenhang mit dem praktischen Verbot, die Erbge-
sundheitsgerichte zu ihrem ursprünglichen Zweck wieder tätig werden
zu lassen, das fUr die gesamten westlichen Gebiete galt, kommt diesem
Sachverhalt m.E. mehr Bedeutung zu,als die stellungnahme des Bundesfi-
nanzministeriums diesem Tatbestand einräumt. Es soll auch nicht uner-
wähnt bleiben, daß in Ländern der ehemaligen US-Besatzungszone und im
Bereich der sogenannten DDR das Gesetz landesrechtlieh förmlich außer
Kraft gesetzt worden 1st.
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Die historische Darstellung des I. Teils der Stellungnah~e des
Bundesfinanzministers gibt m.E~ richtig darüber Aufschluß, daß bis
1914 eine Sterilisierung aus~chließlich aus individual~medizinischer
Indikation als gerechtfertigt angesehen wird und durch Gesetz als
straffrei erkannt werden sollte. Eine eugenische und soziale Indi-
kation wUrde ausdrücklich als IIsittenwidrig und der geltenden Rechts~
auffassung widersprechend" abgelehnt. Ohne daß auf den Hinweis der
Sj,tte;nwidrigkeitin der weiteren Darstellung wieder eingegangen w1~d,
zitIert die Stellungnahme dann den Gesetzentwurf des Med;Rats Boete~s
aus Zwicka.u aus dem Jahre 1923, der die VerhUtung der Fortpflanzung
"unwerten" Lebens" fordert. Gleichzeitig wird auf die zahlreiche Lite-
ratur innerhalb und außerhalb Deutschlands eingegangen. Unbestritten
bleibt aber, daß eine sblche gesetzliche negelung, noch dazu auf der
Grundlage staatlichen Zwanges, bis 1933 tatsächlich nicht zum Zuge
gekommen ist, sondern daß vielmehr doch unter stillschweigender Aner-
kennung der Sitt~E?I1W~.(;lI'tgbü_L_e-ine:p--Zw-a-Flg-sS-15-er-i-l-i-sat-t0nEHIs-eugenTs eher----'----. ---._._------_._--------_ ...•._--

Indikation die Mehrzahl der ernst zu nehmendenVererbungsforscher dem
Staat nicht das Recht einräumen konnte, "unwertes Leben" zwangsweise
an der Fortpflanzung zu hindern. Gerade in der Alternative, freiwilli-
ge Sterilisation aus individual-medizinischer Indikation oder zwangs-
weise Verhütung der Fortpflanzung sogenannten "unwerten Lebens" zum
Schutze der Erbgesundheit des Volkes, scheint mir das Kriterium für
den spezifisch nationalsozialistischen Charakter des Erbgesundheitsge_

,-setzes zu liegen. Dabei spielt eine entscheidende Rolie, daß es sich
bei den in der Stellungnahme des Bundesfinanzministeriums zitierten
ausländischen Zwangssterilisierungen überall nur um fakultativen
Zwang handelt, während das deutsche Gesetz als einziges den obligato-
rischen Zwangs charakter der Sterilisierungen eingeführt hat. Dagegen
kann auch ~icht ins Feld geführt werden, daß eine bestimmte eugenische
Literatur schon ver 1933 ähnlicl'lesforderte, als ob der Naticnalsozia_
lismus erst.mit dem .Jahre 1933 sich im Hochschulwesen beme~kbar ge-
macht hätte! Insoweit habE; ich also der Apologie des Bundesfinanzmini_
ster1ums gegenüber dem Erbgesundheitsgesetz nicht folgen kannen. In
der Frage Freiwilligkeit oder Zwang kann ich auch nicht lediglich eine
Nuance, sondern nur einen prinzipiellen Unterschied ~wischen einer
Wissenschaftlich diskutierbaren SterilisatioD aus individual-medizini_
scher Indikation und einer nur aus der Ideologie nationalsozialistischen

,.
I

!
I
I

:'~' - ;

'iLi'::~:.:

iti,



511/44

,...•.•.i :•..••....'........••..•CF. !~,
.-.'i .
.\

I'
1

.1

i
'!'

Denkens entspringenden Zwangssterilisation im Interesse der Siche-
rung "eines von biologisch minderwertigem Erbgut gereinigten Volks-
körpers nationalsozialistischer Vorstellung" sehen. (Kommentar Gütt,
Rudin, Ruttke, 1936.)

Daß der Gesetzgeber mit dem Erbgesundheitsgesetz tatsächlich allein
diesen Zweck verfolgt hat, hat doch auch der ehemalige Reichsärzte-
führer Wagner mit der Bemerkung bestätigt, daß "nichtpartE;ligenössi-
sehen Ärzten ausschließlich völkisch und nationalsozialistisch zu
sehende ZUkunftsfragen nicht überlassen bleiben dürfen". Daß die
NS-Stellen n 0 c h nicht zufrieden waren mit der Handhabung des
Gesetzes, ist m.E. kein Gegenbeweis, sondern zeigt höchstens die Ab-
sichten der Weiterentwicklung des durch das Gesetz zunächst einmal im
Prinzip Erreichten auf. Die Beweisführung des Bundesfinanzministeriums
läßt wieder einmal erkennen, wie schwierig es ist, mit rechtsstaatli-
-chen.-Kate-goI'.ien-das~.Wesen.e.ines_.-totalitär-en-.S~stems-_11 alle in-nach--.Lage.-...._-_.._..
der Akten" analysieren zu wollen. Es soll hierbei auch festgehalten
werden, daß der Begriff "lebensunwertes Leben" nicht erst 1933, son-
dern bereits in den 20er Jahren geprägt wurde. Es kommt wohl niemand
auf den Gedanken, daß er auf Grund dieser Tatsache sittlich anerkenn-
bar sei, nur weil er in der Zeit der von allzu großer Toleranz gepräg-
ten Weimarer Verfassung zutage trat. Schließlich war 1933 nur ein Ab-
schluß dieser Entwicklung. Hier könnten noch andere Analogien herange-
zogen werden.

Zu~ Frage der wissenschaftlichen Relevanz des Katalogs der Erbkrankhei-
ten des ~ 1 (1 - 8' des Srbgesundheitsgesetzes, die zu einer Sterilisa-
tion fUhren sollte und die die Stellungnahme des Bundp.s~inanzministers
als geg~ben un~erstellt, möchte ich auf die - insbesondere von den
Sachverst~ndigen Dr. Lewenstein und Dr. Lauber aufgezeigte - FragwUrdig-
kelt hinweisen, die s~ch hi~sich~lich der Feststel~ung des Vererbungs~
charakters der Schi~ophrenle (Nr. 2) ~nd des manisch-jepressiven Irre-
seins (Nr. 3) ergibt. Die gleiche ZurUc~haltung verdient die erblicha
Fallsucht (Nr. ~) als Erbleiden, insbesondere in dem ausschließlichen
Sinne, wie ihn das Gesetz statuiert. Ein Großteil der heute als exogen
erkannten Epilepsien wurde früher allgemein fUr erblich gehalten.

:',"'<-;
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Mir scheint auch die Meinung vom Bundesfinanzminister, daß gerade die
enumerative Aufzählung der sogenannten Erbkrankheiten gegen den spezi-
fisch nationalsozialistischen Charakter spreche, bezweifelbar. Schließ-
lich kam) man zu dem genau gegenteiligen Schluß kommen, daß nämlich
Wert darauf gel~gt wurde, m i n des t e ri s die aufgestellten
Erbkrankheiten durch Sterilisation auszuschalten, um zu vermeiden,

Nun zu der Zahlendarsteilung, mit der die geringe Quote von Fehlurtei-
len in der Stellungnahme des Bundesfinanzministers bewiesen werden
soll: Die Gesamtzahl der Sterilisierten im ehemaligen Reichsgebiet
wird mit 350 000 angenommen. Ich darf in diesem Zusammenhang auf einen
Schriftsatz des Innenministeriums des Landes Nordrhein-Westfalen aus
dem Jahre i955 verweisen~ in dem von einer weit höheren Gesamtzahl der
durchgefUhrten Sterilisierungen gesprochen wird. Ich kann nicht unter-
stellen, daß selbst die Annahme einer Solchen Zahl - möge sie tatsäch-
lich ßehr hoch erscheinen - Völlig a.usder Luft gegriffen ist. Zumin-
dest kann der Angabe des Bundesfinanzministers nicht der Charakter der
Abso~utheit zuerkannt werden. Die errechnete Quote von 1,1 % Fehlent-
scheiduf}gen geht m.E. von nicht vergleichbaren Zahlen aus, wenn sie
die aufgehobenen Urteile an der Gesamtzahl von 350 000 angenommenen
Sterilisierungen mißt. M.E; kann die Fehlerquote nur errechnet werden
aus den aUfgehobenen Entscheidungen der Wiederaufnahmeanträge. Damit ge~
winnt das zitierte Hamburger Ergebnis ..•selbst wenn man gewisse Faktoren,
die das Gutachten vom Bundesfinanzminister mit Recht einkalkuliert) be-
rücksichtigt - doch ein ganz anderes Gewieht, und das Ergebnis deckt sich
weitgehend mit d~n Untersuchungen einer Amtsarztarbeit der staats~edizi-
nischen Akademie in Düsseldorf, die gemessen an der Gesamtzahl der

daß durch einen wissenschaftlichen Streit~ der etwa auf Grund der
Fassung des p'reußischen Erbgesundheitsgesetzes immerhin möglich gewe-
sen wäre, im Zweifelsfalle.zu Gunsten des zu Sterilisierenden entschie-
den werden konnte. Die allgemeinere Fassung hätte jedenfalls Gutach-
tern und Richtern, die tatsächlich "in dubio pro reo" entscheiden
wollten, weit mehr Möglichkeiten gelassen. Im Ubrigen ch~rakteris1ert
hinsichtlich des Erbkrankheitskatalogs die Absicht des Gesetzgebers
der damaligen Zeit doch wohl zur Genüge das schon zitierte Wort des

. .
i ehemaligen Reichsärzte führers "wir sind roit diesem ges~..tz ß:~.r~'''-!..~H~~D~__ .1.:_ _._ _ .._ _ _, .._ _ _._~ .._ __ _ _ .._.._ _. ."__,,,_,"_"'._ _ __ .. ~
! schaftlichen Entwicklung um 20 Jahre voraus".
I
I,.
i
I,



34/46
Wiederäufnahmeverfahren ebenfalls zu einer Fehlerquote von

30 % kommt.

Wird demgegenüber der selektive Charakter dieser Wiederauf-
nahme~erfahren aufgerechnet, bleibt immer noch der Tatbestand,
daß die weitaus gröBt~ Zahl der Zwangs sterilisierten bisher
doch gar keine Kenntnis der Möglichkeit eines Wiederaufnahme-
verfahrenshatte oder das Geschehene eben als Schicksal hinge-
nommen und sich nicht mehr gemeldet hat.

Zusammenfassend scheint mir der Zweck des Gesetzes, näml~ch
einen von "biologisch minderwertigem Erbgut gereinigten Volks-
kö~per" zu erhalten, heute noc~ ebenso sittenwidrig zu sein,
wie dies in der Begründung des Ges&tzentwurfes von 1914 fest~auer
gestellt wurde. Ebenso scheint mirjauch der Katalog der Erb-

---------------kTa-n-k-h-ei--t-e;-fi---zumi-nde-st-w-ei-=t-ge.B-enQ----in-d-sm--Um-fang-,-w-ieihn -da8-------,---
Gesetz absteckt, wissenschaftlich nicht haltbar. Damit - ich
muß es noch einmal sagen - ist nicht sine Sterilisation schlecht-
hin, soweit sie ausindividualmedizinischen Gründen etwa ana-
log der medizinischen Schwangerschaftsunterbrechung indiziert
sein kann, tabu. Möglichkeiten hierzu bieten sich bei der Novel-
lierung des Strafrechts, wobei eine Regelung über kollektive
Entscheidungen in dieser Frage ~iner b8sonderen Beurteilung
unterliegen müßte.

Nun zur Fr3ge einer praktischen Handhabe ej.ner evtl. Entschädi-
gung für nach dem ErJgesundhcitagesetz sterilisierte Personen:
Ich schließe bei dieser Beurt2ilung 81~8 d~ejenigen Eälle, die
auch heute schon nach dem Bundesentschädigungsgesetz entschä-
digt "irerden, aus, da hier' :iieRechtslage klar ist. Das gilt
fUr Entschädigungen nach ~ 1 bzw. 171 BEG für diejenigen Per-
sonen, die ohne Verfahren ster-il:isi8rt wore,en sind. Ebenso
können ohne Ansatz d.iejenigen Falle ble~ben~ bei 'denen ein
Amtsrnißbrauch nachweisbar sein könnt~. Bei diesen Gruppen
handelt es sich tatsächlich um eine kleine Minderheit. Inso-
weit folge ich auch der Begründung d~s Bundesfinanzministers,
daß die Verfahren nach dem Gesetz in der Regel nicht zu bean-
,standEm sind ~ Die Frage der Entschädigung stellt sich daher

\
\
I
I
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für mich grundsätzlich auf Grund des Unrechtscharakters des
Erbgesundheitsgesetzes.

Ausgehend vom Unrechtscharakter des Erbg8sundheitsgesetzes sind
verschiedene Wege der Wiedergutmachung diskutierbar:

B1lt;'~

"~

\.J

1. Zunächst bietet sich die Möglichkeit eirie~ unentg~ltlichen
Refertilisation an. Dabei könnte auf einWiederaufnahmever--
fahren, wie es 'verschiedentlich auf Grurid der va des Zentral-
justizamtes für die britische Zone geübt worden ist, v~r •..
zichtet werden. Allerdings wäre bier alleh Persoheri, die
eine solche Refertilisation anstreben, der geringe Wahr •..
scheinlichkeitsgrad, ebenso wie die Gefahr, die ein opera-
tiver Eingriff immer mit sich bringt, vor Augen zu führen.
Trotzdem glaube ich, daß in diesem Verfahren ein zumindest

_______,_,_~__Ls_ycQO J.0 gt::3_9h~J:'__~~lJ,~1>ilitatto:n,~Q.hl:u:'_ak:te_r_:..gEs_ehBn_wür_de.Auf',- , """"'"'"
Grund der medizinischen Gegebenheiten kann diese Regelung
allerdings nicht als die Methode der Wahl angesehen werden.

2. Sehr viele Sterilisierte sind zweifelsohne in ihrer sozi-
alen Umgebung vielerlei Abwertungen ausgesetzt gewesen.
Hinzu kommt, daß das verlörene Rechtsgut der Zeugungst'ähig-
keit in vielen Fällen durchaus im Gegensatz zur Meinung vöm
Bundesfinanzministerein seelisches Trauma gesetzt hat. Außer-

W dem stellt der chirurgische, in der Mehrzahl der Fälle'zwangs-
weise Eingriff eine Körperbeschädigung - wenn auch geringen
Ausmaß'es - dar. Ausgehend vom UnrechtsCharakter doe Gesetzes
handelt es sich dann um eine~esetzliche Körperverletzung,
die in geeigneter Weise vom staat generell zu entschädigen

'wäre. Es darf in diesem Zusammenhang an die Erörterungen,er.-
innert werden, die sich vor einiger Zeit um die zwangsweisen
Röntgenreihenuntersuchungen und um die Moro-Probe entwickelt
haben9 die beide ih ihrer Effektivität hinsichtlich der kör-
perlichen Unversehrtheit erwiesenermaßen um ein Vielfaches
geringfügiger sindQ
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3. Es könnte ein Aufopferungsanspruch etatuiert werden, wobei -
allerdings nicht irgendwelche gesundheitsschädigenden Folgen,
wie etwa bei der Schutzimpfung, den Entschädigungsgrund ab-
geben dürften, sonde~n der Körperschaden, der durch Verlust
der Fruchtbarkeit gesetzt wurde. Angesi6hts der Besonderheit
des Aufopferungsanspruchss, wie er sich in der Rechtssprechung
eritwickelt hatferscheint jedoch auch dieser Weg nicht der
glückliohste.

Zusammenfassend wäre einer Regelung nach 2. der Vorzug zu geben.
Die zwangsweise Unfruchtbarmachung - der Bundesfinanzminister be-
stätigt mit dem Hinweis, daß in der Zeit des "freiwilligen Zwanges"
die Unterscheidung einer freiwilligen oder angeordneten Sterilisa-
tion irrelevant ist - stellt eine vom Unrechtscharakter des Erb-
g$sundheitsgesetzes ausgehende ungesetzliche Körperverletzung dar.

~""-'----Der'- Si'a:S''t--1iä t.-.aJ.~es.e.n-.T.fnre-ch;rsg-enaTf~(rer-Körlfe-r15 esCnä-aTg\i.ng---aufcli-- -_.-

ein spezielles Entschädigungsgesetz für nach dem Erbgesundheits-
gesetz sterilisierte Personen auszugleichen. -

Bei einer Regelung nach 2. könnten auch die bish0r nicht zum Zuge
gekommenen Anträge nach dem Allgemeinen Kriegsfolgengesetz ihre
Erledigung finden.

Der Vorsitzende: Meine Herren, bevor ich die allgemeine Gelegenheit
zur Fragestellung eröffne, darf icn Sie alle bitten, noch einmal
zu-folgender Überlegung Stellung zu nehmen. Der Ausschuß hat sich

- - -mehrfach mit der Frage beschäftigt: Wie soll die Entschädigung,
i - . ~ . .

wenri eine gewährt werden soll, aussehen? Dabei sind - ich sage
das ganz offen - alle denkbaren Vorstellungen entwickelt wor,den,
von dSr Gewährung einer Rente- bis hin zur Gewährung eines regel-

- .rechten Schmerzensgeldes. _Ic]rnnenne absichtlich diese beiden Extreme.
Es waren Überlegungen, bei,)denen der Ausschuß allerdings auch sehr
starke Vorbehalte gemacht hat~

Vor allen Dingen ist aber hier die Frage aufgetaucht, die Herr Dr.
Karl am Schluß seiner Ausführungen bereits'angeschnitten hat: Kann
man in jedem Falle die Sterilisation anerkennen? Ich lasse jetzt
einmal die Frage der strafrechtlichen Wirkung, die Vornahme einer
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körperlichen Beschädigung usw. außer acht, wobei ich auch die
Frage der Folgen im Hinblick auf die Erwerbsfähigkeit usw. offen-
lasse. Oder gäbe es Gründe, zU sagenl Hier kann man von einer
Körperverletz~ng, wenn auch nur geringen Ausmaßes, nicht sprechen?
Die Frage ist deshalb wichtig, weil es denkbar wäre, daß, wenn der
AusSchuß dazu kommt, eine Entschädigung zu gewähren, sie möglicher-
weise sich darstellen würde als eine einmalige Abfindung eines
Körperschadens, zugeschnitten auf diesen besonderen Fall.
Deshalb wäre ich dankbar, wenn die Herren, die sich zu dieser
Frage nicht geäußert haben, ihre Meinung sagen könnten.

Amtsgerichtsrat Frormanl1s Ich habe festgestellt, daß etwa 70 %
der Fälle~ die sich bei mir gemeldet haben, gehofft haben, duroh
das Verfahren beim jetzigen Erbgesundheitsgericht eine Entschä-
digung 'zu erlangen. Nachdem ich mich mit den Leuten unterhalten
habe ,pflege ichimrnex-zuf-ra gen: War-umhabe TI- Siedi esenAntrag--
gestellt? Von diesen 70 % hoffte etwa die Hälfte auf eine Rente,
etwa die andere'Hälfte auf eine einmalige Entschädigung.

Prof. Dr. Dr. Ehrhardt: Zur Frage der Körperverletzung: Im straf-
rechtlichen Sinne ist die Sterilisation ein ärztlicher Eingriff
und damit eine Körperverletzung. Daran ist gar kein Zweifel. Die
Frage der Folgen ist allerdings eine andere Frage.

Der Vorsitzende: Wenn keine Wortmeldungen dazu erfolgen, dann
darf ioh davon"ausgehen, daß die Frage zumindest nicht negativ
beantwortet wird.

':.Abg. Dr. Böhm: Ich möchte zu dem Katalog eine Frage an die Herren
Sachverständigen richten. Der Katalog ist bisher meist nur in der
Richtung kritmsiert oder überprüft worden, ob es sich dabei wirk-
lich erstens um veretbliche und zweitens um unheilbare Krank-
heiten handelt.
Ich möchte jetzt einen anderen Gesichtspunkt in den Vordergrund
rücken, nämlich den Gesichtspunk"p, ob der Katalog geprüft ist an
der Notwendigkeit, die Vererbung der betreffenden Krankheiten zu
verhindern. Wieweit sind die im Katalog aufgeführten Krankheiten
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_ zunächst einmal unterstellt: soweit sie vererblich und unheil-
bar sind _ von ,einer solchen Beschaffenheit, daß sie eine wirk-
liche Gefahr für di~ Öffentlichkeit oder ein unerträgliches Lei-'
den für den Betreffenden nach sich ziehen? Der let~tere Gesichts-
punkt hat b'eidem Erbgesundheitsgesetz nachw'eislich nicht die
mindeste Rolle gespielt. ,Das dem Dritten Reich vorschwebende Ziel
war ja offenbar eine systematische Bevölkerungspolitik unter mög-
licpst- vollkommener Eliminierung und Beseitigung aller Schönheits-
fehler.
Was war also eigentlich beabsichtigt? Eine biologische Musterge,;,.
seIlschaft, bereinigt von allen, die von der Erbgesundheitsnorm
nach unten abwichen? Oder war beabsichtigt die .Ausmerzung beacht-, der Gesellschart von
licher Schönheitsflecken? Oder war beabsichtigt die BefreiungJ'un-
riützen Essern? Alles spielt ja eventuell mit. Oder war wirklich
eine Gefahr? Liegt bei diesen K~ankheitendes Katalogs ein~ wirk-
'ii~h-na~hwei siiche"'Gefa'11r"'¥Urdle'-GesellsCh-af'e''Ii'or-, "die'es-'re-cht=--
fertigt, erstens Zwangssterilisierungen zum Schutze der Öffentlich-

,keit vorzunehmen, zweitens die .Anzeigepflicht der Amtsärzte vor-
zusehen und drittens gesunde T:::,ägersolcher Krankheiteneinzube-. ...
ziehen?
Wieweit ist dieser Katalog also unter rechtsstaatlichenGesichts-
punkten zu rechtfertigen unter dem Aspekt des Zwangseingriffs,
und der damit zusamme'ilhängendenschweren Gefahr? Wenn ein Zwahgs-
eingriff in die Freiheit der Person vorgenommen wird, müss~n wir

, - '

doch die Güterabwägung ins Auge fassen, .auch beim Katalog. Diese
Frage ist bisher nicht angeschnitten worden. I~h kann als Laie
nicht beur~eilen, we~ eigentlich unter erblicher Fallsucht oder
erblichem Veitstanz leidet, was das für Krankheit~n. si~q, i~wie-
fern das eine Gefährdung ist, im.rnerno~h verglichen mit der Ge-
fährdung ,die von dem völlig erbge8u~den Menschen a~sgehen kann.
Den? zum Beispiel die Endlösung der Judenfr,age, die Vernichtung
der Millionen von Juden ist ja von erbgesunden Leuten durchge-
führt worden. Es gibt also 2uch von gesunden ,Leuten ,erhebliche
Gefahren. Wenn man also einen Eingriff wie die Zwangssterilisa-
tion vormimmt, dann rechtfertigt sich das unter rechtssta!il:tlichem
Gesichtspunkt doch nur, wenn von dem Auftauchen und von der Ver-
erbung dieser Krankheit schwere Schäden fUr die Öffentlichkeit
ausgehen.
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..Da weiß ich nicht , wieweit bei der erblichen Fallsuch t, de.r erb-
lichen Blindheit, der erbliche~ Taubheit etwas anderes erreicht
wird als eine Ausschaltung von harmlosen Essern, die im Erwerbs-
leben nicht brauchbar sind. Wieweit w~rd sonst irgendein Interesse
der Öffentlichkeit durch erbliche Blindheit oder erbliche Taubheit
beeinträchtigt? Wenn man an Ausnahmeerscheinungen wie Helen Keller
oder an andere denkt, die trotz Blindheit, trotz Dauererblindung
ein erfülltes Leben gehabt haben, sieht man, daß auch diese
Schwere des Leidens in solchen Fällen überwunden werden kann.
Bei schweren erbliohmn körperlichen Mißbildungen könnte man sagen:
zwm Schutze der Betreffenden selbst.

(Abg. Altmaier: Beethovens Vater war ein erblicher
Alkoholiker! )

Wieweit ist der Katalog zu rechtfertigen unter dem Aspekt des ele-
~~E:~~_~~l?:.~E.~~J:e~_~~~l3.n~_eJ:.~lJV.El.~g_~WEl~~enS~~~=h~tE3Jerung,eVE3~}kl~J~~
sogar gesunder Träger dieser Krankheiten?

Landesobermedizinalrat Dr. Lauber: Durch manche Krankheiten, die
in dem Katalog aufgeführt sind, ist sicher manchmal eine Gefährdung
der Person und auch der Gesellschaft möglich. Aber der Eingriff
der Sterilisierung, der Zwa~gssterilisierung bei jedem dieser Kran-
ken rechtfertigt den Zwang nach meiner Auffassung nicht, weil es
nicht in jedem Falle so ist.
Wenn ich ergänzend zu dem Zwischenruf Stellung ne.hmen darf: Eine
Schülerin von Rüdi'n hat eine Untersuchung genialer Menschen unter
dem Gesichtspunkt der Erblichkeit vorgenommen. Es waren erstaUn-
lich häufig Geisteskrankheit, Schwachsinn und ähnliches darunter.

Prof. Dr.Dr.h.c. Nacl1tsheiml-Ich mächte zunächst einmal ein Miß-
verständnis heseitigen. Kein Genetiker und kein Eugeniker denkt
heutzutage daran, daß es möglich ist, mit eugenischen Maßnahmen
die EIibkrankheiten auszumerzen. Aber es ist ja schließlich. mit
den Infektionskrankheiten ähnlich. Wir unternehmen etwas gegen
die Infektionskrankheiten nicht in dem Gedanken, wir könnten die
Pocken oder irgendeine andere Infektionskrankheit vollkommen von

, .
der Erde vertilgen, sondern das, was wir tun mUssen, ist, eine
Zunahme der betreffenden ~rankheiten zu verhindern, ein Überhand-
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nehmen dieser Krankheiten, auf der einen 'Seite de..r Infektions-
krankheiten, auf der anderen Seite der Erbkrankheiten.

(Abg. Dr. Böhm: Warum bei den Erbkrankheiten?)
Wir haben heute eine sehr starke Kontraselektion. Denken Sie
nun daran, daß im vorigen Jahrhundert fast alle Kinder, d~e
mit Hasenscharte bzw. einem Wolfsrachen, also noch weiter
durc~gehander Spaltbildung, geboren wurden, gestorben sind.
Heute werden diese Kinder am,L~ben erhalten. Ich trete durch-
aus nicht dafür ein, diese Rinder zu beseitigen. Also auch das
muß seharf auseinnndergehalten-werden:' Eu{hanasie und Sterili-
sation. Bei der Sterilisation handelt es'Bich nicht um die Be-..
seitigung unwerten Lebens, 'sondern um die VE?rhinderung unwerten
Lebens. Das ist ein sehr großer Unterschied. Es geschieht immer
wiedet, daß das in den gleichen Topf geworfen wird.

-----------A15g-;-Dr:---Bönm:-A.oer-"-d-aS--is't--Yn--meiner--"Frage-ni-cht'--ge-schehen-.
Ich wollte nur sagen: Man kann doch nicht jede Krankheit, etwa
erblichen Heuschnupfen, durch Zwangssterilisatioriver~indern.
Wie komme ich dazu? Es ist doch eine Unverschämtllei~ gegenüber
meinen Mitmenschen. Ich kann doch nur solche Krankheiten durch
einen staatlichen Zwangseingxiff, wie es die Zwangssterilisation
ist, verhindern, die sc'hwer sind.' Pest und Pocken sind eine Seuche,
und. deshalb sind Zwangs impfungen verständlich.
Mich interessieren die Fallsucht, der Veitstanz, die Blindh~t,
die Taubheit. Läßt sich unter 'dem Aspekt des Rechtslbta,ats 'v.nd.
der Freihe:lt, der Integrität eines Menschen von, seinen Mitmenschen
.das rechtfertigen? Sind diese Krankheiten - erbliche Fall~ucht,
erblicher Veitstanz, erbliche Blindheit, erbliche Taubheit -für
die Öffentlichkeit eine soiche Ge~ahr, daß. sie ~i~se .Zwangsein-

. -",

griffe rechtfertigen?
."Prof. Dr.Dr. h.c. Nachtsheim:. Herr Kollße Böhm,.ich wa-r. noch nicht

. .
fertig mit meiner Antwort, Si~ haben mich,unterb:rochen. Ich mächte
gerade auf Ihre Frage antwo'rten. Ich habe'eben.als, .Beispiel zu-

. . .

nächst einmal dle Hasenscharte erWähnt und .'gesagt:,daß wir heute
die Kinder 'am Leben erhalten. Die Kinder .ko1ll.I1ienins fortpflanzungs-
fähi~Alter. Die Kinder, die bei der Gebu~t'.eine Hasenscharte,
einen Wolfsrachen hatten, haben die Möglichkeit, sich fortzu-

.:i
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pflanzen. Das muß naturnotwendig zu einer Zunahme der Kinder
mit Hasenscharte führen. Soweit darüber Statistiken vorliegen,
können wir sagen, daß sich etwa seit der Mitte des vorigen
Jahrhunderts die Gahl der Hasenschartenträger verdoppelt hat.
Das gil~ nicht nur für die Hasenscharte, das gilt auch für sehr
viele andere Krankheiten. Wie ist es zum Beispiel mit den an~
geborenen Herzfehlern? Ein großer Teil der Träger dieser Leiden
war im vorigen Jahrhundert noch letal. Heute haben wir die wunder-
baren Leistungen der Chirugen, die es fertig bringen, diese Fehler
zu beseitigen. Aber denken Sie stets daran, daß die Krankheit nur
am Soma ge~eilt hat, aber nicht an der Erbsubstanz. Die Erbsub-
stanz bleibt krank. So wird dann auch die Zahl dere~ zunehmen,
die diese Erbkrankheit an sich tragen; wenn die Kinder später
einmal zur Fortpflanzung kommen.
Es gibt noch ein drittes Bgispiel: die Blut~rkrankBclt. Bluter-
kranke hatten im vorigen Jahrhundert eine sehr geringe Lebens-

._ 0_' ._ ••• _, • __ ._."_. ••••• __._~_., ••• ,, ., •••. , .. • _ _ ._~ ..... __ •••••••••• ., •• .. ._. _ ••••• __ ,., •• _. •• ".".". __ • .~,.,. _ ' '_" _". _, __ ._"' __ " •••• __ .. • ",. .. • __ .,.

erwart.ung. Heute haben sie eine Lebenserwartung, die nicht viel
geringer ist als die gesunder Menschen. Im vorigen Jahrhundert
kam es so gut wie nicht vor, daß bluterkranke Frauen auftraten,
und zwa~ wegen des besonderen Erbganges. Eine bluterkranke Frau
kann nur entstehen, wenn ihre Mutter aus einer bluterkranken.
Familie stammt und auch noch einen Bluter heiratet. Das ist natür-
lich früher nie vorgekommen, weil die meisten eben gar nicht im
Stande waren, sicht f6rtzupflanzen, und man hat sich bei der
Schwere der Krankheit nstürli~h gehütet~ daß noch inn~rhalb einer
Bluterfafuilie Verbindungen entstanden. In den letzten Jahrzehnten
sindd.ie ei'sten Bluterfrauen aufgetreten, und auch deren Zahl ~
wird in Zukunft zunehmen. Derartige Beispiele könnte ich noch
eine Meng~ nennen.
Sie haben eben die Blindheit und die Taubheit erwähnt. Ich er-
innere Sie daran, daß ich in der Sitzung, die wir bei dem Bundes-
finanzministerium gehabt haben, einen Fall erwähnt habe, dffinich
selbst gehabt habe. Eine Frau kommt zu mir. Sie ist taubstumm,. sie
ist verheiratet mit einem Taubstummen, ihre beiden Eltern sind
taubstumm, sie hat zwei Geschwister, die taubstumm sind. Nun
möchte sie sterilisiert werden. Das ist eine Einsichtige gewesen.
Wir haben hier ein rezessiv-erbliches Leiden, und wenn es sich
im Falle der Frau,und des Mannes um die gleiche Erbanlage handelt,
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können wir mit einer an Sicherheit grenzenden Wahrs~he~nlichkeit
sagen, daß sämtliche Kinder, die aus dieser Ehe hervorgehen, wie-
der taubstumm sind, d.h. sie sind taub, ihre Stummheit kommt se-
kundär hinzu.

.. ,~~
::"i;r

Ist es nicht richtiger, daß man eine derartige Zunahme von Erb-
kranken verhindert? Oder wollen wir es dahin kommen lassen, daß
sich das Verhältnis der Gesunden zu den in Anstalten Untergebrach-
ten mehr und mehr zu Gunsten der in Anstalten Untergebrachteri ver-
~chiebtT Da~ sind alles Dinge, die doch sehr genau bedacht werden
müssen, zumal bei der,Zunahme, die die Menschheit helUte_,erlebt.
Man spricht ja,von einer Bevölkerungsexplosion. Wir haben heute
auf der ganzen Erde 3,9 Milliarden Menschen. Ende dieses Jahres
wird _ das können wir mit Sinherheit sagen - die Grenze von 4 Mil-
liarden überschritten werden. Vo~ Christi Geburt bis 1600 hatten
wir eine Verdoppelung der MensQhheit von 250 Millionen auf 500 Mil-
lionen. Damals dauerte es 1600 Jahre, j,etztdf:'.uertes nur no::h
-4-0' J~-hre'~'biEl~'sich Ciie'Me-nschhelt--veraoppeTt. '-Tm -JanfiEf2000--h-ab-e-n-

wir ungefähr doppelt so viele Menschen, wie wir heute haben. Wenn
wir nun nicht nur diese quantitative ,Zunahme, sondern dabei auch
noch eine qualitative Ve~schlechterung haben - das geht lawinen~
artig von Generation zu Generation -, wo kommen wir dann über-
haupt hin.

Prof. Dr.Dr,h.c. Yillinger: Ich habe vorhin gesagt, daß der Zwang
an sich abgelehnt'wurde u~d abgelehnt wird. Er ist aber in elnlgen
der ausländisc~en Sterilisi~rungsgesetze ebenfalls enthalten, und
er ist sogar nach dem sel!rvorbildlichen und vorbildlich durchge-
führten dä~ischen Gesetz wenigstens bis zu einem gewissen Grade
möglich, nämlich da, wo ein Mangel an Einsicht vorhanden ist und
besonders groß ist die Gefahr einer vermehrten Fortpflanzung -
und jetzt komme ich auf das Wichtige ~ solcher Individuen, die
der Gesamtheit irgendwie schädlich ,werden können. '
Für uns war das Gesetz an sich ein Gesetz zum Schutz 'des Indivi-
duums ,und seiner Familie, ni:cht des Volksganzen und des Volks-
körpers.

(Zuruf: D~s steht aber dar,in!)
Im Gesetz steht es nicht. Ich habe vorhin auch ge~agt: In die '
Ausführungsbestimmungen sind Dinge hineingekommen, die:uns alle
entsetzt haben, die Anzeigepflicht usw.
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Kemp in Kopenhagen hat mich auch damals", als ich ihn aas letzte
Mal besuchte, nochmals darauf hingewiesen, daß< gewisse Formen des
leichten urid mittleren Schwachsinns sich in ein~r Weise fort-
pflanzen, daß daraus unter Umständen Gefahren für die Allgemein-
heit entstehen können. Man verstehe mich recht: Der Schwachsinn
an sich bedeutet nicht Asozialität oder Antisozialität. Aber der
Schwachsinn macht die Menschen suggestibler, macht eie anfälliger,
"rerführbarer, hemmungsloser Und begünstigt damit asoziales Ver-
halten oder asoziales Abgleiten.
ln der Zeit, ehe dieses Gesetz zu uns kam, hat man mit gewissen
Familien gearbeitet, bei denen man feststellen und übersehen konnte,
daß von einer Großmutter oder Urahne eine Lawine von nunmehr nicht
nur "schwachsinnigen, sondern auch asozialen U1idkriminellen Nach-
komm.en ausgehen kann. Man hat damals gerade auch die Antiselektion,

._._cl,:t~.J~t1Ng_,Jng~lJ! .I!l9g~:I:'1'!~nK:I:'~~_g.._:I:J_egj;L}J.()(J,Q~"E:J~E ~~E3.E1{,_l:1:~!,ygr g_eh 01:>_~~~~_"_,
und man hat daraus, ich will nicht sagen: ein Recht, aber doch
mindestens die Verpflichtung abgeleitet, in biologisch denkenden
Kreisen auf die Gefahr hinzuweisen, die bei dieser Kontraselektion
und b~i einer hemmungslosen Fortpflanzung Erbkranker entstehen
könne;,was meiner Ansicht nach nicht zu einem Zwangsgesetz berech-
tigt, aber doch mindestens zu ~inem Gesetz, das die Möglichkeit
schafft, daß Erbträger dieser Art sich nicht fortpflanzen.

P~of. "Dr.Dr.h.c. Nachtsheim: Zu dieser Frage des Zwanges mächte ich
in aller Offenheit klar zum Ausdruck bringen: Ein'eugen:isches Gesetz
ohne jeden Zwang ist erbhygienisch ebenso unwirksam,wie ein Impfge-
eetz ohne jeden Zwang. Ohne jeden Zwang hätten wir jetzt die Pocken
in Ansbach, da wären sie weiter verbreitet. Allerdings geht es hier
um die lebende Generation, und bei der Erbgesundheit geht es um die
kommenden Generationen. Infolgedessen ist das Verständnis für die
Notwen digket't der Maßnahmen einer großen Masse viel schwieriger bei-
zubringen; als es bai den Infekt:tonskrankheiten der Fall ist.

Prell!.Dr.Dr. Ehrhardt: Zur Frage von Herrn Professor Böhm: Meiner
Ansicht nach berühren Sie mit Ihrer Frage die Problematik der Gesund-
heitsgesetzgebung überhaupt. Ich gliube, daß es hierbei gar nicht
anders liegt als bei den anderen Gesetzen, die wir in diesem Be-
reich habEn. Genannt wurden schon die Infektionskrankhe iten. Der
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Staat hat ein Ihteresse daran, daß es nicht laufend mehr Tuber-
kulöse durch Ansteckung gibt. Bei Geschlechtskrankheiten ist es

. .
übrigens dasselbe. Ich sehe nicht ein, warum ein Staat nicht Überle-
gungen anstellen soll, daß er nicht haben will, daß es mehr.
Schizophrene und Schwachsinnige gibt, und warum er nicht mit einer
bestimmten Maßnahme dagegen vorgehen soll.

_Sie müssen von dem individuellen Schicksal aus~ehen. Es ist sehr
di-eFrage - wenn Sie eine Umfrage machten -, ob es einem EI tern-
paar lieber ist, ein schizophrenes oder ein schwachsinniges Kind
zu hab~n, oder ob es ihm lieber ist, ein tuberkulöses oder ge~
schlebhtskrankes Kind zu haben.
Es wurde vorhin gesagt, man solle dem lieben Gott nicht ins Hand-
wirk pf~schen. Das tun wir mit unserer ganzen" Gesundheitsgesetz-
gebung und der ganzen Sozialgesetzgebung. Aber es soll zumindest

....nich-r--r-e~Cni-s.s-tCaa1;II-6-n-.äe-irr;.WenTI ..ern--S.ta:at-s.t-ch-b-emüht.~-d"ie.-- ".-.
Schizophrenen und die Schwachsinnigen zu vermindern. Die Diagnose
und die Abgrenzung ist eine ganz andere Frage. Aber daß es ein
rechtsstaatliches Anliegen ist genauso wie die Verhütung der
Tuberkulose, der Malaria und der Geschlechtskrankheiten, dar~n
'kann kein Zweifel sein.
MinRat Dr. Lewenstein: Zur Berichtigung: Vorhin wurde von unheil-
bar Erbkranken gesprochen. Das ist aber vIJahrscheinlichnicht so
gemeint gewesen. Auch sogenannte Erbk~ankheiten s~nd ~eu~e zu-
mindest, teilweise - wenn Sie an die Schizophren:le denken -:.heilbar,
so daß die Leute nachher sozial einordnungsfähig sind und sich auch
halten. So ist es auch mit einer Reihe anderer Erkrankungen. Es ist
also nicht jede Erbkran~heit mit Unheilbarkeit verb~nden.
Es Wurdedie Frage nach Zweclcund Berechtigung des Zwanges gestellt.
Wenn.man sieht, daß unter den ganzen Sterilisierte~ 0,8 % Fälle von'

.Huntington I scher Chorea waren, dann ist die Frage natürlich mit
Recht! gestellt: Ist es berechtigt, daraus einen Zllang abzulei ten?
Denn wenn die Sterilisation durchgeführt wird, d.h. wenn die Krank-
heit erscheinungsbildlich, diagnostisch feststellbar ist, dann ist
meistens sehen ein Zustand erreicht, der die Fortpflanzungsgefahr
wesentlich einengt. Vorher istd.er Fall gar nicht zu erfassen. 'Wir
kommen mit einem Teil dieser Dinge schon reichlich spät. Ob die
Berecq.tigung besteht,. einen Zwang in der Form, wie ihn der Gesetz-
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geber von 1933 f~stgelegt hat, äuszuüben, möchte ich verneiheu.
Natürlich ist ein Staat daran interessiert - man muß die Dinge
aus zweierlei Aspekten be,trachten, aus dem Aspekt. des staates und
aus dem Aspekt des Betroffenen -, die Zahl derer, die ihm nachher
mögli6herweise als Kranke zu versorgen anfallen, klein zu halten.
Ab~r jeder St~at wird die Konsequenzen einerfo~tge~chrittenen
Medizin und fortschrittlicher med:zinischer Erfolge auf siQh neh.•.
men müssen. Auch die Geriatrie führt zu einer Lebensverlängerung.
Ob sie, vom Staat aus gesehen, unbedingt erwünscht ist, ist eine
Frage, d~e gar nicht zu diskutieren ist. Wenn Sie siein Kauf neh-
men, müssen Sie auch in Kauf nehmen, daß im höheren Lebensalter'u mehr Pflegefälle durch die Lebensverlängerung anfallen.
Einen absoluten Zwang in jedem Felle auszuüben, halte ich für
nicht gerechtfertigt. Wir werden auch dann, selbst wenn der Zwang

__1:>~E3!~1?:!J_!:l_~_~.rg?:1~.....Q~::l__gr_:r.E:l j.ghE;_n,..~ß_~d_~IILEJJge.niker_.un.t_er..Umständ.en
vorschweben könnte, und was dem Gesetzgeber von 1933 ganz offen-
sichtlich vorgeschwebt hat: auf diese Weise die im Katalog genann-
ten Krankhei ten BiJ_SiJ1erzenzu ,können. Wir erfassen nur die erscheinungs-
bildlieh vorhandenen Kranken. Daß soundso viele andere da sind, die
nicht erf8ßbar sind, ist weithin bekannt. Wegen all dieser Unsicher-
heiten möchte ich einen Zwang 'riblehnen.
Etwas anderes ist, 5iefTeiwillige Sterilisation in irgendeiner
Form möglich zu Clacnen. Esist Sache einer geschickt geleiteten,
guten Bera tung und Propaganda, die entspre chendEnFälle hierfür _
zugänglich zu machen. Das ist bei de~ Aufgeschlossenheit Weiter
Bevölkerungskreise hierfür durchaus zu erreichen. Da 8 !,:,n~J__~:::::'_~i 0'+
'aber nicht einen so wFitgehenden Zwang und Eingriff in die In-
taktheit der Per~on,. schon deswegen nicht, weil wir diagnostisch
niemals mit der notwendigen Sicherheit verfahren können.
Landesob~I_~:2~~in~~rat Dr. Lauber: Ich wollte das gleiche sagen
wie Herr Ministerialrat Lewenstein. Ich brauche es nur noch zu er-
gänzen. Wenn ichmf die Großmutter, die Herr Professor Villinger
erwähnt hat, mit der Schwachsinnigenlawine, die hinter ihr her
kam, zurückkommen darf: Ich glaube, daß man auch andere Maßnahmen
finden könnte als einen staatlichen Zwang, um so etwas zu unter-
binden, Y,VF nn man überhaupt sterilisieren könnte. Ein Sbhwachsinnige~
wird einen Vormund haben, er wird ihn zumindest bekommen können.

£{:',,'.':t..
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Von diesem Vormund erwartet man eine vernünftige Überlegung. Da
braucht der Staat nicht einzugreifen.
Zu dem weiteren Einwand von Herrn Professor Villinger bezüglich
der Anh~ufung des Schwachsinns nach den Ergebnissen von Kemp in
Schweden möchte ich sagen, daß ich zahlreiche anderslautende Ergeb-
nisse gelesen habe. Wenn wir die Frage einer Verseuchung des Volks-
körpers untersuchen wollen, dürf'enwir nicht etwa von der Bluter-
krankheit oder von der Hasenscharte ausgehen, sondern von den im
Gesetz niedergelegten Sachverhalten. Solange wir eine Statistik
haben, 'läßt sich nach meiner Auffassung ein Anwachsen der Krank-
heitsgruppe, die im Gesetz aufgeführt sind, im Verhältnis z~r ge-
sunden Bevölkerung nicht nachweisen. Das ist der springende Punkt.
AmtsgeriChtsrat Frormann: Von den Verfahren, die wir in Hamburg
gehabt haben, war ein Drit'el der Betroffenen, die sterilisiert
wurden, nicht in Freiheit. 3500 waren in Heilanstalten, 780 in
Heimen und 249 in Haftanstalten.

"-_._,,_._-----'"'""----, -_._---_._".""._-~_ ....,_.-

Ich kann mir nicht vorstellen, daß es für einen Staat erstrebens-
wert ist, daß er sehr viele Menschen so unterbringt, insbesondere
wer~.:'lich mir die Kosten betrachte, die durch die Unterb:ringung in
einer Heilanstalt oder in einem Heim, abgesehen von der Haftan-
stalt, entstehen.
Bei ur:.se~erUntersuchung hat sich also herausgestellt, daß ein
Dritte: derjenigen, die seiner7.eit sterilisiert w~rden, nicht in
Freiheit war.

(Abg. Altmaier: Also nicht gefragt wurde!)
- Das habe ich,nicht gesagt, dsa kann ich Ihnen nicht ohne weiteres
sagen, weil wir die Akten nicht haben. ~ir haben n~r die Karteien.
Aus der Karteikarte ~a~n ich nicht ersehen, ob der Betreffende ge-
frag~ worde~ ist.

(Abg. Altmaier: Der Schluß liegt doch nahe!)
- Das ist möglich. Ich habe diese Zahl angeführt, um zu sagen, daß
dieses Drittel nicht ~ehr in'der Lage war, sich selber zu ernähren.

(Do/Ve)

(Die Sitzung wird um 13.05 Uhr unterbrochen und
um 14.45 Uhr wieder aufgenommen.)
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Min. Dir. Dr. Feaux de la Croix (mvlF) geht davon aus; daß eine
Entschädigung der Sterilisierten aus grundsätzlichen oder prak-
tischen Zrwägungen verschiedenster Art auf Bedenken stoßen kön-
ne, selbst wenn der Unrechtscharakter des Gesetzes zur Verhütung
erbkranken Nachwuohsesbejaht werde.
Er vermißt eine Stellungnahme der Sachverständigen zUr Proble-
matik der Entschädigung und möchte zunächst einige konkrete
Detailfragengeklärt wissen. Dazu gehöre einmal die vom Innen-
ministerium des Landes Nordrhein-Westfalen genannte Zahl der
Sterilisierten.
Min.Rat Dr. Karl teilt mit, daß das nordrhein-westfälische
Innenministerium in einem Schreiben vom 22. November 1955 an
das Bundesinnenministerium die Zahl der Sterilisierten mit 1,5
Millionen angegeben habe. Nachforschungen darüber, ob die Anga-
be auf authentischen Unterlagen beruhe, habe er nicht ange-

>-- - -- -- - -- ~--- ~ - - -- - --- - -- -- - - -- - - _.- .-._-------".._,.._---,' _-_ .._---. -_ _ _._-__ _ ---_ •...._ _._._-_._--"..- -" ' _----,---~._-.-.. . .,•..----- .._----_._--,_.._----.,-"'- .----

stellt. Immerhin aber handele es sich um ein amtliches Schreiben.
Er habe die Zahl absichtlich nicht in der Dis"kussion genannt,
weil sie ihm zu hoch erschienen sei, sondern nur die Möglichkeit
der Relativität des von der Bundesregierung ermittelten Z~len-
materials aufzeigen und vermeiden wollen, daß die in dem Bericht
des Bundesfinanzninisteriums genannte Zahl von 350 000 Sterili-
sierten als endgültig anerkannt werde. "Zumindest seien Zweifel
auch an dieser Zahl berechtigt.

Min.Dir. Dr.Feaux de 1a Croix (BMF) bezieht sich auf die von
Dr. Karr aufgezeigten vlege der Wiedergutmachung. Der Ansicht,

,bei Verwirklichung des Vorschlags Nr. 2 würden die Ansprüche"
auf Grund des Allgemeinen Kriegsfolgengesetzes wegfallen, stehe
der Artikel 14 des Grundgesetzes entgegen. Einmal begründete
Rechtsansprüche könnten den Sterilisierten nicht durch irgend-
'eine andere Regelung genommen werden, es sei denn, ihnen werde
für die darin liegende Enteignung eine Entschädigung gezahlt.
Allenfalls bestehe die Möglichkeit, neben dem Anspruch auf Grund
des AKG durch Gesetz einen zweiten Reohtsanspruch zu schaffen
und die nach diesem neuen Gesetz zu gewährenden Entsohädigungs-
leistungen auf den Anspruch nach dem AKG anzurechnen.
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M.in.Rat Dr. Karl präzisiert den Ausgangspunkt seines Vorschlags,
die Sterilisi8rten wegen ungesetzlicher Körperverletzung in ge-
eigneter Weise generell zu entschädigen.
Der Term~n für die Einreichung der Anträge auf Entschädigung
nach den AKGsei am 31. Dezember 1958, in Ausnahmefällen aill
31. Dezember 1959 abgelaufen. Von den Sterilisierten fristgemäß
angemeldete Ansprüche müßten nach dem AKG abgegolten werden.
In den meisten Fällen sei aber der Termin versäumt worden, so
daß die Anspruchsberechtigten formaljuristisch nicht mehr zum
Zuge kämen. Nur einem geringen Teil von ihnen sei die Möglich-.
keit der Entschädigung nach dem AKG überhaupt bekannt gewesen.
Derartige Ansprüche, die sich ihrem Wesen nach auf das AKG
stützt.en, aber danach nicht mehr erfüllt werden könnten - in
Nordrhein-Westfalen etwa 90 % der zur Zeit anhängigen Fälle -,

-------WtiTü-e-n--danu-entsprechend--der:'r-VoTse-l'lla-g--N-r..2-.-0ei-T iedig-L.'v'wrden.,-
was nicht ausschließe, daß diejenigen, die einen echten Anspruch
n8.ch dem AKG hätten, unter Umständen zusätzlich entschädigt wür-
den.
Min.Dir. Dr. Feaux de la Croix (BJl:IF)macht gegenüber den Aus-
führungen von Dr. Lauber geltend, daß Leistungen nach dem Bundes-
entschädigungsgesetz eine mindpstens 25%ige Erwerbsminderung vor-
aussetzten. Ein Ersatz für die Beeinträchtigung des Selbstwertge-
fühls scheide n9.ch dem BEG aus. "Dahingehende Entscheidungen seien
jedenfalls nicht bekannt.
Landesobermedizinalrat Dr. Lauber legt dar, daß neuerdings bei
der Erstellung der Gutachten nicht nur die körperlichen Schäden,
sondern auch psychische Sachverhalte, soweit- sie die Erwerbs-
fähigkeit beeinträchtigten, einbeschätzt würden, weil sich un-
ter den Psychiatern, ausgehend von Prof. Löwenstein, New York,
elieÜberzeugung herausgebildet habe, daß die infolge der KZ-Haft
aufgetretenen psychischen Schäden sehr erheblich seien. Immer
wieder klagten verfolgte Juden über die gleiche Art yon Beschwer-
den, etwa depressive Zustände, Scheu vor der Öffentlichkeit
oder Schlaflosigkeit. Wie hoch eliedurch eine solch~ Störung des
Selbstwertgefühls.bedingte Erwerbsminderung geschätzt werde, hän-
ge allerdings weitgehend von der subjektiven Einstellung des Gut-
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achters ab. Bei gleichem Sachverhalt gebe es Schätzungen von
60 bis 80 %, aber auch von 20 bis 30 %.

Prof. Dr. Dr. Ehrhardt warnt davor, sich bei dem Problem einer
gesetzlichen Eritschädigungsregelung für die Sterilisierten auf
psychiatrische Streitl;,€sprächeeinzulassen.
Seit den Veröffentlichungen von Prof. Strauß, New York, und
Prof. von Baeyet, Heidelberg, sei die Literatur über die soge-
nannte chronisch reaktive Depression sehr anges'chwollen. Den-
noch beruhe sie auf einer sehr dürftigen Erfahrungsgrundlage.
Es sei geradezu typisch für diese Art der Auseinandersetzung,
daß Prof. von Baeyer in seinem Aufsatz, auf den sich heute so
viele bezögen, aus dem gesamten ihm vorliegenden Material einen
einzigen Fall aus eigener Erfahrung habe bringen können. 'Man
könne durchaus den Standpunkt von Prof. Weitbrecht vertreten, der
schon 1952 erklärt habe, daß ein beträchtlicher Teil der soge-

------nanntenRandpsychos-en-- inWrrkTichk-eit---zu--d-en---e-xoge-uen...Rea-ktiGn-s----
typen gehöre. Der .Ausgang des wissenschaftlichen Stieits übe,r
die chronisch reaktive Depression sei noch völlig offen. Deshalb
sollte -der Gesetzgeber sie unter gar keinen Umständen als Grund-
lage nehmen. Er gerate ins Schwimmen, wenn er nicht an der bis-
herigen Sozialrechtsprechung festhalte.

Mir.Dir.Dr. Feaux de la Croix (BMF) fragt die Sachverständi-
gen, ob nach ihrer Meinung im Falle einer Entschädigungsrege-
_lungpraktisch zwischen einer zwangsweise und einer freiwillig
erfolgten Sterilisierung abgegrenzt werden könne.

Die Sachverständigen Min.Rat Dr. Lewenstein, Min.Rat Dr. Karl
und Prof. Dr. Dr. Ehrhardt halten einstimmig eine befriedigende
Abgrenzung zwischen Zwang und Freiwilligkeit für unmöglich.

Antsp;erichtsrat Frormann bemerkt, daß in Hamburg niemand frei-
Willig einen Antrag auf Sterilisierung gestellt habe.
Die zentrale :E'rageaufwerfend, was mit einer Entschädigung er-
reicht werden könne, unterscheidet Min.Dir.Dr.Feaux de la Croix
(BMF) zwischen zwei Zielsetzungen: a) dem Ausgleich eines-mate-
riellenSch~dens undb) einer ideellen Wiedergutmachung.
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Er stellt zunächst auf das ideelle Ziel ab. Werde angestrebt,
den Betroffenen in seiner Umwelt zu rehabilitieren und ihm wieder
ein Gefühl seines VlertE:szU geben, so liege der Gedanke nahe, ge-
nerell die Möglichkeit der Wiederaufnahme aller Velifahren .zu
schaffen. Das aber bedeute praktisch die nochmalige Anwendung
des Erbgesundheitsgesetzes. Man werde quasi die daI:laligenEnt-
scheidungen bestätigen, höchstens aber auf Grund neuer wissen-
schaftlicher Erkenntnisse zu einer anderen medizinischen Beur-
teilung gelangen. Ein solches Verfahren verbiete sich von selbst.
Andererseits bestehe die Möglichkeit, generell eine Rehabilitie-
rung auszusprechen und diese Rehabilitierung in einen Bescheid,
verbunden mit der Gewährung einer festen GeldsUIllI:le,zu kleiden.
Dabei kOrrLllees darauf an, einmal zu dokumentieren, daß seinGr-
zeit Unrecht geschehen sei, und zum anderen dieses Unrecht in
den Augen des Betroffenen und seiner Umwelt unge'schehen zu machen.
Der Redner hält schlechterdings:ftfr 8.u:s-gescl1rosserr;-.--d-aß---mit------.-----
einer Geldentschädigung der Effekt einer ideellen Rehabilitie-
rung erzielt' werde, möchte aber die Meinung der Sachverständi-
gen darüber hören.
~rof. Dr. Dr. Ehrhardt verspricht sich nichts von einer Geldent-
schädigung.
Der materielle Schaden lasse sich nicht ermitteln,' weil dafür
die objektiven Kriterien fehlten. Ob der durch die Sterilisation'
erlittene seelische Schaden zur Folge gehabt habe, daß jemand
nicht General~iiektor, soridern Hilfsarbeiter geworden sei, lasse
sich nicht nachprüfen.
Der Gesetzgeber könne nur einen immateriE;11en Schaden annehmen
und ihn durch eine bestimmte Geldsummea'bgel ten~ Dabei seien aber
Aufwand und eventuelle Folgen dem Zweck nicht adäquat. Von Ein-
zelfällen abgesehen, leide das Gros der Sterilisierten wirklich
an Giner Erbkrankheit, die die soziale Anpassung und Einordnung
beeinträchtige. Unter Umständen kö~ne ein nicht geringer ~ro~ent-
'satz sogar als as-ozial bezeichnet werden. Die Zahlung eines
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Rehabilitationssoldes für dieSen Personenkreis stelle eine Unge-
rechtigkeitgegenüber den eigentlich Verfolgten dar, die unter
da~ Bundesentschädigungsgesetz fielen.
~rof. Ehrhardt erinnert in diesem Zusanmenhang an die Diskussion
darüber, ob das Erbgesundheitsgesetz in Widerspruch zu rechtsstaat-
lichen Grundsätzen stehe, und erklärt, daß ihn die ArgUmente von
Dr. Karl, Dr. Lewenstein und Dr. Lauber nicht überzeugt hätten,
weil sie von der KOlllL1entierungdes Gesetzes durch die Nazis ausge-
gangenseien. Für den Juristen sei der Gesetzestext maßgebend,
nicht der Kommentar.

Der Vorsitzende hält entgegen, daß die Kommentare ein Spiegel-
bild der praktischen Anwendung des Erbgesundheitsgesetzes seien,
und nur damit habe man sich auseinanderzusetzen. Es gehe nicht
um abstrakte Dinge, sondern ~m das konkrete Geschehen in,der

._-_.__p.oltti-s.ch-en..und.l.eider~.auch.-.j-u-ri.stis.chen.W-i-rkl.ichke-it•...])aran .
müsse der Gesetzgeber seine Maßstäbe anlegen, nicht aber am Ge-
setzestext.

Prof. Dr. Dr. Ehrhardt erWidert, daß dann nachgeprüft werden
müsse, wieweit das Gesetz im Sinne der nationalsozialistischen
Kommentatoren angewandt worden sei. Man dürfe richt das eine als
selbstverständlich unterstellen und das andere einfach unter
den Tisch fallen lassen,' sondern müsse das ganze Für und Wider
des Erbgesundheitsgesetzes in bezug auf seine Rechtsstaatlich-
keit diskutierep. Dazu gehöre aber auch eine Erörterung dessen,
was Prof. Nachtsheim, Prof. Villinger und Amtsgerichtsrat
Frormann gesagt hätten. Gerade der Bericht aus der Hamburger
Praxis spreche irgendWie.gegen die pauschale Unterstellung, daß
das Erbgesundheitsgesetz rechtswidrig und schuldhaft angewandt
worden sei.
Min.Rat Dr. Karl spricht sich für eine Rehabilitierung der Ste-
rilisierten aus. Bei aller Problematik der Abgeltung eiries imma-
teriellen SChadens sei sie allein schön wegen des Eingriffs in
die persönliche Sphäre'des einzelnen und der sozialen Begleit..;.
erscheinungen der Sterilisierung gerechtfertigt.



" 34/64

Der mehr oder minder ~ngeblich Geistesschwache sei zun~chst ein-
mal vor das Gesundheitsamt geladen worden, was sich sehr schnell
im Dorf herumgesprochen habe. Nach 6 oder 9 Monaten sei er dann
in die Klinik verschwunden und als Sterilisierter wieder zurück-
gekommen. Im Zuge dieses Verfahrens sei er in seinem sozialen
Ansehen geschädigt worden und habe, abgesehen von dem Verlust
der Fruchtbarkeit, Belastungen auf sich nehmen müssen, die eine
Honorierung verdienten, selbst wenn die Sterilisierung vom
Standpunkt des Erbbiologen zu Recht erfolet sei.
Da eine Nachprüfung auf unüberwindliche Schwierigkeiten
stoße, bleibe nur der Notbehelf, den Betroffenen in irgend-
einer Form zu bescheinigen, daß ihnen Unrecht geschehen sei,
und damit eine Dotierung zu verbinden.

Min. Dir. Dr. Feaux de la Croix (BNIF')wirft ein, daß die Ent-
-------------senraa.-igun-g-sz-a:hlung-in-den-Fäll-en,-in--de-ne-n8-i-uQ-Dot-i-erung-ni_cht

gerechtfertift sei, etwa bei einem schwer Geisteskranken, keinen
Rehabilitierungseffekt haben werde.

Min.Rat Dr. Karl antwortet, daß er das aus Gründen der Einfach-
heit mit in Kauf nehme.

Min.Rat Dr. Lewenstein schildert einen praktischen Fall. Ein
Mädchen sei mit 17 Jahren sterilisiert worden, weil es an einer
Reifestörung gelitten habe und die Reifeverzögerung als Ausdruck
des Schwachsinns gewertet worden sei. Später sei die Persönlich-
keitausgereift. Die Frau habe -geheirat et. Sie sei ~bsolut f~hig,
sich sozial einzuordnen, versorge ein fremdes Kind und lebe in
geordneten Verhältnissen, leide aber erheblich darunter, daß sie
keine eigenen Kinder bekommen könne.
Ein solcher inmaterieller Schaden wiege schwer und lass8 sich
kaum mit einer Geldsumme abgelten. Die Geldentschädigung könne
vielleicht etwas Qehr als eine Geste sein, t~effe aber nicht
den wahren Sachverhalt.
Amtsgerichtsrat Frormann regt an, bei der Entschädigung eine Ab-
grenzung nach dem Alter zur Zeit der Sterilisation vorzunehmen.
Bei dem Betroffenen, der mit 16, 17 oder 18 Jahren sterilisiert
worden sei, habe seinerzeit nicht festgestellt werden können,
ob er an erblichem Schwachsinn leide.
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Abg •.Höfler richtet an die Sachverständigen die Frage, ob bei
ipnen heute noch der Ausdruck vom "lebensunwerten Leben" gelte.
SelbB~ ErbbiOlogen, die son~t ihre Worte wägten und ihr~ Ter~
minologie beherrschten, griffen manchmal auf dieses Wort von
Binding und Hoche zurück, das'in der Vergangenheit deni/eg zum
BarbarismUs mit bereitet habe und aus der Literatur verbannt
werden söll te.; denn niemand habe das Recht, ein Leben für
"lebensunwert" zu erklären.
Der Redner streift kurz die Entstehungsgeschichte des Erbgesund-
heitsgesetzes. Der "Rassen-Günther" und seine Helfershelfer hätten

C') an dem Gesetz; mitgearbeitet. Den Eugenikern, unter denen es eine
-.V ganze Reihe von rühmenswerten Namen gebe, könnten guter Wille

und Verahtwoitungsbewußtsein nicht abgesprbchen werden, doch hät-
ten nachher Besessene der Partei etwas zustande gebracht, was

.....-..-df-e-Eugent-ke-r---ni.cht.gewell:-t..hä-tteUr ..M-i-t..-der=.o.ffenhar .auCh_yO:tL
der Regierung vertretenen - Auffassung, daß das Erbgesundheitsge-
setz keinesfalls Unrechtscharakter trage, werde sich der Ausschuß
noch eingebemd auseinanderzusetzen haben.
Landesobermedizinalrat Dr. Lauber bemerkt, daß das Wort vom
"lebensunwerten Leben" in der Literatur nach dem Kriege nicht
mehr aufgetaucht sei. Trotzdem scheine es aus manchen Gehirnen
noch nicht ve rschwunden zu sein. Aus der internationalen Litera-
tur sei ihm der Ausdruck nicht bekannt.
Prof.Dr~Jrt~ntsheim. macht geltend, daß dleser Begriff IJlitder

. .

Sterilisierung nicht das geringste zu tun habe. Bei der Steri-
lisieri.mg handle es sich nicht um d.ie sogenanntE; ;'Verni'chtun£
lebensunwerten Lebens" ,die Euthanasie, sondern um d'ieVerhütung
von Leben überhaupt, di'eVerhütung von Erbkranken. Beides müsse
streng voneinander geschieden werden'.
Pro~. Dr. D~~ Ehrhardt unterstreicht, daß keine Parallele zwi-
schen Hi tIers Eüthanasie-Programm und. dem Erbgesundheitsgesetz
gezogen werdep dürfe!
Im übrigen h.abe das Buch "Die Freigabe der Vernichtung'lebGns-
umverten Lebens" seineriei t sowohl bei den Juristen als auch bei
den Psyöhiatern, gleichgültig welcher Konfession, ein auscespro-
cheti ablehnendes Echo gefunden. Auch bei den Arbeiten zur Straf-
rechtsreforIIlvör 1933 Bei die These von.Binding und Hoche niemals
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ernstlich diskutiert worden. Selbst in den Jahren zwischen 1933
und 1945 habe kein Verfasser eines Lehrbuchs des deutschen Straf-
rechts oder der Psychiatrie die "Vernichtung lebensunwerten Le-
bens" befürwortet.
Min.Rat TIr. Lewenstein hebt hervor, daß das Erbgesundheitsgesetz
in der Atmosphäre gesehen werden müsse, in der es nach 1933 prak-
tiziert worden sei. Bestrebungen wie Boeters Gesetzentwurf "zur
Verhütung lebensunwerten Lebens durch operative Maf;3nahmen" von
1925 seien erst unter dem Milieu des NS-Regines zun Tragen gekom-
men. Nach 1933 habe sich die Lage ia~er mehr zugespitzt.

J Der Redner verweist auf die Arbeit von Kihn im "Handhuch der
Erbkrankheiten" (Bd 11, S. 295 ff). Wie sehr die Behandlung des
Sterilisationsproblems unter derr.Einfluß der damals herrschenden
Atmosphäre gestanden habe, zeige sich in dem Abrücken der Erbge-
sundheitsgerichtevon den Verfahrensgrundsätzen des Zivil ...und
Strafrechts.

Dr.h.e.Prof. Dr./Nachtsheim erklärt, daß die katholische Kirche selbst-
;verständlich iTIE1Srgegen die Euthanasie gewesen sei, sich aber

schon in den 20er Jahren für eine Sterilisierung in Fällen schwe-
rer Erbkrankheit eingesetzt habe.

,J

Er zitiert in diesem Zusammenhang aus dem 1928 erschienenen
Aufsatz "Eugenik und Katholizismus" von Prof. Muckernann:

Man würde sich täuschen, wenn man glauben wollte, daß der
Katholizismus .,. die Sterilisierung unter allen Umständen
und für alle Zukunft ablehnen wird ••. Warum sollte es un-
erlaubt sein, zuo Schutz der menschlichen G8sellschaft,
z.B. auf Grund von staatsgesetzen, Sterilisi8rungen vor-
zunehmen? Vorausgesetzt, daß ein sozialEr oder moralischer
Notstand des Staates aus der Zunahme erblich bedingter
Entartung erwiesen ist, der auf keinem anderen Wege be-
hoben werden kann, dürfte die Sterilisierung sittlich ge-
nügend begründet sein, sobald die fortschreitende Forschung
die biologischen Kriterien für den Eingriff im Einzelfall
genügend geklärt hat. .

Muckermann verweise: dann auf die Schrift des katholischen Theo-
logen Josef Mayer von der Universität Freiburg im Breis~au, be-
titelt "Gesetzliche Unfruchtbarrr.achung Geisteskranker", und
bemerke ausdrücklich, daß dies8s wichtite Werk das kirchliche
"Ioprimatur" erhalten habe. Er fahre fort:



---, ------------------------------------------

34/67,-

Persönlich glauoe ich, daß bei der maßlos wachsenden
Fürsorgebedürftigkeit des deutschen Volkes der obener-
wähnte Notstand nahezu erreicht ist, weshalb die Erb-
lichkeitsforschung sich beeilen sollte, uo die notwendi-
ge Klarheit über die Kriterien im Einzelfall zu gewinnen.

Abg. Höfler verweist derr..gegenüberauf die Enzyklika "Casti
connubii" aus dem Jahre 1930, in der die.Sterilisierungen aus
eugenischer Indikation verurteilt würden.
Der Vorsitzende bezieht sich auf die Angabe von Amtsgerichtsrat
Frormann, daß rund 50 % der Wiederaufnahmeanträge in Hamburg
positiv beurteilt worden seien, und fragt - im Hinblick auf die

~Ansicht von Dr. Feaux de la Croix, daß in der Mehrzahl der Fäl-
le der für eine Entschädigung in Frage ko~menden Sterilisierten
kein Rehabilitierungseffekt zu erzielen sei-, in wieviel Fällen
schwere Geisteskrankheit vorliege.
Amtsgerichtsrat Frormann antwortet, daß in Hamburg bisher 511
"positive" Bescheide ergangen seien. Die Aufschlüsselung nach
Krankheiten ergebe, daß davon 80 % auf ~ngeborenen Schwachsinn
entfielen. In diesGn Fällen sei d~r frühere Sterilisationsbeschluß
aufgehoben worden, weil nach den heutigen medizinischen Forschungs-
ergebnissen nicht mehr mit 100%iger Sicherheit gesagt werden,
könne, daß der Betroffene an der Krankheit leide, wegen der er
seinerzeit sterilisiert worden sei.

~) In 21 Fällen handle es sich UD schwer GGisteskranke, die in An-
stalten unter ärztlicher Aufsicht lebten. Für sie hätten dritte
Personen c1i8 Anträ@8 auf \'Viedcraufnahmedes Verfahrens gestellt.
Landeeobe~ffiedizin~lIat Dr. Layber ergänzt, daS nach dem Artikßl
von BC:1hoff aus der::J~l,~lre1952 ü>;er clie Nachunt ersuc:hungen steri-
lisie:rter durch die H~ü!lbl).rgerNerve:1.klinik74 % der positiven Be-
urteilunC0r~ auf Pers~m2:h entfielen, cLe vor deril25. Lebensjahr
wee:en Schw?chsinns sterilisiert werden s8i8n.

Prof. Ur, IJr-=-Ehrhardt äußert Bedenken gegen die Methode der Nach-
untersuchungen. Der Streit darüber müsse erst noch in der wissen-
schaftlich~nDiskussion ~usgetragen, werde~. Die Schlußfolgerungen,
zu denen Qan heute auf Grund eines Tests in irgendeiner variier-
ten Form gelange, nachdem vor 25 Jahren ein anderer Test zur
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Diagnose des endogenen Schwachsinns Geführt habe, seien mit einem
Fragezeichen zu versehen. Eine einigermaßen objektive Grund1a[e
würde sich nur bieten, wenn bei den daffialicenUntersuchungen schon
das TestverfahrGn neueren Datums angewandt worden wäre, das seiner-
zeit aber noch nicht üblich gewesen sei.

Dr.h.c.Prof. Dr. /Nachtsheim fügt hinzu, daß nach dem ihm vorliegenden
IMaterial die meisten Sterilisierun€en in Hamburg zu verzeichnen

seien, weil dort der Begriff des angeborenen Schwachsinns aID
weitesten gefaßt worden sei.
Er zit~ert zur Begründung eine Anmerkung aus seiner Schrift IlFür

)UTid wider di.e Sterilisierung aus eugenischer Indikation" (S.22):
In Hamburg sind nach K. Traencker (1951) ausweislich der
Unterlagen des Amtsgerichtes von 1934 - 1945 ca. 20 000
Personen auf Beschluß der Erbgesundheitsgerichte sterili-
si~rt worden. Das ist eine sehr hohe Zahl, doch betont
Traencker ausdrücklich, dFlßman in Hamburg einen besonders
strengen Ivlal;;stabangelegt habe, während z.B. in dem benach-
barten Altona die Zahl der Sterilisierten im Verhältnis
zur Bevölkerungszahl bedeutend kleinEr gewesen sei.

Traencker habe seine Zahl aus de~ Material der Hanburger Gerichte
gewqnnen.
AmtsreIichtsrat F~orDann weist dem[egenüber darauf hin, daß nach
der von ihn bereits erwähnten Kartei, die 811e in Groß-Hamburg
erfolgten Sterilisierunscn umfasse, rund 15.800 von den fast
19 000 in Hamburc darchgeführtsn Sterilisationsverfahren zu Be-
schlüssen über die .\.nordnungder Sterilisatior. geführt hätten.
Zwischen Ham.bu:-gund Altona könne heute nicht mehr unterschieden
werden, da Altona 1937 in Groß-Hamburg aufcegangen sei.
Auf ei:aeFr'3.gevon ~::Lnde~9..~_!2l]"fl.e.5~..iz:tIl2,~.rat...12.~~~~~2.be~Iantwort et
A1T,isr:erichtsratFrcrr:lsmn.daß 25 9c: der in Harr:burg[8stellten rund-_..•.•..._---~_. -~--_.' - '-

1 200 WiedcraufnshLEanträge auf Personen zurUck~ingen, deren Ste-
rilisierun~ seinerzeit i~ Gebiet jenseits der Oaer-Neiße-Linie
angeordnet worden sei. Diese Fälle hätten aber ~it der Kartei
über die in Harillurgdurchgeführten Sterilisationen nichts zu tun.
Landesober~edizinalrat Dr. Lauber,stellt darauf ab, ob auf deo Ge-
biet der Erbkrankheiten ein Notstand vorgelegen habe bzw. vorlie-
ge.Nach mehreren ausgezeichneten wissenschaftlichen Untersuchun-

cd
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gen sei die Fruchtbarkeitsrate bei den Schwachsinnigen und Psy-
chopathen niedriger als bei der Durchschnittsbevölkerung. Bisher
habe niemand den Beweis dafür erbringen können, daß in den letzten
Jahrzehnten eine entscheidende Zunahme von Geisteskranken oder
Schwachsinnigen zu verzeichnen sei.

Ab~. Dr. Görgen möchte geklärt wissen, welche Proportion zwischen
d~r Vermehrung der Schwachsinnigen und der Vermehrung der Durch-
schnittsbevölkerung bestehe.
Er bedauert, daß es nicht möglich sei, aus den einander wider-
sprechenden Thesen der Sachverständigen ein klares Bild zu Eewin-
nen. Der These, daß die von den Erbgesundheitsgerichten als erbkrank
bezeichneten Sterilisierten auch heute noch als erbkrank gelten
könnten, stehe die Eeststellung gegenüber, daß 44,5 oder sogar
55 % der Beschlüsse über die Anordnung der Sterilisierung den
Nachuntersuchungen nicht standgehalten hätten. Einerseits w~rde
eine lawinenartige Vermehrung der Geisteskranken befürchtet, an-
dererseits werde sie für eine reine Theorie gehalten.

Dr.h.c.Prof. Dr./Nachtsheim trägt vor, daß die Nirkung der Kontraselek-
tion eine Zunahme von Erbkranken bedeute, die sich f rübe.rnicht
fortgepflanzt hätten. Vor der Entdeckung des Insulins seien z~B.
die Diabetiker weitgehend unfruchtbar gewesen. Heute steigere
die Insulintherapie nicht nur die Lebenserwartung der zucker-
kranken Männer und Frauen, sondern beseitige auch deren Sterili-
tät. Kinder würden zur Nelt gebracht und kämen wieder ins fort-
pflanzungsfähige Alter. Jeder Mathe~atik€r müsse sich sagen, daß
dadurch die Zahl der Diabetiker in den nächsten Generationen
.zunehmen werde, wenn auch noch keine umfassende Statistik darü-
ber vorliege, weil die Insulinbehandlung erst vor etwa 30 Jahren
eingeführt worden sei.
Es gehe noch eine ganze Reihe von Erbleiden, bei deren Behandlung
ebanfalls ein kontraselektorischer Erfolg erzielt werde, ~o
daß mit einer steigenden Zunahme ihrer Träger gerechnet werden
müsse.
Min.Rat Dr. Lewenstein wirft ein, daß der Anteil der Schizophre-
nen an der Gesamtbevölkerung nach den letzten Schätzungen.unge-
fähr 1 bis 1,5 % betrage. Diesen Anteil habe 6S imeier[egeben. Ähn-
lich lägen die Verhältnisse bei den Schwachsinnigen. Auch dort
habe sich nichts geändert.
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Landesobermedizinalrat Dr. Lauber fügt hinzu, daß nach de~
"Handbuch für lrinereMedizin" (1955) die Gefährdungsziffer
von Schizophrenen bei 0,5 bis 0,8 % iiege, während sie in der NS-
Zeit sogar auf 1 bis 1,5 % geschätzt worden sei. Die Prozentsätze
seien sehr variabel, bewe~ten sich aber in dieser Höhe. Gestie-
gen seien sie jedenfalls nicht.
Min.Dir. Dr. Feaux de la Croix (BMF')gibt zu überlegen; ob bei
einer Entschädigungsregelung - vora~sgesetzt, daß sie im Prinzip
bejaht werde - nach bestimmten Gruppen Bestaffelt werden könnte
und ob dafür irgendeine praktische Handhabe bcstehe~
Beispielsweise sei es denkbar, daß alle entmündigten oder in An-
stalten lebenden Sterilisierten ausgeschlossen würden, weil es
keinen Sinn habe, ihnen eine Entschädigung zu gewähren, mit der
vielleicht nur Mißbrauch getrieben werde. Unter Umständen könne
die Einbeziehung der schwer Geisteskranken in die Entschädigung

..sogar den Rehabilitierungseffekt bei den anderen Gruppen gefährden.
Es frage sich überhaupt, wie eine Entschädigungssumme von etwa
1000 DM draußen bei den Kranken und ihrer Umwelt "ankomI!le".
Min.Rat Dr. Lewenstein sieht einen Ansatzpunkt für die praktische
Lösung in der Art der Zuteilung des regul~en Taschengeldes für
die Anstaltsinsassen, das dem Patienten ausgehändigt werde, so-
fern er es sinnvoll auszugeben vermöge. Andernfalls verwalte
die Anstalt das Taschengeld und teile es ihm ratenweise zur Ver-

.J besserung seiner Lebensbedingungen zu. Nach diese~ Kriterium.kön-
ne auch bei der Entschädigungszahlungverfahren werden.
Min.Rat Dr. Karl glaubt nicht, daß die Rehabilitierung der Steri-
lisierten durch die Entschädigune:;szahlungen für Geisteskranke.in
Mißkredit gebracht werden könne. Derjeni[c, der nichts mit den
Geld anzufangen wisse und den Sinn der Rehabilitierunto nicht be-
greife, sei üblicherweise auch nicht geschäftsfähig. Er bekomme
das Geld, für dessen Verwendung der Vormund verantwortlich sei,
gar nicht in die Hand.

la Croix (BN&) ant-
ill!J1anC8ßebenen.. ".. ". ... . .

geringen Zahl von 21 schweren Fällen nur die Wiederaufnahmeanträge
zugrunde lägen, die für den geisteskranken Sterilisierten vom
Vormund oder von einem Anverwandten gestellt worden seien. Dabei

";.'j

cl'
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sei zu berücksichtigen, daß von den rund 15 800 in Hamburg Steri-
lisierten lediglich etwa 5 % ein Wioderaufnahneverfahren bean-
tragt hätten. Man könne da~it rechnen, daß 75 % der vor nahezu
25 Jahren Sterilisierten überhaupt nicht mehr lebten.
Die Zahl d"er schwer geisteskranken Sterilisierten lassf:;sich
vielleicht durch eine Unfrage bei den Gerichten feststellen, nach-
dem der Bundesgerichtshof neuerdin£s entschieden habe, daß nur
der Vormundschaftsrichter einen Geisteskranken in eine feste
Anstalt einweisen bzw. ihn dort lassen könne.
Abg. Eichelbaum gibt zu bedenken, daß sich der auf Grund der
Wiederaufnahr:teverfahren gewonn(:;Querschnitt im Falle eines Auf-

) rufs, Anträge auf Entschädigung zu stellen, sowohl hinsichtlich
der schweren Fälle als auch hinsichtlich der feh16rhaf~en Entschei-
dungen wesentlich verändern könne, weil sich bestiomte Gruppen
bisher nicht €ßoeldet hätten.
Min.Rat Dr. Karl legt dar, daß die bisher ermittelten Prozent-
sätze' selektiven Charakter trügen. Sicher liege die Quote der Fehl-
entscheidungen unter "50~~,ebenso siehe!' aber auch über 1,1 %.
Er sieht in einer modellhaften Nachprüfung der Fälle eines be-
stirr~ten Kreises, der sich relativ leicht prozentuieren lasse,
eine Möglichkeit, ein einigermaQen zuverlässices Bild von dem
Anteil sowohl der Sterilisierten mit einem schweren Erbleiden
als auch der trotz formellen Verfahrens infol~:c Fehldiat;nose zu
Unrecht ergangenen Urteile an der Gesamtzahl der Sterilisierten
zu gewinnen. Sehr viole Gesundheitsämter ~erfügten noch über die
Akten der Erbgesundheitsgcrichte. Durch eine ex officie durchge-
führte Nachuntersuchung der Sterilisierten in einer Stadt von
etwa 250 000 Einwohnern könne ein repräsentatives Ergebnis
erzielt werden. Diese Methode sei weniger problematisch. als die
Nachuntersuchung der gesamten Sterilisierten.
Prof. Dr. Dr. Ehrhardt ver~pricht sich nichts von einer Diffe-
renzierung nach verschiedenen Grupren bei einer Entschädigungs-
zahlung. Die Anstaltsinsassen könnten noch verhältnisnäßig
leicht 9bgegrenzt werden. In ~llen anderen Fällen aber lasse
sich nicht empirisch begründen, inwieweit die Gefahr eines Miß-
brauchs der Entschädigung bestehe.
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Ebensowenig sei eine Abgrenzun[ nach dem Alter zur Zeit der Steri-
lisierung nöglich, da sie eine genaue Nachprüfung jedes einzelnen
Falles erfordere. Hinzu komme die Schwierigkeit, daß sich in deo
Moment, in dem der Gesetzgeber eine Entschädigung beschließe,
der Kreis der Betroffenen wesentlich ausdehnen werde. Bisher habe
sich nur desh~lb eine so verschwindend gerinse Zahl von Sterili-
sierten ~eDeldet, weil keine Aussicht auf Entschädigung bestanden
habe.
Antsgerichtsrat Frornann ent[8Lnet, daß mit der Gruppe der vor
den 21. oder 22. Lebensjahr Sterilisierten bereits eine sehr be-
deutende Abgrenzung gegeben sei. Bei diesen erheblich kleineren

') Personenkreis erscheine sogar eine ärztliche Untersuchung mÖGlich.
Der Vorsitzende bemerkt, daß die Entschädigung auch von Gesunden
mißbräuchlich verwendet werden könnte, aber Erscheinungen, wie
sie z.H.beiden zum Teil sehr hohen Entschädigungen der Zigeuner
zu beobachten gewesen seien, nicht dazu berechtigten, allen Ste-
rilisierten die Entschädigung grundsätzlich zu verweigern.
Landesobermedizinalrat Dr. Lauber erklärt, daß er auf Grund sei-
ner Erfahrungen an der Psychiatrischen Klinik in Düsseldorf das
Hamburger Ergebnis in wesentlichen bestätigen könne. Außerdem
gebe es noch in Verden eine Aufstellung über Wiederaufnahmeverfah-
ren in Erbgesundheitssachen, die ebenfalls darauf schließen lasse,
daß die Quote der Fehlentscheidungen bei 50 % liege.
Er beruft sich auf den Aufsatz "Psychiatrische Erfahrungen bei der
Nachuntersuchung Sterilisierter" von Bonhoff. Danach erscheine
insges.'3.Lltdie VerGutung berechti[t, daß das Nachbegutachtungsma-
terial iElgroßen und ganzen einen Querschnitt durch das frühere
Material darstelle.
AbtS.Dr. Böhr!lknüpft an die Ansicht der Sachverständigen an, daß
ein nach den Grundsätzen des Bürgerlichen Reohts zu erstattender
Scheden relativ selten entstanden sei, und fragt, welche Chance
ein Antragsteller heute noch habe, nach 25 J~hren den Kausalzu-
sac8enhang zwischen de~ operativen Eingriff und irgendeiner Er-
werbsüinderun[ auf Grund später eingetretener Folgeschäden eini-
geroaßen glaubhaft zu machen.
Er geht dabei von folgenden Voraussetzungen aus: a) die Verfah-
ren der Erbgesundheitsgerichte seien zwar ordnun€s[ern~ß aber
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ohne rechtliche Legitimation wie eine nach den Regeln der ärzt-
lichen Kunst vorgenommene Operation ohne Einwilligung des p~-
tienten durchgeführt worden; b) eine Entschädigung werde nur in
solchen Fällen gewährt, in denen ein extraordinärer Komplika-
tionsschaden oder ein Folgeschaden nachgewiesen oder glaubhaft ge-
macht werde.
Min.Rat Dr. Karl erwidert, daß ein derartiger Schaden, selbst
wenn er sich damals schon gezeigt und entwickelt habe, außer-
ordentlich schwer nachweisbar sei. Die Erfahrungen ~it dem
Allgemeinen Kriegsfolgengesetz sprächen in dieser Beziehung eine
deutliche Sprache.
Prof. Dr. Dr. Ehrhardt ergänzt, daß ein körperlicher Scheden
heute an sich noch nachweisbar wäre. Letztlich werde es sich
aber irnner um seelische Begleiterscheinungen handeln, .die nicht
objektivierbar'.seien •
Min.Dir. Dr. Feaux de la Croix (BMF) zeiGt folGende Wege einer
Entschädigung auf:
l~ der Gesetzgeber erkläre alle Sterilisierungen für rechtswi-
,drig, sehe aber keine generelle Entschädigung vor, sondern lasse
sich von sozialen Mo~enten leiten, inde~ er etwa die Entschädi-
gung vom Vermögen oder von Einkorrnen abhängig ~ache;
2. die Entschädigung erfolge in Form einer gemeinsamen Aktion der

.J Wohlfahrtsverbände , die aus dem Bundeshaushai t dotiert wUrden.
Er betont, daß er sich jeder wertenden Äußerung enthalte und nur
die Meinung der Sachverständigen zu den verschiedenen Möglichkei-
ten hören wolle.
Min.Rat Dr. Karl hält eine nach fürsorgerechtlichen Gesichts-
punkten auszuzahlende Geldentschädigung für fragwürdig. Sie ver-
wässere den Gedanken der Rehabilitierung, wenn sie ihn nicht gar
illusorisch mache •
.Prof. Dr. ])r..Ehrhardt läßt dahingestellt, ob eine :Pauschalre-
gelung im Rahmen der Fürsorgeverbände zweckoäßi6 sei, rät aber auf
jeden Fall von einer sachlichen Prüfung ab, die einnal sehr
lange dauere und zum anderen zwangsläufig in vielen Fällen zu
Ungerechtigkeiten führe,
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Amtsgerichtsrat FrorQann macht auf die Kosten eines solchen sach-
lichen NachprUfungsverfahrens aufmerksaG. Die Sachverständigen,
die sich früher mit 13 oder 14 DM zufriedengegeben hätten, ver-
langten heute 130 oder 140 DM.
Auf Wunsch von Acg. Dr. Görgen, der sich auf die Stellungnahme von
Prof. Dr. Hagen bezieht, geht Landesobermedizinalrat Dr.Lauber
auf Fragen des Katalogs der Erbkrankheiten in Erbgesun~hei tsge-.
setz ein. Abgesehen von der sehr weitgehenden japanischen Rege-
lung sei ihm kein Gesetz mit einem derartigen Katalog bekannt.
Zur Zeit des Nationalsozialismus sei der Begriff des Schwachsinns

I ) sehr oft nicht intellektuell, sondern ethisch-moralisch ausge-
/ legt worden.
Bei der Psychopathie, einer Abnormität der Persönli?hkeit, die
sozial sehr störend sein könne, seien die Erblichkeitsverhält-
nisse umstritten.

Mit einem Dank an die Sachverständigen schließt der Vorsitzende
die Sitzung.
(Hö/Sch)

Ende der Sitzung: 16,30 Uhr
Dr. Mt./Kzl.

) cez• J ahn (~arburg)
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